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Zusammenfassung

Das Europiaische Migrationsnetzwerk

Das Europaische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde

im Jahr 2003 von der Europdischen Kommission im
Auftrag des Europdischen Rates eingerichtet, um dem
Bedarf eines regelmaRigen Austausches von verldss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich
auf europdischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 bil-
det die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dauerhafte
Rechtsgrundlage des EMN, und es wurden nationale
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union (mit Ausnahme Danemarks, welches Be-
obachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen.

Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europédischen
Union, nationale Institutionen und Beh6rden sowie die
Offentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlasslichen
und vergleichbaren Informationen Gber Migration und
Asylim Hinblick auf eine Unterstltzung der Politik in
diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche nationale
Kontaktstelle ist beim BAMF in Niirnberg angesiedelt.
Zu den Hauptaufgaben der nationalen Kontaktstelle
gehort die Umsetzung des jahrlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jahrlichen
Politikberichts ,,Migration, Integration, Asyl*, die Er-
arbeitung von bis zu vier themenspezifischen Studien,
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in
unterschiedlichen Foren, zum Beispiel durch die Orga-
nisation von eigenen Tagungen und die Teilnahme an
Tagungen im In- und Ausland. Dariiber hinaus richten
die nationalen Kontaktstellen jeweils nationale Netz-
werke aus Organisationen, Institutionen und Einzel-
personen ein, die im Bereich Migration und Asyl tatig
sind.

Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primar-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
standige Erhebung von Daten und Informationen er-
ginzt. EMN-Studien werden nach einheitlichen Spe-
zifikationen erstellt, um innerhalb der Europaischen
Union und Norwegens vergleichbare Ergebnisse zu
erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit zu ge-
wahrleisten, wurde ein Glossar erstellt, das (iber die
nationalen und internationalen EMN-Webseiten zu-
ganglich ist.

Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird
ein Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Ergeb-
nisse der einzelnen nationalen Berichte zusammen-
fasst und so einen europiischen Uberblick erlaubt.
Dazu kommen themenspezifische Informationsblat-
ter (EMN-Informs), die knapp und prazise ausgewahlte
Themen prasentieren. Das EMN-Bulletin liefert vier-
teljahrlich Informationen ber die aktuellen Entwick-
lungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit dem
Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet.
Diese beschaftigt sich mit Aspekten der freiwilligen
Riickkehr, der Reintegration und der zwangsweisen
Rickfiuhrung.

Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der
Generaldirektion Migration und Inneres der Europai-
schen Kommission verfiigbar. Die nationalen Studien
der deutschen Nationalen Kontaktstelle sowie die Syn-
theseberichte, Informs und das Glossar finden sich
auch auf der nationalen Webseite: www.emn-deutsch-
land.de.
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Das Europdische Migrationsnetzwerk

Zusammenfassung

In Reaktion auf die islamistisch-terroristischen An-
schlage unter anderem in Paris (2015), Briissel (2016),
Nizza (2016), Berlin (2016) und London (2017) fokus-
sierte die sicherheitspolitische Debatte in der Euro-
paischen Union (EU) und auch in Deutschland primér
auf Malinahmen gegen islamistische Radikalisierung
und gewaltbereiten Extremismus. Der Umstand, dass
manche der Personen, die ein Attentat verlibt haben,
Drittstaatsangehdrige waren, lenkte den Fokus auf
MaRnahmen, die auf diese Personengruppe zielten.
In Deutschland wurden in Reaktion auf den Terror-
anschlag auf einen Berliner Weihnachtsmarkt am 19.
Dezember 2016 nicht nur operative MaRnahmen mit
Blick auf die Behérdenzusammenarbeit getroffen, son-
dern auch restriktive aufenthaltsrechtliche Malnah-
men eingefiihrt.

Die Migrationsbehérden, das heilRt das Bundesamt fiir
Migration und Flichtlinge (BAMF) und die Auslander-
behorden, ibernehmen im Zusammenhang mit dem
Umgang mit Drittstaatsangehorigen, die eine Gefahr
fur die 6ffentliche Sicherheit darstellen, verschiedene
Aufgaben. Das BAMF hilt die Rolle der Koordinie-
rung der Informationstibermittlung und Auswertung
von sicherheitsrelevanten Erkenntnissen zwischen den
Sicherheits- und Migrationsbehoérden inne. In dieser
Funktion ist das BAMF beispielsweise im Gemeinsa-
men Terrorismusabwehrzentrum in der Arbeitsgruppe
,Statusrechtliche BegleitmaRnahmen* federfiihrend
tatig. In dieser Arbeitsgruppe werden Vorgehens-
weisen im Zusammenhang mit ausldnder-, asyl- und
staatsangehdrigkeitsrechtlichen MaRnahmen gegen
Personen mit islamistisch-terroristischem Hintergrund
besprochen.

Die Bundesregierung unterstitzt verschiedene Pro-
jekte zur Extremismuspravention und Demokratie-
forderung. Bei der Praventionsarbeit ist das BAMF
ebenfalls aktiv und bietet durch die Beratungsstelle
»Radikalisierung® eine Anlaufstelle fiir Ratsuchende,
die beflrchten, dass eine Person in ihrem Umfeld

sich islamistisch radikalisiert. Insgesamt verfolgen die
deutschen Behorden einen Ansatz, der sowohl repres-
sive als auch praventive MaRnahmen gegen den Extre-
mismus im Allgemeinen vereint.

Gegen Drittstaatsangehorige, die eine Gefahr fiir die
offentliche Sicherheit, die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland oder die freiheitliche demokratische
Grundordnung darstellen, verfolgen die Migrations-
und Sicherheitsbehérden verschiedene aufenthalts-
rechtliche und aufenthaltsbeendende MaRnahmen
(zum Beispiel Nicht-Verlangerung des Aufenthaltsti-
tels, Ricknahme und Widerruf des Aufenthaltstitels
und des Schutzstatus, Riickfiihrung, Aufenthaltsiiber-
wachung, Verbot und Beschrankung der politischen
Betitigung sowie Einreise- und Aufenthaltsverbote).
Vor allem bei den aufenthaltsbeendenden MaRnah-
men sehen die zustandigen Behorden grofRere recht-
liche Herausforderungen. Dies ist zum Beispiel der
Fall, wenn keine Reisedokumente vorhanden sind oder
Bedenken bestehen, dass die Person im Zielland auf-
grund des Abschiebungsgrundes gefoltert wird.

Der Informationsaustausch zwischen unterschied-
lichen Behorden bzw. Akteurinnen und Akteuren in
Deutschland hat sich durch seine Entwicklung und In-
stitutionalisierung in den letzten Jahren bewahrt. Auf
europdischer Ebene gibt es bislang keine vergleich-
baren Kommunikations- und Koordinationsplattfor-
men in denen die Migrationsbehérden mit den Si-
cherheitsbehoérden im Austausch miteinander stehen.
Der Austausch zu sicherheitsrelevanten Aspekten im
Zusammenhang mit Drittstaatsangehérigen zwischen
Deutschland und anderen EU-Mitgliedstaaten fin-
det bilateral statt. Durch die Weiterentwicklung des
Schengener Informationssystems (SIS) soll allerdings
eine Datenbank geschaffen werden, mithilfe der ab
dem Jahr 2022 asyl- und zum Teil auch aufenthalts-
rechtliche Entscheidungen auf europaischer Ebene zu-
ganglich sein werden.
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1 Einleitung

Nach den islamistisch-terroristischen Anschlagen
unter anderem in Paris (2015), Brissel (2016), Nizza
(2016), Berlin (2016) und London (2017) riickten in
der Europaischen Union (EU) sowie in Deutschland si-
cherheitspolitische GegenmaRnahmen gegen islamis-
tische Radikalisierung und gewaltbereiten Extremis-
mus in den Mittelpunkt. Der Umstand, dass manche
der Attentate von Drittstaatsangehdrigen veriibt wur-
den, lenkte den Fokus auf MaRnahmen, die auf diese
Personengruppe zielten. In Deutschland wurden bei-
spielsweise in Reaktion auf den Terroranschlag auf
einen Berliner Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz
am 19. Dezember 2016 nicht nur operative Maltnah-
men mit Blick auf eine bessere Behérdenzusammen-
arbeit getroffen, sondern auch mehrere restriktive auf-
enthaltsrechtliche MaRnahmen eingefihrt (Kapitel 2.3
und Kapitel 5.4).

Trotz des sicherheitspolitischen Fokus auf islamisti-
sche Drittstaatsangehorige handelt es sich bei Radika-
lisierung und Extremismus weder um ein religionsspe-
zifisches Phanomen noch um ein spezifisches Problem
von Drittstaatsangehérigen® (Koser/Cunningham
2017). So werden auch zahlreiche Deutsche dem isla-
mistischen Spektrum zugeordnet und zugleich muss
zwischen verschiedenen Phanomenbereichen des Ext-
remismus unterschieden werden (zum Beispiel Rechts-
extremismus, Linksextremismus und islamistischer
Extremismus).

Dass in dieser Studie der Schwerpunkt dennoch auf
Drittstaatsangehorigen und die Rolle der Migrations-
behorden gelegt wird, hat zwei Griinde: Zum einen
kann es bei Drittstaatsangehorigen spezifische Ein-
flussfaktoren auf eine Radikalisierung geben. Dies kon-
nen neben herkunftsunabhangigen Einflussfaktoren
wie das soziale Umfeld und wirtschaftliche Faktoren
auch Identitatskonflikte, Diskriminierungserfahrun-
gen, kulturelle Marginalisierung und Einfliisse aus dem
Herkunftsland sein. Diese Faktoren kdnnen bestimmte
Personen empfanglich fiir die Ansprache durch extre-
mistische Gruppen machen (Gafarova 2018: 1). Zum
anderen kann den Migrationsbehdrden bei Drittstaats-

1  Als Drittstaatsangehdrige im Sinne des Schengener Grenzkodex
gelten alle Personen, die nicht Staatsangehérige eines EU-
Mitgliedstaates, eines Mitgliedstaates des Europdischen Wirt-
schaftsraumes (EWR) oder der Schweiz sind.

Einleitung

angehdrigen eine wichtige Funktion hinsichtlich der
Identifizierung und Pravention zukommen, die bei
deutschen Extremistinnen und Extremisten keine Rolle
spielen. Bei Malinahmen zur Sicherung der 6ffentli-
chen Sicherheit konnen Behérden bei Drittstaatsange-
horigen aufgrund aufenthaltsrechtlicher Regelungen
zudem anders vorgehen als bei deutschen Staatsan-
gehorigen oder Staatsangehorigen der Europdischen
Union. So kénnen unter bestimmten Umsténden auf-
enthaltsbeendende MaRRnahmen ergriffen werden,

bei denen auch die Migrationsbehérden eine wichtige
Rolle spielen. Diese Studie wirft daher einen Blick auf
die spezifische Rolle der Migrationsbehdrden mit Blick
auf Drittstaatsangehorige, die eine Gefahr fiir die 6f-
fentliche Sicherheit darstellen. Die Aufgaben der Si-
cherheitsbehérden sind somit nicht Teil der Studie. Der
Fokus dieser Studie liegt dabei auf Drittstaatsangeho-
rigen, die sich reguldr und legal in Deutschland aufhal-
ten. Irreguldr aufhaltige Personen sowie Asylsuchende,
die sich noch im Asylverfahren befinden, sind nicht Teil
dieser Studie.

In Deutschland spielen in diesem Zusammenhang ins-
besondere das Bundesamt fiir Migration und Fliicht-
linge (BAMF) sowie die Auslanderbehérden eine
wichtige Rolle - etwa bei der Ermittlung von sicher-
heitsrelevanten Erkenntnissen und der Zusammen-
arbeit mit den Sicherheitsbehérden (Kapitel 3.1), der
Praventions- und Deradikalisierungsarbeit (Kapitel 4),
der Durchfiihrung von aufenthaltsrechtlichen Mal3-
nahmen (Kapitel 5) und der Kooperation mit anderen
EU-Mitgliedstaaten (Kapitel 6).

Die den einzelnen Malknahmen zugrundeliegenden
behoérdlichen sowie organisatorischen Rahmenbe-
dingungen im Zusammenhang mit dem Umgang mit
Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir die 6f-
fentliche Sicherheit darstellen, sind durch zahlreiche
Gesetze, Verordnungen, Vorschriften und Erlasse auf
Lander- und Bundesebene geregelt. Sie werden in zu-
nehmendem MaRe aber auch durch EU-Richtlinien
(RL) und -Verordnungen (VO) beeinflusst.

Die vorliegende Studie wurde im Rahmen des Europai-
schen Migrationsnetzwerkes (EMN) erstellt.



Einleitung

Verwendete Quellen

Neben den rechtlichen und organisatorischen Rah-
menbedingungen sowie den jiingsten Entwicklungen
im Politikfeld wurden in der vorliegenden Studie zahl-
reiche Quellen aufbereitet. Die wichtigsten Quellen
sind Rechtstexte und Verwaltungsvorschriften zum
Auslénder- und Aufenthaltsrecht und die Antworten
der Bundesregierung auf Kleine Anfragen im Bundes-
tag. Weitere Daten konnten aus Statistikberichten des
Statistischen Bundesamts, Eurostat und des Bundes-
ministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat (BMI)
entnommen werden. Zusétzliche Informationen wur-
den direkt bei den zustdndigen Beh6rden (BAMF, Bun-
deskriminalamt (BKA)) abgefragt. Ebenso wurden nati-
onale und internationale Studien und Zeitungsberichte
mit einbezogen.
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) Gefahr fir die offentliche Sicherheit:
nationaler Kontext und Definitionen

Uber das Themenfeld der Gefahr fiir die 6ffentliche
Sicherheit wird in Deutschland mit einer Reihe von
Begriffen debattiert, die wiederholt und teils syno-
nym in 6ffentlichen Diskursen und Medienberichten
benannt werden, die jedoch voneinander zu trennen
sind, da sie - zumindest aus juristischer und sicher-
heitspolitischer Perspektive — durchaus unterschiedli-
che Aspekte umfassen. Fiir ein Verstandnis der Hand-
lungs- und Kompetenzfelder der jeweiligen beteiligten
Personen bzw. Behérden werden deshalb nachstehend
die wesentlichen Begriffe definiert (Kapitel 2.1). In der
vorliegenden Studie geht es um die Aufgaben der Mi-
grationsbehdérden? im Zusammenhang mit Drittstaats-
angehdorigen, die Giber einen Aufenthaltstitel® verfi-
gen und eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung darstellen. Es wird daher vorrangig auf die
auslanderrechtlichen Regelungen Bezug genommen.
Zusatzlich werden Statistiken sowohl zur politisch
motivierten Kriminalitidt (PMK) als auch zu Gefihr-
derinnen und Gefahrdern sowie relevanten Personen
aufgeflhrt (Kapitel 2.2). Zudem fiihrt dieses Kapitel in
die politische Debatte in Deutschland zum Thema Ge-
fahrdung der 6ffentlichen Sicherheit, insbesondere im
Zusammenhang mit Drittstaatsangehdorigen, ein (Kapi-
tel 2.3). In letzten Jahren ging es hierbei vorrangig um
die Gefahrdung, die vom islamistischen Terrorismus
ausgeht.

2.1 Begriffe und Definitionen

In Gesetzestexten werden oft die Begriffe der 6ffentli-
chen Sicherheit und Ordnung, der Sicherheit der Bun-
desrepublik und der freiheitlichen demokratischen

2 Migrationsbehdrden im Sinne dieser Studie sind die Behérden,
die fur die Erteilung, die Riicknahme und den Widerruf von Auf-
enthaltstiteln und Riickkehrentscheidungen an Drittstaatsan-
gehdrige verantwortlich sind, d. h. das Bundesamt fiir Migration
und Flichtlinge (BAMF) und die Auslénderbehdorden.

3 Im Rahmen dieser Studie ist ein Aufenthaltstitel jede von den
Behorden eines EU-Mitgliedstaats ausgestellte Genehmigung,
die eine oder einen Drittstaatsangehdrigen um rechtmaRigen
Aufenthalt von mindestens drei Monaten im Hoheitsgebiete
dieses EU-Mitgliedstaats berechtigt. Somit sind Personen, die
Uber eine Aufenthaltsgestattung oder Duldung verfiigen nicht
Teil dieser Studie.

Grundordnung benannt. Die Begriffe ,6ffentliche Ord-
nung“ und ,,6ffentliche Sicherheit kommen dabei aus
dem allgemeinen Polizeirecht (Bundespolizeigesetz
(BPolG)* und Polizeiaufgabengesetze der Lander). Der
Begriff der ,Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land“ findet sich im Strafgesetzbuch (StGB) wieder und
der Begriff der ,freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung® im Grundgesetz (GG). In anderen europai-
schen Mitgliedstaaten wird auch von der ,nationalen
Sicherheit” gesprochen, welche eine Unterkategorie
der offentlichen Sicherheit darstellt. Im deutschen Po-
lizeirecht ist die ,nationale Sicherheit“ aber nicht de-
finiert. Auch im Rahmen des EU Acquis wird auf den
Begriff der 6ffentlichen Sicherheit und nicht dem der
nationalen Sicherheit Bezug genommen.

2.1.1 Offentliche Ordnung

Unter ,6ffentlicher Ordnung® wird laut Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) ,,die Gesamtheit der ungeschrie-
benen Regeln verstanden, deren Befolgung nach den
jeweils herrschenden sozialen und ethischen Anschau-
ungen als unerldssliche Voraussetzung eines geordne-
ten menschlichen Zusammenlebens innerhalb eines
bestimmten Gebiets angesehen wird“ (BVerfG, Be-
schluss vom 14. Mai 1985°%). Wie diese Definition des
Bundesverfassungsgerichts zeigt, ist der Begriff vage
und deshalb auslegungsbediirftig. Im Zusammenhang
mit dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG)® ist der Be-
griff der 6ffentlichen Ordnung im Sinne des ,,Polizei-
und Ordnungsrechts zu verstehen“ (55.1.1.1 ,Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz
(AVwVAufenthG)).

2.1.2 Offentliche Sicherheit

Der fiir diese Studie zentrale Begriff der ,,6ffentlichen
Sicherheit® ist ,,offen und auslegungsbediirftig” und

4 Gesetz Uber die Bundespolizei.

5 BVerfG, Beschluss vom 14. Mai 1985 - 1 BvR 233/81, 341/81 -
NJW 1985, 2395 <2398>.

6  Gesetz uber den Aufenthalt, die Erwerbstatigkeit und die Integ-
ration von Auslanderinnen und Auslandern im Bundesgebiet.
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stammt im deutschen Kontext ebenfalls aus dem Po-
lizeirecht (Gusy/Worms 2019: § 1 PolG NRW Rn. 47).
Die ,[o]ffentliche Sicherheit ist die Unverletzlichkeit
der objektiven Rechtsordnung, der subjektiven Rechte
und Rechtsgiiter des einzelnen sowie der Einrichtun-
gen und Veranstaltungen des Staates und sonstiger
Trager der Hoheitsgewalt“ (55.1.1.1 AVwVAufenthG).
Im Aufenthaltsgesetz findet sich mit Blick auf Dritt-
staatsangehorige, von denen eine Gefahrdung ausgeht,
wiederum die Begriffskombination ,,6ffentliche Sicher-
heit und Ordnung“’.

In dieser Studie wird vorrangig der Begriff der &ffent-
lichen Sicherheit verwendet, da sich dieser im Gegen-
satz zur 6ffentlichen Ordnung klar auf die Sicherheit
der Rechtsordnung und der staatlichen Institutionen
bezieht und gleichzeitig mit Blick auf die Gr6Renord-
nung der Gefdhrdung noch recht weit gefasst ist. So-
fern in den folgenden Ausfiihrungen und in den re-
levanten Gesetzestexten andere Sicherheitsbegriffe
(zum Beispiel Sicherheit der Bundesrepublik) verwen-
det werden, wird dies kenntlich gemacht.

2.1.3 Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland

Unter der ,Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land“ ist laut Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
sowohl die innere als auch die duRere Sicherheit im
Sinne des Bestandes und der ,Funktionstiichtigkeit
des Staates und seiner Einrichtungen® zu verstehen
(§ 92 Abs. 3 Nr. 2 StGB, BVerwG, Urteil vom 15. Marz
20058%). Im Aufenthaltsgesetz findet sich im Zusam-
menhang von restriktiveren aufenthaltsrechtlichen
MaRnahmen (zum Beispiel die Abschiebungsanord-
nung gemalk § 58a AufenthG®) gegeniiber Drittstaats-
angehdrigen, die eine Gefahr darstellen, auch der
Begriff der ,Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-

7  Siehe zur Verwendung der Begriffskombination im Aufent-
haltsgesetz § 11 Abs. 2 und 5 (Einreise- und Aufenthaltsverbot),
§ 27 Abs. 3a Nr. 4 (Familiennachzug), § 47 Abs. 1 Nr. 1 (Verbot
und Beschréankung der politischen Meinung), § 53 Abs. 1 und 3
(Ausweisung), § 54 Abs. 1 Nr. 5 (Ausweisungsinteresse), § 56 Abs.
1 Nr. 2 (Uberwachung ausreisepflichtiger Auslinderinnen und
Auslindern aus Griinden der inneren Sicherheit) oder § 59 Abs. 7
Nr. 1 AufenthG (Androhung der Abschiebung).

8 BVerwG, Urteil vom 15. Mirz 2005 - 1 C 26.03 [ECLI:DE:BVerwG
:2005:150305U1C26.03.0] - NVwZ 2005, 1091 <1092>.

9 ,Die Abschiebungsanordnung [...] beinhaltet sowohl die Aus-
weisung als auch die Vollstreckungsanordnung und begriindet
gleichzeitig die Anordnung von Abschiebungshaft, wenn die
Abschiebung nicht unmittelbar vollzogen werden kann [...]. Sie
ist eine Regelung mit Ausnahmecharakter fiir besondere Gefah-
rensituationen (Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 19).

11

land“. Die Sicherheit der Bundesrepublik ist enger zu
verstehen als die 6ffentliche Sicherheit, was bedeu-
tet, dass nicht jede ,Beeintrachtigung der 6ffentlichen
Sicherheit” durch eine Gesetzesverletzung ,.gleichzei-
tig eine Gefahrdung der ,inneren Sicherheit* darstellt”
(54.2.2.2 AVwVAufenthG).

2.1.4 Freiheitliche demokratische
Grundordnung

Die ,[f]reiheitliche demokratische Grundordnung

im Sinne des Art. 21 Abs. 2 GG ist eine Ordnung, die
unter Ausschluss jeglicher Gewalt und Willkiirherr-
schaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf
der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach
dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit
und Gleichheit darstellt” (BVerfG, Urteil vom 23. Okto-
ber 1952*). Dazu gehoren:

B die Achtung der Menschenrechte, insbesondere
das Recht der Personlichkeit auf Leben und freie
Entfaltung,

die Volkssouverdnitat,

die Gewaltenteilung,

die Verantwortlichkeit der Regierung,

die GesetzmaRigkeit der Verwaltung,

die Unabhangigkeit der Gerichte,

das Mehrparteiensystem,

und die ,,Chancengleichheit fiir alle politische
Parteien mit dem Recht auf verfassungsmaRige
Bildung und Ausiibung einer Opposition“ (BVerfG,
Urteil vom 23. Oktober 1952).

Die freiheitliche demokratische Grundordnung ist
somit ein umfassenderer Begriff als die weiteren Si-
cherheitsbegriffe und beinhaltet die Wesensmerkmale
der Demokratie und des Rechtstaats. Das Grundgesetz
bekennt sich dadurch laut dem Bundesverfassungsge-
richt zu einer ,streitbaren Demokratie“ und ermdglicht
somit auch zum Beispiel das Verbot von politischen
Parteien (BVerfG, Urteil vom 17. August 1956?).

10 Siehe zur Verwendung des Begriffes im Aufenthaltsgesetz § 11
Abs. 5a (Einreise- und Aufenthaltsverbot), § 25 Abs. 3 Nr. 4 (Auf-
enthalt aus humanitiren Griinden), § 27 Abs. 3a Nr. 1 (Grundsatz
des Familiennachzugs), § 47 Abs. 2 Nr. 1 (Verbot und Beschran-
kung der politischen Betatigung), § 53 Abs. 3a und 3b (Auswei-
sung), § 54 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 7 (Ausweisungsinteresse),
§ 58a Abs. 1 (Abschiebungsanordnung), § 60 Abs. 8 AufenthG
(Verbot der Abschiebung).

11 BVerfG, Urteil vom 23. Oktober 1952 - 1 BvB 1/51 - NJW 1592,
1407 <1407>.

12 BVerfG, Urteil vom 17. August 1956 - 1 BvB 2/51 - NJW 1956,
1393 <1397>.
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Im Aufenthaltsgesetz wird auf den Begriff der ,frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung® vorrangig
dann Bezug genommen, wenn es sich um restriktivere
aufenthaltsrechtliche MaRnahmen handelt (zum Bei-
spiel Verbot statt Beschrankung der politischen Betati-
gung, § 47 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG).%

2.1.5 Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung

Im Allgemeinen wird im Polizeirecht eine ,,Gefahr®

als eine Sachlage definiert, ,bei der die hinreichende
Wabhrscheinlichkeit besteht, dass in absehbarer Zeit
bei ungehindertem Geschehensablauf ein Schaden fir
das betreffende Rechtsgut eintreten wird“ (schriftliche
Antwort BKA 2020). Laut Bundespolizeigesetz besteht
eine erhebliche Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
beispielsweise dann, wenn eine Gefahr fiir ein bedeut-
sames Rechtsgut, wie der Bestand des Staates, das
Leben, die Gesundheit, die Freiheit besteht oder we-
sentliche Vermogenswerte oder andere strafrechtlich
geschiitzte Giter von erheblicher Bedeutung fir die
Allgemeinheit gefdhrdet sind (§ 14 Abs. 2 BPolG).

Im Aufenthaltsgesetz sind verschiedene aufenthalts-
rechtliche MaRnahmen geregelt, die getroffen wer-
den kénnen, wenn von einer Person eine Gefahr fur
die offentliche Sicherheit ausgeht. In diesem Zusam-
menhang wird zum Teil auch gesetzlich naher defi-
niert, welche Tatbestdnde als Gefahrdung der oben
genannten Rechtsgliter verstanden werden (siehe
Kapitel 5 fir die auslanderrechtlichen MaRnahmen).
Nach § 53 Abs. 1 AufenthG werden Personen, welche
die offentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheit-
liche demokratische Grundordnung oder sonstige er-
hebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland
gefdhrden, ausgewiesen'. Eine Ausweisung aufgrund
einer Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit ,kommt
etwa auch dann in Betracht, wenn ein hinreichender
Verdacht auf schwere Straftaten besteht, ohne dass
es bislang zu einer strafgerichtlichen Verurteilung ge-
kommen wire“ (55.1.1.1 AVwVAufenthG).

13 Siehe zur Verwendung des Begriffes im Aufenthaltsgesetz § 25a
Abs. 1 Nr. 5 (Aufenthaltsgewahrung bei gut integrierten Ju-
gendlichen und Heranwachsenden), § 25b Abs. 1 Nr. 2 (Aufent-
haltsgewahrung bei nachhaltiger Integration), § 27 Abs. 3a Nr. 1
(Familiennachzug), § 47 Abs. 2 Nr. 1 (Verbot und Beschriankung
der politischen Betitigung), § 53 Abs. 1 (Ausweisung), § 54 Abs.
1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 7 AufenthG (Ausweisungsinteresse).

14 ,Die Ausweisung (§§ 53-56 AufenthG) ist [...] kein tatsachlicher
Vorgang, sondern ein Verwaltungsakt, mit dem die Rechtma-
Rigkeit eines Aufenthalts endet und die Ausreisepflicht entsteht.
Die Ausweisung wird verfligt gegeniiber Ausldanderinnen und
Auslandern, von denen eine Gefdhrdung der Ordnung und
Sicherheit oder der Interessen der Bundesrepublik ausgeht*
(Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 19).
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Von der Gefahrdung fiir die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung oder die Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland ist gemaR § 54 Abs. 1 Nr. 2
AufenthG auszugehen, wenn Tatsachen die Schluss-
folgerung rechtfertigen, dass die Person einer Verei-
nigung angehdrt oder angehdrt hat, die den Terroris-
mus unterstiitzt oder eine nach § 89a Abs. 1 Satz 2
StGB schwere staatsgefahrdende Gewalttat® vorbe-
reitet oder vorbereitet hat. Nach § 92 Abs. 3 Nr. 2 des
Strafgesetzbuches (StGB) sind Bestrebungen gegen
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland sol-
che Bestrebungen, deren Trager darauf hinarbeiten,
die dulRere oder innere Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland zu beeintrachtigen.

Das BVerwG hat in einem Urteil vom 22. August

2017 festgestellt, dass neben der konkreten Gefahr
auch eine Gefahr besteht, wenn diese , hinreichend
konkretisierte[r]“ Gestalt ist (BVerwG, Urteil vom 22.
August 2017 Rn. 26%). Demnach kénnen Personen
gemal § 58a AufenthG auch dann eine Abschiebungs-
anordnung erhalten, wenn die Gefahr fiir die Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland oder eine ter-
roristische Gefahr, die von ihnen ausgeht, noch nicht
konkreter Natur ist. ,,In Bezug auf terroristische Straf-
taten [...] kann dies schon der Fall sein, wenn zwar
noch [...] kein zeitlich absehbares Geschehen erkenn-
bar ist, jedoch das individuelle Verhalten einer Person
die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass sie
solche Straftaten in Giberschaubarer Zukunft begehen
wird“ (BVerwG, Urteil vom 22. August 2017 Rn. 26).

2.1.6 Politisch motivierte Kriminalitit (PMK)

Zusatzlich zu den bereits genannten Begriffen ist im
Zusammenhang dieser Studie das Definitionssystem
der ,Politisch motivierten Kriminalitit’ (PMK) von Be-
deutung. Mit der PMK werden ,,Straftaten, die aus
einer politischen Motivation heraus begangen wer-
den“ erfasst (BMI 2018a: 2). Das sind erstens solche
Straftaten, die sich gegen die Verfassung, den Bestand
des Staates oder gegen seine innere und/oder duRere
Sicherheit richten, und zweitens auch Straftaten der

15 Eine schwere staatsgefihrdende Gewalttat ist eine Straftat
gegen das Leben in den Fillen des § 211 (Mord) oder des § 212
(Totschlag) oder gegen die personliche Freiheit in den Fallen des
§ 239a (erpresserischer Menschenraub) oder des § 239b (Geisel-
nahme) StGB, die nach den Umsténden bestimmt und geeignet
ist, den Bestand oder die Sicherheit eines Staates oder einer
internationalen Organisation zu beeintrachtigen oder Verfas-
sungsgrundsatze der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen,
auBer Geltung zu setzen oder zu untergraben (§ 89a Abs. 1 Satz
2 StGB).

16 BVerwG, Urteil vom 22.08.2017 - 1 A 3.17 [ECLI:DE:BVerwG:201
7:220817U1A3.17.0] - BeckRS 2017, 127231 Rn. 26.
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Allgemeinkriminalitat, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die Taterin oder der Tater damit be-
stimmte politisch motivierte Ziele verfolgte (siehe In-
fobox 1). Die Straftaten werden den Phianomenberei-
chen ,PMK -rechts-¢ ,PMK -links-, ,PMK -auslandische
Ideologie-, ,PMK -religiose Ideologie-*’ und ,PMK
-nicht zuzuordnen-‘ unterteilt (BMI 2018a: 2). Perso-
nen, die Straftaten im Bereich der PMK begehen, kén-
nen dementsprechend als Gefahr fiir die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung gesehen werden.

In der PMK -religiose Ideologie- sind insbesondere is-
lamistische Straftaten verzeichnet. In den Bereich PMK
-ausldndische Ideologie- fallen unter anderem Straf-
taten von Personen mit Bezug zu als extremistisch
eingestuften Gruppierungen, wie beispielsweise die
verbotene Arbeiterpartei Kurdistans (,Partiya Karkerén
Kurdistan‘ — PKK)® und die ihr zugehérigen Teil-/
Organisationen, wie die sogenannten Volksverteidi-
gungskrafte ,Hézén Parastina Gel' (HPG), die ,Partei
der Demokratischen Union (PYD), und die ,Volksver-
teidigungseinheiten‘ (YPG/YPJ) sowie die rechtsex-
treme, turkische UlkUcU—Bewegung”, die auch als
,Graue Wolfe* bekannt ist und vom Verfassungsschutz
beobachtet wird. AuRerdem sind dem Bundeskrimi-
nalamt einige wenige Fille im zweistelligen Bereich im
Zusammenhang mit dem tiirkischen ,Revolutionaren
Volksbefreiungs-Front* DHKP-C sowie der ,Kommu-
nistischen Partei der Tiirkei/Marxistisch-Leninistisch
(,Turkiye Komnist Partisi/Marksist-Leninist — TKP/
ML) bekannt (schriftliche Antwort BKA 2020). Zudem
konnen Drittstaatsangehdérige auch Straftaten in den
Bereichen PMK -rechts- und PMK -links- begehen,
wenn diese Straftaten nicht im Zusammenhang mit
rechts- oder linksextremen Ideologien aus dem Aus-
land begangen werden.

17 Die Phdanomenbereiche ,PMK ausldndische Ideologie® und ,PMK
religiése Ideologie‘ wurden 2017 aus dem fritheren Begriff der
,PMK Auslanderkriminalitat‘ definiert. Straftaten, die nun unter
den Bereich ,PMK religiose Ideologie’ fallen wurden innerhalb
der damaligen ,PMK Auslanderkriminalitat unter ,,Islamismus/
Fundamentalismus“ erfasst (BMI 2018a: 2).

18 Die PKK wurde in 1978 in der Tiirkei mit dem Ziel der ,,Errich-
tung eines unabhangigen, sozialistisch orientierten Kurdenstaa-
tes“ gegriindet. Sie ist seit 2002 von der Europdischen Union
(EU) als Terrororganisation gelistet und ist in Deutschland ,mit
etwa 14.500 Anhangern weiterhin mit Abstand die mitglieder-
starkste nicht-islamistische extremistische Ausldnderorganisati-
on“ (BfV 2019: 5f.).

19 Die Ulkiicii-Bewegung existiert in der Tiirkei seit bereits mehr
als 50 Jahren und auch in Deutschland seit Jahrzehnten. Die
Mitgliederzahl in Deutschland wird auf 18.000 geschatzt (Bozay
2017). ,,Rassismus, insbesondere Juden- und Israel-Feindlichkeit,
sind ein essentieller Teil der Ideologie der tiirkisch-rechtsextre-
mistischen Ulkiicii-Bewegung“ (Deutscher Bundestag 2018a: 3).
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Infobox 1: Politisch motivierte Kriminalitat

»~Was ist politisch motivierte Kriminalitat?

Als politisch motivierte Kriminalitat werden
bezeichnet und erfasst:

1.

Alle Straftaten, die einen oder mehrere Straftatbe-
stande der sogenannten Staatsschutzdelikte erfiil-
len, selbst wenn im Einzelfall keine politische Mo-
tivation festgestellt werden kann. Dazu zdhlen zum
[sic!] Propagandadelikte (§§ 86, 86a StGB), oder aber
auch die Bildung einer terroristischen Vereinigung
(§ 129a StGB) und Hochverrat (§§ 81, 82 StGB).

2.

Straftaten, die in der Allgemeinkriminalitdt began-
gen werden konnen (wie z. B. Totungs- und Koérper-
verletzungsdelikte, Brandstiftungen, Widerstands-
delikte, Sachbeschidigungen), bei denen jedoch
unter Wiirdigung der gesamten Umstande der Tat
und/oder der Einstellung des Taters Anhaltspunkte
dafiir gegeben sind, dass sie:

e den demokratischen Willensbildungsprozess be-
einflussen sollen, der Erreichung oder Verhinde-
rung politischer Ziele dienen oder sich gegen die
Realisierung politischer Entscheidungen richten,

e sich gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung bzw. eines ihrer Wesensmerk-
male, den Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes richten oder eine unge-
setzliche Beeintrachtigung der Amtsfiihrung von
Mitgliedern der Verfassungsorgane des Bundes
oder eines Landes zum Ziel haben,

e durch Anwendung von Gewalt oder darauf ge-
richtete Vorbereitungshandlungen auswartige
Belange der Bundesrepublik Deutschland ge-
fahrden,

e sich gegen eine Person wegen ihrer politischen
Einstellung, Nationalitat, Volkszugehorigkeit,
Rasse?, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung,
Herkunft oder aufgrund ihres duReren Erschei-
nungsbildes, ihrer Behinderung, ihrer sexuellen
Orientierung oder ihres gesellschaftlichen Status
richten (sog. Hasskriminalitat)“ (BMI 2020a).

20 Der Begriff ,Rasse“ wird in Anlehnung an den Ver-
tragstext der Genfer Menschenrechtskonvention (GFK)
verwendet, A. d. A.
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Organisierte Kriminalitat

Die sogenannte Clankriminalitat®* im Bereich der Or-
ganisierten Kriminalitat findet ebenfalls vermehrt Platz
in der sicherheits- und aufenthaltsrechtlichen Debatte.
Bei der 210. Sitzung der Stindigen Konferenz der In-
nenministerinnen und Innenminister und -senatorin-
nen und -senatoren (IMK) im Juni 2019 wurde eine

s kloordinierte linderibergreifende Bekiampfung der
,Clankriminalitat™ beschlossen. Darin wurde zudem
festgehalten, dass ,[in extremen Einzelfillen [...] Be-
ziehungen zum internationalen Terrorismus*“ beste-
hen und die Bekdmpfung der Clankriminalitét ,,priori-
tar und ganzheitlich“ erfolgen misse (IMK 2019: 19).
Aktuell liegen dem Bundeskriminalamt jedoch keine
Erkenntnisse zu ,gefestigten Strukturen® zwischen
der ,(internationalen) Organisierten Kriminalitat“ und
Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir die 6ffent-
liche Sicherheit darstellen, vor. Grundsatzlich konne
laut Bundeskriminalamt aber ,,nicht ausgeschlossen
werden, dass das Taterpotential aus dem Bereich des
islamistisch motivierten Terrorismus/Extremismus
durch zielgerichtete Kontaktaufnahme oder durch die
Nutzung bestehender Kontakte im Einzelfall die Mog-
lichkeiten, insbesondere auch zur Beschaffung von
Tatmitteln, im Bereich der Organisierten Kriminalitat
nutzen kdnnte“ (schriftliche Antwort BKA 2020).

2.1.7 Gefihrder und Gefihrderinnen sowie
relevante Personen

Die zustdandigen Polizeibehdrden kénnen im Bereich
der Gefahrenabwehr zudem Personen als ,,Gefdhrde-
rin“ bzw. ,,Gefahrder” oder ,relevante Personen® ein-
stufen (BKA 2020a). Bei dem Geféhrderbegriff handelt
es sich um einen ,Arbeitsbegriff der Sicherheitsbe-
horden, der insbesondere bei der Bekampfung von
Terrorismus Anwendung findet“ (Deutscher Bundes-
tag 2017a: 3). Laut der im Jahr 2004 durch die Arbeits-
gemeinschaft der Leitungen des Bundeskriminalamt
und der Landeskriminaldmter beschlossenen Defini-
tion ist eine ,,Gefdhrderin“ oder ein ,,Gefahrder” ,eine
Person, bei der bestimmte Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass sie politisch motivierte Strafta-
ten von erheblicher Bedeutung, insbesondere sol-
che im Sinne des § 100a der ,Strafprozessordnung’
(StPO), begehen wird“ (Deutscher Bundestag 2017a:
3). Es handelt sich hierbei um ,schwere Straftaten®,
die verschiedene Rechtsgebiete umfassen, wie das

21 Unter der ,Clankriminalitat“ wird die ,Begehung von Straftaten
durch Angehorige ethnisch abgeschotteter Subkulturen ver-
standen. Bei dem Begriff der Clankriminalitat handelt es sich
nicht um eine legale Begriffsdefinition (BKA 2019a: 29).
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Strafgesetzbuch (unter anderem Straftaten des Frie-
densverrats, des Hochverrats und der Gefdhrdung des
demokratischen Rechtsstaats sowie des Landesverrats
und der Gefdhrdung der duReren Sicherheit, Straftaten
gegen die 6ffentliche Ordnung, Mord und Totschlag),
das Asylgesetz (AsylG) (unter anderem Verleitung zur
missbrauchlichen Asylantragstellung), das Aufent-
haltsgesetz (unter anderem Einschleusen von auslén-
dischen Personen) das Gesetz tiber die Kontrolle von
Kriegswaffen oder das Vélkerstrafgesetzbuch (unter
anderem Volkermord, Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, Kriegsverbrechen) (§ 100a Abs. 2 StPO).

Im Gegensatz zur Einstufung als Gefdhrderin bzw. Ge-
fahrder ist eine Person ,als relevant anzusehen, wenn
sie innerhalb des extremistischen/terroristischen
Spektrums die Rolle einer (a) Fiihrungsperson, (b) eines
Unterstltzers/Logistikers, (c) eines Akteurs einnimmt
und objektive Hinweise vorliegen, die die Prognose
zulassen, dass sie politisch motivierte Straftaten von
erheblicher Bedeutung, insbesondere solche im Sinne
des § 100a der Strafprozessordnung, férdert, unter-
stiitzt, begeht oder sich daran beteiligt, oder (d) es sich
um eine Kontakt- oder Begleitperson eines Gefdhrders,
eines Beschuldigten oder eines Verdachtigen einer
politisch motivierten Straftat von erheblicher Bedeu-
tung, insbesondere einer solchen im Sinne des § 100a
Strafprozessordnung, handelt (BKA 2020a). Im Unter-
schied zu den PMK-Phanomenbereichen, bei denen es
sich um bereits begangene Straftaten handelt, missen
Gefahrder und Gefdhrderinnen oder relevante Perso-
nen noch nicht zwingend politisch motivierte Straf-
taten begangen haben, um als solche eingestuft zu
werden.

In der Regel werden die Einstufungen als Gefahrder
oder Gefdhrderin oder als relevante Person im Rahmen
des Gefahrderprogramms durch die 6rtlich zustandi-
gen Polizeibeh6rden der Lander vorgenommen (Deut-
scher Bundestag 2017b: 2). Dartiber hinaus kann auch
das Bundeskriminalamt gemal § 4a BKAG eine eigene
Liste an Gefahrderinnen und Gefdhrdern sowie rele-
vanten Personen fiihren (Deutscher Bundestag 2017b:
6). Die Beurteilung, dass eine Person politisch moti-
vierte Straftaten im Sinne von § 100a StPO begehen
wird, ,ist stets vom Einzelfall abhédngig. Eine Beurtei-
lung erfolgt [...] in einem individuellen Abstimmungs-
prozess“ (Landtag Brandenburg 2017: 2). Personen
werden dementsprechend nicht automatisch einge-
stuft, wenn sie politisch motivierte Straftaten begehen.
Sie missen auch nicht zwingend als Gefahrder oder
Geféhrderinnen bzw. relevante Person eingestuft wor-
den sein, um den Tatbestand der Gefahr fiir die 6ffent-
liche Sicherheit zu erfiillen.
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Einstufung als Gefdhrderin bzw. Gefahrder
oder relevante Person

In den letzten Jahren wurde im Zusammenhang mit
den diversen islamistischen Anschlagen in Europa vor
allem in die Gefahrenbewertung im Bereich des isla-
mistischen Extremismus und Terrorismus investiert.
Der Polizei stehen im Zusammenhang mit islamis-
tischem Extremismus und Terrorismus zum Beispiel
»drei standardisierte Einstufungssysteme mit unter-
schiedlichen Zielrichtungen® zur Verfligung:

1. ,Achtstufiges Prognosemodell: Wenn ein Sach-
verhalt bekannt wird, der auf ein konkretes Scha-
densereignis hindeutet wie beispielsweise einen
Anschlagsplan durch bislang polizeilich unbe-
kannte Personen, wird mittels eines achtstufigen
Prognosemodells eine Wahrscheinlichkeitsaus-
sage hinsichtlich des potenziellen Schadensein-
tritts getroffen.

2. Gefdhrdereinstufung: Wenn bestimmte Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass sich eine Person
in unterschiedlicher Art und Weise an politisch
motivierten Straftaten beteiligen wird oder eine
bestimmte Rolle in der Szene einnimmt, erfolgt
eine Einstufung als Gefahrder oder Geféhrderin
oder Relevante Person und flhrt zu polizeilichen
und/oder strafrechtlichen MaRnahmen.

3. RADAR-ITE (regelbasierte Analyse potentiell dest-
ruktiver Tater zur Einschatzung des akuten Risikos
- islamistischer Terrorismus): Mit RADAR-ITE wird
eine Person, zu der eine Mindestmenge an Infor-
mationen zu Ereignissen aus ihrem Leben vorliegt,
hinsichtlich des von ihr ausgehenden Risikos, in
Deutschland eine schwere Gewalttat zu veriiben,
bewertet und einer Risikoskala zugeordnet, um
darauf aufbauend InterventionsmaRnahmen zu
priorisieren.” Dies soll eine ,bundesweit einheitli-
che Nachvollziehbarkeit der Bewertungen® er-
moglichen (BKA 2017).

RADAR-ITE wurde vom Bundeskriminalamt in Koope-
ration mit der Arbeitsgruppe Forensische Psycholo-
gie der Universitat Konstanz entwickelt (BKA 2017).
Anhand eines Risikobewertungsbogens mit standardi-
sierten Fragen und Antwortkategorien, mit insgesamt
73 Merkmalen in sieben Themenkomplexen, werden
die Personen nach regulierter Vorgehensweise einer
dreistufigen Risikoskala zugeordnet (hohes, auffilliges,
moderates Risiko). Hierzu werden Daten genutzt, die
bereits den Polizeibehdrden aufgrund von bestehen-
den gesetzlichen Grundlagen vorliegen oder erhoben
werden dirfen. ,Die Merkmale beziehen sich u. a. auf

15

bisher veriibte Gewaltdelikte, die Erfahrungen im Um-
gang mit Waffen oder Sprengstoffen, die Einbindung
in die radikale Szene, Aufenthalte in Kriegsgebieten
und dortige Beteiligung an Kampfhandlungen sowie
Aspekte einer problembehafteten Personlichkeit, zum
Beispiel diagnostizierte psychische Auffilligkeiten®
(Deutscher Bundestag 2017c: 7). Die Bewertung er-
folgt grundsatzlich durch die zustandige Landerpolizei.
Das Ergebnis der Bewertung und die Informationen,
die Grundlage der Bewertung waren, werden an das
Bundeskriminalamt weitergegeben, welches dann eine
qualitatssichernde Priifung durchfiihrt. Hochrisikoper-
sonen werden grundsatzlich einer Einzelfallbetrach-
tung unterzogen und in der GTAZ-Arbeitsgruppe Risi-
komanagement (Kapitel 3.1.1), an der die betroffenen
Sicherheitsbehorden teilnehmen, behandelt (schrift-
liche Antwort BKA 2020). RADAR-ITE bietet den Be-
horden relevante erste Informationen und Einschat-
zungen zu den betreffenden Personen, anhand derer
sicherheitsbehordliche Priorisierungen von MaRnah-
men erfolgen kénnen (BKA 2017).

Darauf aufbauend wird zurzeit in einem gemeinsamen
Projekt (August 2017 bis Januar 2020) des Bundeskri-
minalamts, der Fachhochschule Polizei Sachsen-Anhalt,
der Universitat Konstanz, des LKA NRW sowie dem
oOsterreichischen Bundesamt fiir Verfassungsschutz
und Terrorismusbekampfung als assoziierte Partneror-
ganisationen ein weiteres Analyse-System entwickelt:
das zweistufige Risiko-Analyse-System bei islamistisch
motivierten Tatgeneigten (RISKANT). Das Analyse-
System soll nur bei ,,islamistisch radikalisierten und
polizeilich bereits auffillig gewordenen Personen” ein-
gesetzt werden. In einer ersten Stufe wird zunéchst
~eine Risikobeurteilung auf Basis von standardisierten
Fragen® durchgefiihrt. Im nichsten Schritt werden die
in anhand der Fragen ,als mit hohem Risiko beurteil-
ten Personen einer einzelfallorientierten Betrachtung
unterzogen“ (BMBF 2020).

Durch die Fokussierung auf den islamistischen Terro-
rismus in den vergangenen Jahren haben die deut-
schen Sicherheitsbehdrden den Bereich PMK -rechts-
nicht mit der ,gleichen Intensitat” bearbeitet, wie
Prasident des Bundeskriminalamts Holger Miinch
2019 in einem Interview angab (BKA 2019b). Im Zu-
sammenhang mit der ,,Zunahme von rechter Gewalt,
sowie Hass und Hetze im Internet” sieht das Bundes-
kriminalamt es nun allerdings als notwendig an, ver-
starkt in die Bekampfung des Bereichs PMK -rechts-
zu investieren und hat in diesem Zusammenhang
angekiindigt, das Risikobewertungssystem RADAR
auch auf den Bereich PMK -rechts- in einem zweijih-
rigen Projekt (Marz 2020 bis Februar 2022) zu tbertra-
gen. Fir die Bereiche PMK -links- und PMK -ausléndi-
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sche Ideologie- ist die Einfiihrung von RADAR aktuell
nicht vorgesehen (BKA 2019b, schriftliche Antwort
BKA 2020).

2.1.8 Radikalisierung

Der Begriff der ,,Radikalisierung® ist nicht gesetzlich
definiert und es gibt auch keine einheitliche behér-
deniibergreifende Definition. Aufgrund seiner ,Nor-
mativitat®, seiner ,Subjektivitat", seines ,Stigmatisie-
rungspotentials und der Individualitdt personlicher
Verdnderungsprozesse“ wird der Begriff Radikalisie-
rung zum Teil ,,grundlegend* kritisiert (Beratungsstelle
»Radikalisierung“ 2018: 5). Je nach ,professionsgeleite-
ter Perspektive“ fokussieren die unterschiedlichen Be-
teiligten, die in diesem Bereich tatig sind, in Bezug zu
ihrem jeweiligen ,Mandat und Selbstverstandnis“ auf
sverschiedene Aspekte von Radikalisierung” (Uhlmann
2017: 20).

Das Beratungsstellen-Netzwerk der Beratungsstelle
sRadikalisierung” des BAMF definiert ,Radikalisierung®
beispielsweise als ,.ein[en] komplexe[n], meist nicht-
lineare[n], individuelle[n], oft aber nicht ausschlieR-
lich gruppenbezogene[n] Prozess der Annahme einer
extremistischen Denk- und Handlungsweise“ (Bera-
tungsstelle ,,Radikalisierung“ 2018: 5). Dieser Prozess
geht oft mit einer ,steigenden Bereitschaft einher, zur
Durchsetzung politischer, sozialer und/oder religi6-
ser Ziele nicht-demokratische Mittel bis hin zur An-
wendung von Gewalt zu beflirworten, zu unterstiitzen
und/oder einzusetzen“ (Beratungsstelle ,,Radikalisie-
rung*“ 2018: 5).

Im Gemeinsamen Terrorismus Abwehrzentrum
(GTAZ)* wird Radikalisierung als ,zunehmende Hin-
wendung von Personen oder Gruppen zu einer ex-
tremistischen Denk- und Handlungsweise und die
wachsende Bereitschaft, zur Durchsetzung ihrer Ziele,
illegitime Mittel, bis hin zur Anwendung von Gewalt,
zu befiirworten, zu unterstiitzen und/oder einzuset-
zen’ Dabei ist ,,Radikalisierung [...] oft ein schleichen-
der Prozess®, der ,.im Wechselspiel aus eigenen Erfah-
rungen, Kontakten mit extremistischen Szenen und
dem Konsum von Propaganda“ entsteht (schriftliche
Antwort BKA 2020).

22 Das GTAZ ist eine Kooperations- und Kommunikationsplattform
zur Abwehr von islamistischem Terrorismus von BfV, BKA, BND,

GBA, BPOL, ZKA, BAMF, MAD, den LfV und LKA, siehe Kapitel 3.
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2.1.9 Extremismus

Wie bei der Radikalisierung findet sich auch fir den
Begriff des ,,Extremismus“ in Deutschland keine Legal-
definition. Insgesamt lasst sich aber sagen, dass nach
der Rechtsprechung ,,das Wesensmerkmal von Extre-
mismus [ist], im Widerspruch zur freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung des Grundgesetzes zu ste-
hen“ (Deutscher Bundestag 2018b: 4).

Das Beratungsstellen-Netzwerk der Beratungsstelle
~Radikalisierung” des BAMF definiert den Begriff ,ext-
remistisch’ als einen, unter dem ,ideologisierte Denk-
und Handlungsweisen verstanden [werden], die den
Menschenrechten, den obersten Wertprinzipien der
Demokratie und den Grundprinzipien der Verfassung
zuwiderlaufen. Diese beziehen sich auf die unantast-
bare demokratische Verfasstheit der Bundesrepublik
Deutschland, die im Grundgesetz niedergeschrieben
und unter der Bezeichnung freiheitliche demokra-
tische Grundordnung zusammengefasst worden ist.
Extremistische Denk- und Handlungsweisen kénnen
Gewaltbezug aufweisen, miissen es aber nicht“ (Bera-
tungsstelle ,Radikalisierung“ 2018: 5).

Das Bundesamt fiir Verfassungsschutz (BfV) bezeich-
net solche Aktivitaten als ,,extremistisch® ,die darauf
abzielen, die Grundwerte der freiheitlichen Demokra-
tie zu beseitigen“ (BfV 2020a). Zum Teil wird auch von
~gewaltorientiertem® oder ,gewaltbereitem Extremis-
mus“ gesprochen (BMI 2018b). Unter ,,gewaltberei-
tem Extremismus“ werden im GTAZ ,Bestrebungen
zur Systemiiberwindung, die sich - auch unter Anwen-
dung von Gewalt - gegen die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung richten® verstanden (schriftliche
Antwort BKA 2020). Unter extremistische Kriminalitdt
fallen wiederum solche Straftaten, ,,bei denen tatsach-
liche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass sie gegen
die freiheitlich demokratische Grundordnung ge-
richtet sind, also darauf, einen der folgenden Verfas-
sungsgrundsatze zu beseitigen oder auller Geltung zu
setzen:

B Das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen
und Abstimmungen und durch besondere Organe
der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und
der Rechtsprechung auszuiiben und die Volksver-
tretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, glei-
cher und geheimer Wahl zu wihlen.
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B Die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungs-
maRige Ordnung und die Bindung der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung an Recht und
Gesetz.

B Das Recht auf Bildung und Ausiibung einer parla-
mentarischen Opposition.

B Die Ablosbarkeit der Regierung und ihre Verant-
wortlichkeit gegeniiber der Volksvertretung.

B Die Unabhangigkeit der Gerichte.

B Den Anschluss jeder Gewalt- und
Willkirherrschaft.

B Die im Grundgesetz konkretisierten
Menschenrechte.

Ebenfalls hinzugerechnet werden Straftaten, die durch
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichteten Vor-
bereitungshandlungen auswartige Belange der Bun-
desrepublik Deutschland gefahrden oder sich gegen
die Volkerverstandigung richten® (schriftliche Antwort
BKA 2020).

Es gibt keinen spezifischen Tatbestand des gewaltbe-
reiten Extremismus in Bezug auf eine Gefahr fir die
offentliche Sicherheit, die Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland oder die freiheitliche demokratische
Grundordnung. Jedoch wird gemaR § 54 Abs. 1 Nr. 2
AufenthG eine Person als Gefahr fiir die freiheitliche
demokratische Grundordnung bzw. die Sicherheit der
Bundesrepublik Deutschland gesehen, wenn Tatsa-
chen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass sie einer
Vereinigung, die den Terrorismus unterstiitzt, angehort
oder eine schwere staatsgefihrdende Gewalttat? vor-
bereitet. Extremistisch motivierte Straftaten, das heil3t
solche Straftaten, die das Ziel haben fur die freiheitlich
demokratische Grundordnung pragende Verfassungs-
grundsatze zu beseitigen, werden auch unter der po-
litisch motivierten Kriminalitat erfasst (BMI 2018: 24).
Inwiefern eine Person durch extremistisches Handeln
eine Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit, die Sicher-
heit der Bundesrepublik, oder die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung darstellt, muss im Einzelfall
bestimmt werden.

23 Eine schwere staatsgefidhrdende Gewalttat ist eine Straftat
gegen das Leben in den Fillen des § 211 (Mord) oder des § 212
(Totschlag) oder gegen die personliche Freiheit in den Féllen des
§ 239a (erpresserischer Menschenraub) oder des § 239b (Geisel-
nahme) StGB, die nach den Umsténden bestimmt und geeignet
ist, den Bestand oder die Sicherheit eines Staates oder einer
internationalen Organisation zu beeintrachtigen oder Verfas-
sungsgrundsatze der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen,
aufer Geltung zu setzen oder zu untergraben (§ 89a Abs. 1 Satz
2 StGB).
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2.2 Statistiken zu politisch
motivierter Kriminalitat,
Gefihrderinnen und
Gefihrdern sowie
relevanten Personen

In diesem Unterkapitel werden Statistiken zur poli-
tisch motivierten Kriminalitdt, zu Gefahrderinnen und
Gefdhrdern sowie relevanten Personen aufgefihrt,
wobei zur besseren Einordnung in den Gesamtkontext
zundchst stets die Gesamtstatistiken in den jeweili-
gen Phanomenbereichen aufgefiihrt werden und im
Anschluss eine Differenzierung nach Drittstaatsange-
hérigen erfolgt. Die Statistik zur PMK (Abbildung 1)
ist eine Eingangsstatistik und umfasst die Anzahl an
Straftaten, ,die aus einer politischen Motivation her-
aus begangen wurden“ (BMI 2019a: 2; Kapitel 2.1.6).
Straftaten, die in den Bereich der PMK fallen, werden
von den Landeskriminalimtern (LKA) der einzelnen
Bundeslander im ,Kriminalpolizeilichen Meldedienst -
Politisch motivierte Kriminalitat (KPMD-PMK) erfasst
und an das Bundeskriminalamt weitergegeben. Dabei
handelt es sich um eine sogenannte Eingangsstatistik,
was bedeutet, dass die begangenen Straftaten zu dem
Zeitpunkt erfasst werden, wenn eine Strafanzeige ein-
geht bzw. Ermittlungen aufgenommen werden. Bei der
Beurteilung soll auch ,,die Sicht der/des Betroffenen
einbezogen werden. Sollte der politische Hintergrund
einer Straftat erst spater (d. h. wahrend den Ermittlun-
gen oder im Gerichtsprozess) deutlich werden, muss
dies nachgemeldet werden. Diese Nachmeldung un-
terbleibt ,,in der Praxis aber nicht selten® (Staud 2018).
Dadurch, dass nur angezeigte Straftaten in die Statis-
tik flieRen, gibt es eine recht groRe Dunkelziffer, wobei
sich diese je nach Phdanomenbereich unterscheidet. So
ist vor allem im Bereich der rechtsmotivierten Krimi-
nalitat von einer groReren Dunkelziffer auszugehen
(Staud 2018). Zusatzlich zu der polizeilichen Statistik
gibt es Statistiken aus der Zivilgesellschaft, zum Bei-
spiel von Opferberatungsstellen, die haufig ,deutlich
mehr Vorfille registrieren als die Behdrden,” da Opfer
oft den Kontakt mit Behérden vermeiden mochten
(Staud 2018).

Im Gegensatz zu den Statistiken zu Gefdhrderinnen
und Gefdhrdern und relevanten Personen (Tabelle 1),
handelt es sich also um bereits begangene Straftaten,
die der PMK zugeordnet wurden. Gefahrderinnen und
Gefahrder missen jedoch nicht zwingend politisch
motivierte Straftaten begangen haben um als solche
gefliihrt zu werden.
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Abbildung 1: Entwicklung des Gesamtstrafaufkommens nach Phdanomenbereichen der PMK (2008-2018)
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Quelle: BMI 2018a: 3,2019a: 3.
Hinweis: Ab 2017 ist der Phanomenbereich PMAK in PMK -auslidndische Ideologie- und PMK -religiose Ideologie- aufgeteilt.

Tabelle 1: Anzahl der Gefihrder und Gefiahrderinnen sowie relevanten Personen in Deutschland (Stand 30. November 2019)

Gefahrder

und Relevante Personen?
Gefahrderinnen

o ) o _/na. || keine Angabe/
Insgesamt Insgesamt ALLES Unter‘sttftzer/ Akteure Koptakt L2 vorliegende
personen Logistiker gleitpersonen .
Information
PMK A8 752 778 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.
-gesamt-2"
PMK -rechts- 46 126 41 22 66 40 o
PMK -links- 5 85 23 6 70 0 =
PMK
-ausldndische 21 48 12 10 19 5 11
Ideologie-
PMK “religiose 679 517 45 141 102 137 -
Ideologie-

Quelle: Deutscher Bundestag 2019a: 5.

YFunktionstypen werden zum Teil mehrfach vergeben.

2 Alle Phanomenbereiche einschlieBlich PMK -nicht zuzuordnen-.

3 In dieser Tabelle sind nur die Falle aufgelistet, die den Bundesbehdrden bekannt sind, da die Bundeslander fir die
Gefahrdersachbearbeitung zustindig sind. AuRerdem unterliegen die Zahlen tagesaktuellen Schwankungen aufgrund von
Ein-, Aus- sowie Umstufungen (Deutscher Bundestag 2019a: 4).
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Die Diskrepanz zwischen den in der PMK erfassten
Straftaten und der Liste der Gefahrderinnen und Ge-
fahrder, insbesondere mit Blick auf PMK -rechts- und
PMK -religiose Ideologie-, ist seit lingerem Gegen-
stand politischer und behérdlicher Diskussion. Wie
Tabelle 1 zu entnehmen ist, waren mit Stand Novem-
ber 2019 679 Personen im Bereich der PMK -religi-
6se Ideologie- als Gefdhrderinnen und Gefédhrder ein-
gestuft, wahrend es im Bereich der PMK -rechts- 46
Geféhrderinnen und Gefahrder waren. Dies steht im
groRen Kontrast zu den in der PMK registrierten Straf-
taten nach Phanomenbereichen. Im Jahr 2018 waren
20.431 rechte und 586 religios ideologisch motivierte
Straftaten registriert worden (Abbildung 1). Zudem
zdhlt das Bundesamt fiir Verfassungsschutz im Jahr
2018 ca. 25.350 rechtsextreme Personen und geht
davon aus, dass die Halfte von ihnen gewaltorien-
tiert** ist (12.700, BMI 2019b: 50). Gewaltorientierung
bedeutet jedoch nicht, dass diese Personen auch ge-
waltbereit sind und davon auszugehen ist, dass diese
Personen Anschlége veriiben wollen (G6tschenberg/
Schmidt 2019). Gewaltorientierung und die Bereit-
schaft Anschlage zu veriiben wiirde bedeuten, dass die
Personen als Gefahrder oder Gefahrderin einzustufen
waren. Aufgrund der 12.700 als gewaltorientiert ein-
gestuften Rechtsextremen gehen das Bundesamt fiir
Verfassungsschutz und das Bundeskriminalamt davon
aus, dass die Anzahl der rechtsextremen Gefihrderin-
nen und Gefdhrder zu niedrig bemessen ist und haben
jeweils Plane zur praziseren Beobachtung und Be-
kampfung angekiindigt (Gétschenberg/Schmit 2019).

Die Statistiken zu Gefdhrderinnen und Gefdhrdern lie-
gen zudem teilweise aufgeschlisselt nach Staatsange-
horigkeit und Aufenthaltstiteln vor. Einer Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Partei
Die Linke zu den Staatsangehdrigkeiten von Gefahrde-
rinnen und Gefahrdern und relevanten Personen, die
dem PMK-Phanomenbereich der religiésen Ideolo-
gie zugeordnet werden, kann beispielsweise entnom-
men werden, dass von den insgesamt 767 Gefahrdern
und Gefdhrderinnen und 470 relevanten Personen mit
Stand 7. November 2018 der Anteil an Personen mit
deutscher Staatsangehorigkeit in etwa 53 % betrug.
Dabei hatten nicht alle diese Personen ihren Aufent-
halt in Deutschland (Deutscher Bundestag 2018c: 2f.).

24 Das Bundesamt fiir Verfassungsschutz verwendet den Ober-
begriff ,gewaltorientiert®, ,wenn Extremisten als gewaltttig,
gewaltbereit, gewaltunterstiitzend oder gewaltbefiirwortend
eingeordnet werden kénnen“ (BMI 2019b: 19).
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Tabelle 2: Anzahl der in der AG Status des GTAZ
bearbeiteten Fille von Personen aus dem islamistischen
Phinomenbereich (Stand 26. November 2019)

Gefdhrder und Relevante

Personen?

Staatsangehorigkeit Gefihrderinnen?

Gesamt 225 126
Syrien 94 37
Tiirkei 30 21
Russische Foderation 20 15
Irak 14 8
Ungeklart 10 3
Tadschikistan 7 4
Tunesien 6 5
Afghanistan 5 5
Bosnien und Herzegowina 5 2
Staatenlos 5 1
Algerien 3 0
Jordanien 3 1
Kosovo 3 3
Marokko 3 3
Somalia 3 2
Libyen 2 1
Pakistan 2 2
Serbien 2 1
Albanien 1 1
Frankreich 1 1
Griechenland 1 0
Israel 1 0
Kamerun 1 0
Libanon 1 2
Nordmazedonien 1 1
Rumanien 1 1
Belgien 0 1
Indien 0 1
Italien 0 3

Quelle: Deutscher Bundestag 2019a: 6ff.

Y In dieser Tabelle sind nur die Falle aufgelistet, die den Bundes-
behdrden bekannt sind, da die Bundeslander fiir die Gefahrder-
sachbearbeitung zustindig sind. AuRerdem unterliegen die Zahlen
tagesaktuellen Schwankungen aufgrund von Ein-, Aus- sowie
Umstufungen (Deutscher Bundestag 2019a: 4).
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Tabelle 2 fiihrt die Anzahl der Falle von Gefdhrderin-
nen und Gefdhrdern sowie relevanten Personen auf,
die in der sogenannten Arbeitsgruppe ,Statusrechtli-
che BegleitmaRnahmen* (AG Status) des Gemeinsa-
men Terrorismus Abwehrzentrum (GTAZ; Kapitel 3.1.1)
bearbeitet wurden (Stand 26. November 2019). Die
Aufgabe der AG Status besteht dabei ,,in der friihzei-
tigen Identifizierung von Personen mit einem islamis-
tisch-extremistischen oder islamistisch-terroristischen
Hintergrund, die als Adressaten von ausldander-, asyl-
oder staatsangehdrigkeitsrechtlichen MaRnahmen zur
Abwehr einer Gefdahrdung der 6ffentlichen Sicherheit
in Betracht kommen*“ (Deutscher Bundestag 2014a:
10). In der AG Status werden nur auslidndische Staats-
angehorige im Bereich des islamistischen Terrorismus
behandelt. Deutsche islamistische Gefahrderinnen
und Gefihrder (auRer sie haben auRer der deutschen
noch eine weitere Staatsangehorigkeit) und auslindi-
sche Gefédhrder, die nicht in diesen Bereich fallen, tau-
chen in dieser Statistik somit nicht auf. Es werden aber
auch Fille bearbeitet, bei denen die Personen weder
als Gefdhrder oder Gefahrderin noch relevante Person
eingestuft sind, da dies eventuell (noch) nicht erfolgt
ist. Insgesamt waren 677 Personenfille aus dem Pha-
nomenbereich Islamismus, davon 225 Gefdhrderinnen
und Gefahrder und 126 relevante Personen, mit Stand
vom 26. November 2019 im Rahmen der AG Status in
Bearbeitung (Deutscher Bundestag 2019a: 6). Damit
waren von den bearbeiteten Personenféllen 326 Per-
sonen (noch) nicht als Gefdhrderinnen bzw. Gefahrder
noch als relevante Personen eingestuft worden.

Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit: nationaler Kontext und Definitionen

Wie Tabelle 2 zu entnehmen ist, sind die grofite Anzahl
an Gefahrderinnen und Gefdhrdern, die in der AG Sta-
tus bearbeitet wurden, syrische, tiirkische und russi-
sche Staatsangehdrige. Auch EU-Staatsangehdrige fin-
den sich in der Statistik der AG Status wieder (Belgien,
Frankreich und Griechenland), wenngleich mit weitaus
geringeren Fallzahlen.

In Tabelle 3 wird der aufenthaltsrechtliche Status der
Gefahrderinnen und Geféhrder sowie relevanten Per-
sonen aus dem Phanomenbereich Islamismus der in
der AG Status bearbeiteten Personenfalle mit Asyl-
hintergrund aufgefthrt (Stand 26. November 2019).
Hier zeigt sich, dass von den 42 Geféhrderinnen und
Gefdhrdern mit Flichtlingsstatus sich 32 Personen in
anhangigen Widerrufsverfahren ihres Fliichtlingssta-
tus befanden. Bei den relevanten Personen befanden
sich 15 der 22 Félle zu dem Zeitpunkt im Widerrufs-
verfahren. Von den Gefdhrderinnen und Gefahrdern,
die subsidiar schutzberichtigt sind, befanden sieben
der zwolf Personenfille sich im Widerrufsverfahren.
Bei den relevanten Personen waren es wiederum zwei
von 13 Fille.

Tabelle 3: Aufenthaltsrechtlicher Status der in der AG Status des GTAZ bearbeiteter Fille von Personen aus dem
islamistischen Phinomenbereich mit Asylhintergrund (Stand 26. November 2019)

Insgesamt Widerrufs-

verfahren

Asylberechtigt 0 =
Flichtlingsstatus 42 32
Subsidiar

schutzberechtigt 12 7

Klagen nach
erfolgtem
Widerruf

DEVT)] Anhingige Davon
anhingige

Anhingige
Klagen nach
erfolgtem
Widerruf

anhingige
Widerrufs-
verfahren

Insgesamt

1 = 1
22 15 =
13 2 =

Quelle: Deutscher Bundestag 2019a: 9f.

Y1n dieser Tabelle sind nur die Fille aufgelistet, die den Bundesbehorden bekannt sind, da die Bundesladnder fiir die Geféhrdersachbearbeitung
zustandig sind. AuBerdem unterliegen die Zahlen tagesaktuellen Schwankungen aufgrund von Ein-, Aus- sowie Umstufungen (Deutscher

Bundestag 2019a: 4).
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2.3 Politische Debatte

Die Frage, wie der Staat mit Personen, die eine Ge-
fahr fur die 6ffentliche Sicherheit darstellen, umgehen
sollte, ist in den letzten Jahren Thema gréRerer poli-
tischer und 6ffentlicher Debatten geworden. Auslé-
ser sind die erhéhte Anzahl an islamistischen Terror-
anschldgen in Europa und auch Deutschland seit dem
Jahr 2014 und die steigende Anzahl an riickkehrenden
Anhangerinnen und Anhanger des sogenannten ,Isla-
mischen Staates’ (IS)*® aus Syrien und dem Irak. Zudem
spielten auch die Aufdeckung und Strafverfolgung der
Anschlage des Nationalsozialistischen Untergrunds
(NSU)? sowie diverser weiterer rechtsterroristischer
Anschldge und neuer Vereinigungen in jlingeren Jahren
eine wichtige Rolle (unter anderem ,Revolution Chem-
nitz'’; Mord am hessischen Regierungsprasidenten
Walter Liibcke?® 2019; Anschlag auf eine Synagoge und
ein Imbiss in Halle 2019%°). Auf der einen Seite wurden
in Reaktion auf diese Anschldge rechtliche Regelungen
verschirft (zum Beispiel durch die Novellierung des
Aufenthaltsgesetzes), gleichzeitig wurde zusatzliches
Augenmerk auf PraventionsmaRnahmen gerichtet, die
solche Gefahren friihzeitig vermeiden sollen. Das BMI
spricht in diesem Zusammenhang von einem ,ganz-
heitlichen Bekdmpfungsansatzes®, der neben repressi-
ven MalRnahmen auch auf MaRnahmen der Prévention
und Deradikalisierung setzt (BMI 2020b; fiir die ,Stra-

25 Zum Teil wird die Terrororganisation von Politikerinnen und
Politikern und den Medien auch ,Daesch, Daesh oder Da’esh
genannt, da der Begriff ,,Staat” fiir viele Menschen eine ,,unno6-
tige Aufwertung der Terrororganisation“ darstellt, und das Wort
wIslamisch“ ,viele Muslime, die eine Gleichsetzung ihrer Religion
mit den Terroristen kritisieren, stort (Deutschlandfunk 2015).
Das Wort Daesh kommt vom Akronym der arabischen Bezeich-
nung der Terrororganisation (,,Al-daula al-Islamija fi-l-Iraq wa-
l-Scham* ,,wird abwertend verwendet® und ,erinnert an andere
arabische Begriffe, die etwa fiir ,Zwietracht sden‘ oder ,zertreten
stehen“ (Schulte von Drach 2015).

26 Ende 2011 wurde bekannt, dass der sogenannte Nationalsozi-
alistische Untergrund (NSU), eine rechtsextreme Terrorgruppe,
fur zehn Morde, mehrere Bombenanschlage sowie diverse
Bankdiberfille in Deutschland verantwortlich gewesen war (BpB
2013; EMN/BAMF 2018: 77).

27 Die mutmaRlich rechtsterroristische Vereinigung ,Revolution
Chemnitz* soll ,,den Umsturz der demokratischen Ordnung mit
Waffen geplant haben® (Jittner 2019). Die Bundesanwaltschaft
Gibernahm die Anklage im Strafverfahren gegen die acht mut-
maRlichen Mitglieder. Das Verfahren lief zum Zeitpunkt der
Fertigstellung dieser Studie noch.

<

28 Der hessische Regierungsprasident Walter Liibcke wurde am
2. Juni 2019 erschossen. Die Bundesanwaltschaft geht beim
Hauptverdachtigen ,von einem rechtsextremen Hintergrund der
Tat aus“ (Zeit Online: 2019).

29 Am 9. Oktober 2019 hatte der mutmaRliche rechtsextreme
Attentater Stephan B. versucht die Tir der halleschen Synagoge
mit einem Sprengsatz aufzusprengen, um dort ein Massaker an-
zurichten. Zwei Menschen starben und weitere wurden verletzt
(Strack 2019).
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tegie der Bundesregierung zur Extremismuspravention
und Demokratieférderung’ siehe Kapitel 4.3).

Anschlag auf den Weihnachtsmarkt am Berliner
Breitscheidplatz (2016)

Am 19. Dezember 2016 wurde ein Terroranschlag auf
den Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz in Berlin
veriibt, bei dem zw6lf Menschen starben und mehr als
70 Personen teilweise schwer verletzt wurden (BMI
2018¢).*° Der tunesische Attentiter Anis Amri war
mutwillig mit einem LKW in den Weihnachtsmarkt ge-
fahren. Bei ihm handelte es sich um einen Asylantrag-
steller, der ab Juli 2015 an mehreren Orten in Deutsch-
land unter unterschiedlichen Identitditen mehrere
Asylgesuche gestellt hatte. Zuvor hatte er bereits in
Italien Asyl beantragt. In Deutschland liefen vor dem
Anschlag mehrere Ermittlungsverfahren gegen Amri
und er befand sich kurzfristig in Abschiebungshaft.
Die Abschiebung konnte jedoch aufgrund fehlender
Passersatzpapiere nicht vollzogen werden (Schneider
2017).

Der Anschlag fachte eine bereits laufende Debatte

um Sicherheitsliicken hinsichtlich méglicher terro-
ristischer und islamistischer Tatbegehende unter den
Geflichteten erneut an. In der Folge wurden verwal-
tungspraktische Veranderungen vorgenommen, das
Asylrecht verscharft und MaRnahmen zur erleichterten
Rickfiihrung beschlossen. So wurde auf Verwaltungs-
seite beispielsweise bereits 2016 durch die Einfiihrung
eines Kerndatensystems im Ausldnderzentralregister
zusatzliche MalRnahmen getroffen, um Mehrfachregis-
trierungen von Asylsuchenden vermeiden bzw. besser
aufdecken zu kénnen. Asyl- und aufenthaltsrechtli-
che Verscharfungen ergaben sich insbesondere durch
das ,Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
pflicht| das am 29. Juli 2017 in Kraft trat. So wurde die
Moglichkeit der Abschiebehaft fiir Personen, die eine
Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit darstellen, ausge-
weitet. Auch die Uberwachungsméglichkeiten fiir aus-
reisepflichtige Personen (elektronische FuRfessel, Be-
schrankung des Aufenthaltsgebiets) wurden in diesem
Zuge verscharft (Deutscher Bundestag 2017d: 21162).

Malnahmen zur Erleichterung von Abschiebungen
wurden zudem durch die Griindung des Gemein-
samen Zentrums zur Unterstltzung der Riickkehr
(ZUR) ergriffen, das unter anderem eine engere ope-
rative Abstimmung zwischen Bund und Landern auch

30 Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
des EMN/BAMF-Politikbericht 2017 angelehnt (EMN/BAMF
2018: 26f.).
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bei zwangsweisen Riickfiihrungen erméglichen soll
(EMN/BAMF 2018: 26f.). Amri war durch die Behor-
den in Nordrhein-Westfalen im Februar 2016 und den
Behorden in Berlin im Marz 2016 als Gefdhrder ein-
gestuft worden und damit mehrmals in den Sitzun-
gen des Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrums
(GTAZ) besprochen worden. Eine Abschiebung konnte
letztlich jedoch nicht erfolgen, da es der zustdndigen
Auslanderbehdrde nicht moglich war bei den tunesi-
schen Behdrden die notwendigen Unterlagen zu be-
schaffen (BMI 2017a: 6ff.).

Auf operativer Ebene wurde unter anderem das Bun-
deskriminalamt beauftragt, eine Verbesserung der Ri-
sikobewertung von Gewaltstraftiatern und der Verein-
heitlichung von Gefidhrderbewertungen zu erarbeiten.
Aulerdem sollte der Erkenntnisaustausch innerhalb
Europas weiter vorangetrieben werden (Deutscher
Bundestag 2017d: 21162). Dies hatte den Hintergrund,
dass die italienischen Behorden im Fall Anis Amri die
deutschen Behorden nicht dariiber informiert hat-
ten, dass sein Asylantrag in Italien abgelehnt worden
und er dort vorbestraft war. Auch Amris Fingerab-
driicke waren im europdischen Fingerabdruck-Iden-
tifizierungssystem European Dactyloscopy (EURO-
DAC) nicht gespeichert worden (Deutscher Bundestag
2017e: 21173). AuRerdem kiindigte der damalige Bun-
desinnenminister an, ,,bei den Verhandlungen mit den
Herkunftslandern tber die Riicknahme eigener Staats-
birger starker auch andere Politikfelder mit ein[zu]
beziehen, insbesondere auch die AuRen-, die Wirt-
schafts- und die Entwicklungspolitik“ (Deutscher Bun-
destag 2017d: 21162). Zusatzlich wurde beschlossen,
»in Fallen, in denen einem auslandischen islamisti-
schen Gefahrder mit Mitteln des Strafrechts nicht bei-
zukommen war, vorrangig dessen Abschiebung zu be-
treiben (Deutscher Bundestag 2019b; Kapitel 5.4).

Das Bundesministerium der Justiz und fir Verbrau-
cherschutz betonte in der Debatte um den Anschlag
auf dem Breitscheidplatz auch die hohe Wichtigkeit
der Préaventionsarbeit: ,Es gibt niemanden, der davon
ausgeht, dass wir das alleine mit repressiven Mitteln
leisten kénnen. Es reicht nicht aus, Gefdhrder zu tber-
wachen oder Tater zu bestrafen. Aber das muss schon
geschehen: Wir brauchen auch alle Anstrengungen bei
der Pravention, weil wir verhindern missen, dass sich
Menschen, die hierhergekommen sind, oder auch die-
jenigen, die von hier stammen - denn nicht alle Ge-
fahrder haben einen anderen Pass —, in unserem Land
radikalisieren und in den radikalen Islamismus abglei-
ten“ (Deutscher Bundestag 2017f: 21165). Im Rahmen
der praventiven MaRnahmen sind zum Beispiel das
Bundesprogramm ,Demokratie leben! zu nennen, wel-
ches schon 2015 zur Férderung von Projekten zur Ra-
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dikalisierungspravention und Demokratieférderung ins
Leben gerufen wurde (BMFSFJ 2020; Kapitel 4.3 ). Be-
reits im Jahr 2016 wurde zudem die ,Strategie der Bun-
desregierung zur Extremismuspravention und Demo-
kratieférderung’ (Bundesregierung 2016) verabschiedet
(Kapitel 4.3). Das ,Nationale Praventionsprogramm
gegen islamistischen Extremismus‘ (NPP) , welches
2017 in Folge des Anschlags auf dem Breitscheidplatz
beschlossen wurde, ,,kniipft an die bestehenden Pra-
ventionsmalRnahmen der Bundesregierung an“ (BMI
2017b, Kapitel 4.1).

Die Opposition, vor allem die Partei Die Linke, kriti-
sierte das Vorgehen der deutschen Sicherheits- und
Auslanderbehérden und forderte Aufkldrung durch
einen Untersuchungsausschuss. Es wurde infrage ge-
stellt, ob die geplanten Gesetzesanderungen tatsach-
lich zukiinftige Anschldge verhindern werden kénnen,
da es im Fall Amri aus ihrer Sicht vor allem aufgrund
von Fehlurteilen der deutschen Behérden und nicht
aufgrund fehlender Gesetze zu einem Anschlag kam
(Deutscher Bundestag 2017g: 21163). Ahnliches wurde
auch durch die Obleute von Biindnis 90/Die Griinen,
FDP und Die Linke des Untersuchungsausschusses
Breitscheidplatz kritisiert (ZDF 2019).

IS-Riickkehrende

Seit einigen Jahren findet zudem eine breite sicher-
heitspolitische Debatte dariiber statt, wie mit deut-
schen Staatsangehorigen mit und ohne Migrations-
hintergrund sowie auslandischen und doppelten
Staatsangehdrigen, die sich dem ,Islamischen Staat
(IS) in Syrien angeschlossen haben und nach Deutsch-
land zuriickkehren, umzugehen ist. Am 9. August 2019
trat das ,Dritte Gesetz zur Anderung des Staatsange-
horigkeitsgesetzes® in Kraft, welches eine Neurege-
lung zum Verlust der deutschen Staatsangehorigkeit
einfihrt. Demnach werden Deutsche, die Gber eine
weitere Staatsangehdrigkeit verfiigen, ihre Staatsan-
gehorigkeit verlieren, wenn sie sich konkret an Kampf-
handlungen einer terroristischen Vereinigung im
Ausland beteiligen (§ 17 Abs. 1 Nr. 5 Staatsangehérig-
keitsgesetz (StAG); Flade/Mascolo 2019).
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3  Diesicherheitsrelevante Rolle
der Migrationsbehorden

In diesem Kapitel werden die Rolle der Migrationsbe-
horden bei der Identifizierung von, dem Informations-
austausch tber und dem Umgang mit Drittstaatsange-
horigen, die eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
darstellen, behandelt und die entsprechenden Rah-
menbedingungen und Verwaltungsabldufe dokumen-
tiert. Auf Bundesebene ist hier vor allem das BAMF
von Bedeutung, da es gemaR § 75 Nr. 11 AufenthG fiir
die ,Koordinierung der Informationsiibermittlung und
Auswertung von Erkenntnissen der Bundesbehérden,
insbesondere des Bundeskriminalamts und des Bun-
desamtes fiir Verfassungsschutz, zu Auslidndern, bei
denen wegen Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit
ausldnder-, asyl- oder staatsangehdrigkeitsrechtliche
Malnahmen in Betracht kommen* zustdndig ist. Das
BAMF ist eine Bundesbehdrde im Geschaftsbereich
des BMI, dessen Zentrale in Niirnberg befindet und
an 66 weiteren Standorten im gesamten Bundesgebiet
vertreten ist.

Neben dem BAMF sind fiir alle aufenthalts- und pass-
rechtlichen Malinahmen und Entscheidungen nach
dem Aufenthaltsgesetz und nach auslédnderrechtli-
chen Bestimmungen in anderen Gesetzen die Ausldn-
derbehérden auf lokaler Ebene in den Bundeslandern
zustandig (§ 71 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Sie spielen
deshalb ebenfalls eine relevante Rolle bei der Durch-
fihrung von aufenthaltsrechtlichen MaRnahmen ge-
geniiber Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir
die 6ffentliche Sicherheit darstellen.

3.1 Auf Bundesebene:
Die Rolle des BAMF

Das BAMF hat seit dem ,Gesetz zur Umsetzung auf-
enthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europa-
ischen Union‘ (seit 1. September 2008 in Kraft), die
Koordinierungsaufgabe der Informationsiibermittlung
und Auswertung von Erkenntnissen der Bundesbe-
horden inne (§ 75 Nr. 11 AufenthG). Ziel der Zusam-
menarbeit des BAMF mit dem Bundeskriminalamt und
dem Bundesamt fir Verfassungsschutz ist ,friithzeitig
zu erkennen, ob und welche ausldnder- oder asylrecht-
lichen MalRnahmen sowie MaRnahmen zur Verhinde-

rung der Einbiirgerung im Einzelfall ergriffen werden
kénnen“ (Deutscher Bundestag 2007: 194). Zu diesem
Zweck fasst das BAMF als Bundesbehorde entspre-
chende Erkenntnisse zusammen, bewertet diese, und
koordiniert die Informationsiibermittlung an die zu-
standigen Bundes- und Landesbehérden?® (Deutscher
Bundestag 2007: 194).

Die Ubernahme dieser Aufgabe durch das BAMF wird
von einigen Kommentatoren kritisch gesehen, da diese
Aufgabe in ihrer Formulierung von § 75 Nr. 11 Auf-
enthG angesichts der weitreichenden aufenthalts-
rechtlichen Konsequenzen zu unbestimmt sei. Es sei
damit nicht geregelt, welche Informationen und an
welche Behorden tGbermittelt werden sollen, und wel-
che konkreten auslidnder-, asyl- sowie staatsangeho-
rigkeitsrechtliche MaRnahmen in Betracht kommen
konnen (Clodius 2016: § 75 AufenthG Rn. 14).

Zusétzlich zu dieser Rolle der Koordinierung tibermit-
telt das BAMF den Sicherheitsbehérden sicherheitsre-
levante Aspekte, die bei Asylanhdrungen oder bei an-
erkannten Schutzberechtigten im Widerrufsverfahren
bekannt werden (Kapitel 3.3.1).

3.1.1 Gemeinsames
Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ)

Das Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ)
wurde am 14. Dezember 2004 in Reaktion auf die An-
schlage vom 11. September 2001 in New York ge-
griindet (Deutscher Bundestag 2018: 5). Das GTAZ ist
im Aufgabengebiet der ,Verfolgung und Bekdmpfung
des islamistischen Terrorismus*“ tétig. ,,Hierfir sollen
die Sicherheitsbehdrden zusammenarbeiten und so
alle verfligbaren Erkenntnisquellen einbeziehen, das
Informationsmanagement effizienter ausgestalten,
Analysekompetenzen starken und die Fritherkennung
moglicher Bedrohungen sowie die Abstimmung ope-
rativer MaRnahmen erleichtern (Deutscher Bundes-
tag 2018d: 5). Das GTAZ biindelt folglich die Expertise
der deutschen Sicherheitsbehérden. Auch das BAMF

31 Innenministerien, Ausldnder- und Staatsangehérigkeitsbehor-
den.



24

beteiligt sich aufgrund seines gesetzlichen Auftrags

(§ 75 Nr. 11 AufenthG) sowie seiner auslinder- und
asylrechtlichen Fachexpertise sowie Expertise im Be-
reich Deradikalisierung am GTAZ, insbesondere an den
Arbeitsgruppen ,Statusrechtliche Begleitmalnahmen'
und ,Deradikalisierung‘ (BAMF 2020a).

Im GTAZ sind die folgenden Bundes- und Landes-
behorden vertreten:

das Bundesamt fiir Verfassungsschutz,
das Bundeskriminalamt,

der Bundesnachrichtendienst,

der Generalbundesanwalt,

die Bundespolizei,

das Zollkriminalamt,

das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge,
das Bundesamt fiir den Militdrischen
Abschirmdienst,

die Landesamter fiir Verfassungsschutz,
B und die Landeskriminalamter.

Das GTAZ ist in verschiedene Arbeitsgruppen (AG)
aufgeteilt:

AG ,Tagliche Lagebesprechung;,

AG ,Gefdhrdungsbewertung’,

AG ,Operativer Informationsaustausch,

AG ,Risikomanagement,

AG ,Félle/Analysen zum islamischen Terrorismus’,
AG ,Islamistisch-terroristisches Personenpotenzial’,
AG ,Deradikalisierung’,

AG ,Transnationale Aspekte’,

AG ,Statusrechtliche BegleitmalRnahmen®.

Bei der AG ,Tagliche Lagebesprechung’ kommen alle
am GTAZ beteiligten Behdrden zu einer 30-minditigen
Besprechung zusammen, um sich téglich zu aktuellen
Lageerkenntnissen auszutauschen sowie Ergebnisse
und Berichte aus anderen Arbeitsbereichen zu prasen-
tieren (Deutscher Bundestag 2018d: 8).

Die AG ,Gefdhrdungsbewertung’ trifft sich anlassbe-
zogen bei Bedarf, um sich zu aktuellen Lageerkennt-
nissen auszutauschen und abgestimmte Gefahrdungs-
bewertungen zu erstellen und fortzuschreiben. Diese
Ergebnisse sollen ,eine[r] zuverldssige[n] Evaluierung
eines moglichen Handlungsbedarfs und der Geféahr-
dungslage sowie der Beschleunigung bei akuten Ge-
fahrdungssachverhalten dienen“ (Deutscher Bundes-
tag 2018d: 8).

In der AG ,Operativer Informationsaustausch’ findet
anlassbezogen ein Erkenntnisaustausch zwischen Po-
lizei und Nachrichtendiensten statt. Bei dem Treffen
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werden Ermittlungsansétze identifiziert und operative
Malnahmen abgestimmt, ,mit dem Ziel einer schnel-
len Einsatzplanung® (Deutscher Bundestag 2018d: 8).

Die AG ,Fallauswertung’ findet ca. drei- bis viermal im
Jahr anlassbezogen statt. Dort werden einzelfalliiber-
greifende Lagebewertungen und Analysen zu ,,ausge-
wahlten Feldern des islamistischen Terrorismus mit
Deutschlandbezug® erstellt. Das Bundeskriminalamt,
der Bundesnachrichtendienst und das Bundesamt fir
Verfassungsschutz klaren und stimmen dabei inhalt-
liche Punkte gemeinsam ab. Anlassbezogen werden
auch die betroffenen Landeskriminaldmter und Lan-
desdmter fir Verfassungsschutz dazu eingeladen. In
der AG werden zusdtzlich zu den terroristischen Ak-
tivititen auch sekundare Straftaten (beispielsweise
illegale Ausweispapierbeschaffung, Waffenbeschaf-
fung) bewertet und entsprechende MaRnahmen und
Praventionsansatze erarbeitet (Deutscher Bundestag
2018d: 8f).

Die AG ,Strukturanalyse’ fihrt Grundlagenprojekte zu
Strukturen und Funktionsweisen islamistischer Netz-
werke und zentralisierte Strukturanalysen zur ,,Erken-
nung und Einordnung langfristiger Aspekte der Ar-
beitsweise und Methoden international operierender
Terrorgruppierungen und -verdachtiger” durch. Auch
dieses Treffen findet anlassbezogen statt (Deutscher
Bundestag 2018d: 9).

In der AG ,Deradikalisierung’, die 2009 gegriindet
wurde und fiir die 2019 die Beratungsstelle ,,Radi-
kalisierung” des BAMF die Geschaftsfiihrung Giber-
nommen hat, findet jahrlich bzw. anlassbezogen ein
Erfahrungs- und Informationsaustausch zu Deradika-
lisierungsmalnahmen statt. Unterjahrig wird in Un-
terarbeitsgruppen zu verschiedenen Themen gearbei-
tet und zum Beispiel gemeinsame Leitlinien erstellt.
AuRerdem werden neue Deradikalisierungs- und In-
terventionsmaRnahmen entwickelt und ,Handlungs-
ansatze zur Bekdmpfung von Radikalisierung im isla-
mistischen Milieu® erarbeitet (BAMF 2019; Deutscher
Bundestag 2018: 9)

Die AG ,Transnationale Aspekte’ findet ca. vierteljahr-
lich anlassbezogen statt. Durch diese AG sollen ,vom
Ausland ausgehende Einflussfaktoren und Entwicklun-
gen des internationalen islamischen Terrorismus auf-
geklart und bewertet werden, soweit sie deutsche In-
teressen berlihren“ (Deutscher Bundestag 2018d: 9).

Die AG ,Statusrechtliche BegleitmaRnahmen* (AG Sta-
tus), welche im Jahr 2005 durch das BMI eingerichtet
wurde und in der das BAMF federfiihrend ist, trifft sich
mindestens einmal monatlich um ,die Aufenthalts-
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beendigung von Personen mit islamistisch-terroristi-
schem Hintergrund® zu erreichen und ,,die hierzu sta-
tusrechtlichen MaRnahmen im Asyl-, Auslander- und
Staatsangeharigkeitsrecht zu erwirken. AuBerdem
erfolgen in der AG Status auch der Datenabgleich und
die Analyse der ausldnderrechtlichen Melderegister
»zum frithzeitigen Erkennen rechtlich moglicher Pra-
ventionsmaRnahmen im Bereich des Auslander- und
Asylrechts” (Deutscher Bundestag 2018: 9).

3.1.2 Gemeinsames Extremismus- und
Terrorismusabwehrzentrum (GETZ)

Im Zusammenhang des Bekanntwerdens und der Er-
mittlungsergebnisse zum rechtsextremen Nationalso-
zialistischen Untergrund (NSU) wurde Ende 2011 das
Gemeinsame Abwehrzentrum gegen Rechtsextremis-
mus nach dem Vorbild des GTAZ eingerichtet. Das Ge-
meinsame Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus
wurde 2012 durch das Gemeinsame Extremismus- und
Terrorismusabwehrzentrum (GETZ) abgel6st (Deut-
scher Bundestag 2018d: 28). Das GETZ hat seinen Sitz
in K6ln und dient als Kommunikationsplattform fiir
Bundes- und Landesbehorden zur ,,Bekdmpfung des
Rechts-, Links- und Auslanderextremismus/-terroris-
mus sowie der Spionageabwehr“ (BfV 2020b). Auch im
GETZ sind das BAMF sowie die folgenden Behérden
vertreten:

m das Bundesamt fiir Verfassungsschutz,
B der Bundesnachrichtendienst,

das Bundesamt fir den Militarischen
Abschirmdienst,

die Landesamter fiir Verfassungsschutz,
das Bundeskriminalamt,

die Bundespolizei,

das Europaisches Polizeiamt (Europol),
der Generalbundesanwalt,

die Generalzolldirektion,

die Landeskriminalamter,

Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BfV 2020b).

Im GETZ ist das BAMF Ansprechpartner fiir Falle poli-
tisch motivierter Kriminalitdt mit auslandischer Ideo-
logie, das heilt solche Fille, die einen ausldndischen,
aber keinen islamistischen Hintergrund haben. Ahn-
lich wie bei seiner Rolle im GTAZ beruht die Rolle des
BAMF im GETZ auf seiner Kompetenz in aufenthalts-
und asylrechtlichen Fragen sowie seinem Status als
Migrationsbehorde auf Bundesebene.
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3.1.3 Landerarbeitsgruppen

Zusatzlich zum GTAZ und dem GETZ ist das BAMF
auch in mit der AG Status vergleichbaren Gremien auf
Landerebene, den Landerarbeitsgruppen, vertreten.
Das BAMF beteiligt sich auf Landerebene durch das
Referat ,Operative Zusammenarbeit mit den Sicher-
heitsbehorden des Bundes und der Lander* (Sicher-
heitsreferat) an den 15 Arbeitsgruppen (Tabelle 4).

Als Beispiel fiir die Rolle des BAMF in diesen Koope-
rationsgremien ist der ,Sonderstab Gefahrliche Aus-
ldnder‘ des baden-wiirttembergischen Innenminis-
terium zu nennen. Der Sonderstab kann zum Beispiel
Uber die Ansprechpersonen in der AuRenstelle des
BAMF in Karlsruhe sowie im Sicherheitsreferat des
BAMF in Niirnberg ,,mittels Schriftsatz um Priorisie-
rung von asylrechtlichen Klageverfahren bei den Ver-
waltungsgerichten“ bitten (Landtag BW 2018: 4). Das
LKA Baden-Wiirttemberg meldet Personen, die eine
Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
darstellen an den Sonderstab. Sofern eine Abschie-
bung der Person nicht méglich ist, wird ,eine Sankti-
onskette von auslanderrechtlichen MaRnahmen, zum
Beispiel Ausweisungen, raumliche Beschrankungen
oder Meldepflichten® Giber das BAMF und die Aus-
linderbehdrden, je nach Zustandigkeit, angestolRen
(Landtag BW 2018: 3).



26

Die sicherheitsrelevante Rolle der Migrationsbehdrden

Tabelle 4: Linderarbeitsgruppen mit BAMF-Beteiligung

Gremium

Bundesland

Baden-Wiirttemberg
Bayern

Berlin

Brandenburg
Bremen

Hamburg

Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen-Anhalt
Sachsen
Schleswig-Holstein

Thiiringen

3.2 Auf kommunaler Ebene:
Die Rolle der Auslander-

behorden

AG ,Aufenthaltsbeendigung als gefahrlich einzustufender Ausldnder* / seit 2018: ,Sonderstab Gefahr-
liche Auslander*

AG ,Beschleunigte Identifizierung und Rickfiihrung von Gefdhrdern aus dem Bereich des
islamistischen Terrorismus beziehungsweise Extremismus‘ (AG BIRGIT)

AG ,Extremistische Ausldnder (AG ExtrA)

,Standige Arbeitsgruppe Aufenthalt und Einbirgerung* (AG SAGA)

,Fallkonferenz‘ (tagt nicht)

JAntiterrorismuskoordinierung’ (ATK) (tagt nicht)

AG ,zur beschleunigten Riickkehr erkannter islamistischer Tater (in Hessen)‘ (AG BReiT)

AG ,Facharbeitskreis Terrorismusbekampfung’ (FAKT)

AG ,Einzelfille* (AGE)

AG ,Sicherheitskonferenz‘ (SiKo)

AG ,Riickfiihrung auslandischer Gefihrder (RaG) (tagt nicht)

AG ARIST ,Auslanderrecht und innere Sicherheit Sachsen-Anhalt*

AG ,Aufenthalt’

AG ,Aufenthaltsrechtliche Behandlung extremistischer/terroristischer Auslander‘ (ABex)

AG ,Aufenthalts- und staatsangehdarigkeitsrechtliche Behandlung von Personen aus dem Bereich des
Auslanderextremismus’ (Aux)

der Lander von sich aus der zustandigen Verfassungs-
schutzbehorde ihnen bekannt gewordene Informati-
onen, einschlieflich personenbezogener Daten, unter
anderem Uber Bestrebungen, die gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung, den Bestand oder
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet

Neben der bundesbehérdlichen Ebene ist die lokale
Ebene am Wohnort potentieller Gefdhrderinnen und
Gefdhrder von zentraler Bedeutung im Informations-
austausch, der von den Auslanderbehérden tber-
nommen wird. GemaR Bundesverfassungsschutzge-
setz (BVerfSchG) Gibermitteln die Auslanderbehérden

sind. Auch Gbermitteln sie Informationen (iber Bestre-
bungen, die gegen den Gedanken der Volkerverstan-
digung, insbesondere das friedliche Zusammenleben
der Vélker gerichtet sind (§§ 18 Abs. 1a, 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 und 4 BVerfSchG). Als Beispiel fiir die Regelung
zur Dateniibermittlung von Ausldanderbehérden an Si-
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cherheitsbehoérden in den Bundesldndern ist das Baye-
rische Polizeiaufgabengesetz (BayPAG)*2 zu nennen. So
kénnen 6ffentliche Stellen personenbezogene Daten
an die Polizei ibermitteln, wenn eine Gefahr fir die
offentliche Sicherheit anzunehmen ist (Art. 60 Abs. 1
und 2 BayPAG).

Anlassbezogen nehmen auch die Auslanderbehérden
an den Sitzungen der AG Status des GTAZ teil (Deut-
scher Bundestag 2006: 6). Auch in den Landerarbeits-
gruppen sind die Auslanderbehérden vertreten (Ta-
belle 4). In den Arbeitsgruppen werden die Einzelfalle
von Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir die
offentliche Sicherheit darstellen, besprochen und der
Umgang mit ihnen abgestimmt. Die Auslanderbehor-
den tibernehmen dann mit Unterstiitzung der jewei-
ligen Arbeitsgruppe die Umsetzung von auslidnder-
rechtlichen MaRnahmen, wobei sich unter Umstanden
eine bestimmte Priifreihenfolge anbietet, zum Beispiel
zunachst der Widerruf eines Schutzstatus durch das
BAMF vor einer Ausweisung durch die zustandige Aus-
linderbehoérde (Kapitel 5.1, 5.3).

In der 2004 gegriindeten bayerischen Arbeitsgruppe
,Beschleunigte Identifizierung und Riickfihrung von
Gefahrdern aus dem Bereich des islamistischen Ter-
rorismus beziehungsweise Extremismus‘ (AG BIRGIT)
sind etwa die grolRen bayerischen Ausldnderbehorden,
das bayerische Landesamt fiir Verfassungsschutz, das
bayerische Landeskriminalamt, das BAMF sowie die
Bundespolizei vertreten. Die AG wird geleitet vom Bay-
erischen Innenministerium (STMI 2014).

3.3 Ermittlungs- und
Meldeverfahren zwischen
den Migrations- und
Sicherheitsbehorden

3.3.1 AufBundesebene

Sicherheitsrelevante Meldungen des BAMF
an die Sicherheitsbehdrden

Die Sicherheitsbehdrden erhalten vom BAMF Informa-
tionen Uber Drittstaatsangehorige, die eine Gefahr fir
die Sicherheit der Bundesrepublik und die freiheitliche
demokratische Grundordnung aufzeigen. Diese Infor-
mationen werden in der Regel im Rahmen des Asyl-

32 Gesetz Uiber die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen
Staatlichen Polizei.
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verfahrens, aber auch des Widerrufs- bzw. Riicknah-
meverfahrens (Regeliiberpriifung) von Schutzstatus
Schutzberechtigter gewonnen. Bei Letzteren handelt
es sich folglich um regular Aufhiltige, die im Fokus
dieser Studie stehen. Dies ist in den folgenden Geset-
zen geregelt:

Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG)3,
BND-Gesetz (BNDG)*,

MAD-Gesetz (MADG)?,
Bundeskriminalamtgesetz (BKAG)%,
Asylgesetz (AsylG).

Das BAMF unterrichtet von sich aus das Bundesamt
fur Verfassungsschutz (§§ 3 Abs. 1, 18 Abs. 1a BVerf-
SchG) die ihm bekannt gewordenen Tatsachen, die

B Bestrebungen gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung, den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet
sind oder eine ungesetzliche Beeintrachtigung der
Amtsfiihrung der Verfassungsorgane des Bundes
oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele
haben (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG),

m sicherheitsgefdhrdende oder geheimdienstliche Ta-
tigkeiten fir eine fremde Macht (§ 3 Abs. 1 Nr. 2
BVerfSchG),

B Bestrebungen, die durch Anwendung von Gewalt
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen
auswartige Belange Deutschlands geféhrden (§ 3
Abs. 1 Nr. 3 BVerfSchG),

B Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Vol-
kerverstandigung (Art. 9 Abs. 2 GG), insbesondere
gegen das friedliche Zusammenleben der Vélker
(Art. 26 Abs. 1 GG) gerichtet sind, erkennen lassen
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4 BVerfSchG).

Das Bundesamt fiir Verfassungsschutz filtert diese In-
formationen und leitet sie gegebenenfalls an die je-
weiligen Landesamter fir Verfassungsschutz (LfV)
weiter. Ahnliches gilt auch fiir die Ubermittlung von
Informationen des BAMF an den Militdrischen Ab-
schirmdienst (MAD) (§ 10 Abs. 1 MADG), den Bundes-
nachrichtendienst (BND) (§ 23 Abs. 1 BNDG) und das
Bundeskriminalamt (§ 9 Abs. 4 BKAG). AuRerdem diir-
fen die genannten Behérden um Ubermittlung der zur
Erfillung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen

33 Gesetz Uber die Zusammenarbeit des Bundes und der Lander in
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und tber das Bun-
desamt fur Verfassungsschutz.

34 Gesetz Gber den Bundesnachrichtendienst.

35 Gesetz Gber den militarischen Abschirmdienst.

36 Gesetz Gber das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit

des Bundes und der Lander in kriminalpolizeilichen Angelegen-
heiten.
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einschliefRlich personenbezogener Daten beim BAMF
ersuchen (§ 18 Abs. 3 BVerfSchG, § 23 Abs. 3 BNDG
i.V.m. § 18 Abs. 3 BVerfSchG, § 10 Abs. 2 MADG

i. V. m. § 18 Abs. 3 BVerfSchG). Ahnliches gilt fiir das
Bundeskriminalamt (§ 9 Abs. 1 BKAG).

Im BAMEF ist das Sicherheitsreferat fiir diese Tatigkei-
ten zustandig. In dieser Rolle hat es die Funktion si-
cherheitsrelevante Hinweise, die sich zum Beispiel aus
dem Asyl- und Widerrufsverfahren ergeben, an die
entsprechenden Sicherheits- und Strafverfolgungsbe-
horden weiterzugeben. Was als sicherheits- und mel-
derelevant angesehen wird, ist in der Dienstanweisung
Sicherheit festgehalten.

Datenaustauschverbesserungsgesetz (2016)
und Zweites Datenaustauschverbesserungsgesetz
(2019)

Durch das am 5. Februar 2016 in Kraft getretene Da-
tenaustauschverbesserungsgesetz (DAVG)*¥, wurden
die Voraussetzungen fiir eine schnelle und identitatssi-
chernde Erfassung der nach Deutschland eingereisten
Asylsuchenden, unerlaubt eingereisten oder aufhal-
tigen Drittstaatsangehorigen sowie fiir einen verbes-
serten Datenaustausch aller am Verfahren beteiligten
Behorden geschaffen.?®3° Mit dem dadurch neu einge-
fuhrten Sicherheitsabgleich (Konsultationsverfahren
im Asylkontext, ,AsylKon‘) kénnen Sicherheitsbehor-
den friihzeitig bei diesen Personengruppen tiberprii-
fen, ,ob zu einer Person insbesondere terrorismusre-
levante Erkenntnisse oder sonstige schwerwiegende
Sicherheitsbedenken bestehen® (BMI 2020¢).

Das Zweite Datenaustauschverbesserungsgesetz
(2. DAVG)*, welches in seinen wesentlichen Teilen am

37 Gesetz zur Verbesserung der Registrierung und des Datenaus-
tauschs zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwecken.

38 Alle bei der Registrierung erhobenen Daten werden beim
erstmaligen behordlichen Kontakt im Kerndatensystem des
Auslénderzentralregisters erfasst. Durch das 1. DAVG wurde das
,Gesetz Uiber das Auslanderzentralregister (AZRG) gedndert:die
Speicherung von Daten in dem zentralen Kerndatensystem
wurde um neue Inhalte erganzt (Fingerabdricke, Herkunfts-
land, Kontaktdaten zur schnellen Erreichbarkeit wie Anschrift,
Telefonnummern und E-Mail-Adressen, Angaben zur Verteilung,
sowie Informationen zu erfolgten Gesundheitsuntersuchungen
und Impfungen). Mit der Einspeicherung wurden sowohl das
BAMEF als auch die mit der Kontrolle des grenziiberschreitenden
Verkehrs beauftragten Behorden, die Polizeivollzugsbehérden
der Lander, die Aufnahmeeinrichtungen sowie die Auslander-
behdrden an der Dateneinspeisung in das Kerndatensystem
beteiligt.

39 Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
des EMN/BAMF-Politikbericht 2016 angelehnt (EMN/BAMF
2017: 42).

40 Zweites Gesetz zur Verbesserung der Registrierung und des
Datenaustauschs zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwecken.
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9. August 2019 in Kraft trat, fihrte unter anderem wei-
tere MaRnahmen zur Erhéhung der Sicherheit ein. Der
durch das 1. DAVG eingefiihrte Sicherheitsabgleich
,AsylKon‘ wird nun auch bei Drittstaatsangehdérigen im
asylrechtlichen Widerrufs- oder Riicknahmeverfahren,
bei Ubernahmeersuchen eines anderen Mitgliedstaats,
bei Neuansiedlungsverfahren sowie sonstigen humani-
taren Aufnahmeverfahren von Drittstaatsangehdérigen
und Umverteilungsverfahren von Asylantragstellern
durchgefiihrt. Diese Anderungen betreffen somit zum
Teil auch reguldr aufhaltige Personengruppen. Auler-
dem flieRen im Rahmen der technisch automatisierten
Sicherheitsabgleiche auch die Erkenntnisse der Bun-
despolizei mit ein (BMI 2020¢).

Die hier aufgefiihrten Veranderungen betreffen vor
allem verfahrenstechnische Sicherheitsbelange im
Asylverfahren, weshalb hier aufgrund des Fokus der
Studie auf Drittstaatsangehorige, die einen Aufent-
haltstitel besitzen (in der Regel keine Asylantragstel-
lerinnen und -antragsteller sondern nur anerkannte
Schutzberechtigte), nicht niher darauf eingegangen
wird. Nennenswert sind diese Verdnderung hinsicht-
lich des Datenaustauschs zwischen den Sicherheits-
und Migrationsbehdrden deshalb, weil dadurch die Er-
mittlung von Personen, welche potentiell eine Gefahr
fur die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen
kénnten, frithzeitiger ermoglicht wurde.

Sicherheitsrelevante Meldungen der
Sicherheitsbehdrden an das BAMF

Im Rahmen des GTAZ werden dem BAMF in seiner
Funktion als Geschéftsfiihrung der AG Status durch
das Bundesamt fiir Verfassungsschutz (§ 19 Abs. 1
Satz 1 BVerfSchG), das Bundeskriminalamt (§ 25 Abs. 2
BKAG) sowie die Bundespolizei (§ 32 Abs. 2 BPolG) In-
formationen sowohl (iber legal aufhaltige als auch irre-
gular aufhaltige Personen oder Schutzsuchende ,,zum
Zweck der Vorbereitung von auslander-, asyl- oder
staatsangehdrigkeitsrechtlichen MaRnahmen Gbermit-
telt”. Diese werden durch das BAMF nach § 19 Abs. 1
Satz 2 BVerfSchG, § 25 Abs. 6 Satz 1 BKAG und § 33
Abs. 6 BPolG an die Auslander- und Staatsangehérig-
keitsbeh6rden weitergegeben (Deutscher Bundestag
2014b: 7). Dariiber hinaus werden bei der sogenannten
Regeliiberpriifung die Schutzstatus auch im Hinblick
auf Sicherheitsaspekte tberpriift. Hierzu fragt das
BAMF bei den Sicherheitsbehdrden an, um ,,zusatzli-
che niederschwellige Erkenntnisse der Sicherheitsbe-
hoérden berticksichtigen zu kénnen“ (Deutscher Bun-
destag 2018e: 10, 2018f: 8; siehe zum Widerruf und
der Riicknahme eines Schutzstatus Kapitel 5.1).



Die sicherheitsrelevante Rolle der Migrationsbehoérden

3.3.2 AufLinder- und Kommunalebene

Sicherheitsrelevante Meldungen der
Auslianderbehorden an die Sicherheitsbehérden

Im Zusammenhang mit der Sicherheitsanfrage, die vor
der Erteilung oder Verldngerung eines Aufenthaltsti-
tels oder einer Duldung oder Aufenthaltsgestattung
durch die jeweils zustandige Auslanderbehorde bei
den Sicherheitsbehérden und Nachrichtendiensten er-
folgen kann, teilen Ausldnderbehdrden bei der Anfrage
mit, wenn sie ,,aus eigener Kenntnis Hinweise auf si-
cherheitsrelevante personenbezogene Daten® haben
(§ 3 Abs. 3 Satz 5 der § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 Auf-
enthG-VwV*; siehe zur Sicherheitsanfrage Kapitel 5.2).

Zuséatzlich werden sicherheitsrelevante Informationen
von den Auslanderbehérden an die Sicherheitsbehor-
den auch auRerhalb der Sicherheitsanfragen weiter-
gegeben, sofern ihnen solche bekannt werden. Es gibt
dazu keinen festgelegten Verfahrensablauf, jedoch
kann als etablierte Abfolge angenommen werden,
dass die Auslanderbehdrden die 6rtlichen Polizeibe-
horden informieren. In Ausldanderbehdrden werden
die Sachverhalte bearbeitet und an die zustdandigen
Zentralstellen in den Landeskriminalamtern bzw. im
Bundeskriminalamt gesteuert, welche gegebenen-
falls im GTAZ bzw. GETZ thematisiert werden (schrift-
liche Antwort BKA 2020). Zum Beispiel teilte im Fall
Anis Amri die Auslanderbehorde Kleve der zustandi-
gen Polizeistelle mit, ,,dass ein Zimmernachbar einer
unter dem Namen ,Mohamed HASSA" in den Kommu-
nalen Gemeinschaftseinrichtung in Emmerich unter-
gebrachten Person auf dessen Mobiltelefon Fotos von
schwarz gekleideten Personen gesehen habe, die mit
Schnellfeuerwaffen (Kalaschnikow) bewaffnet waren
und mit Handgranaten posierten. Die Polizei erstellte
dazu einen sogenannten ,Priiffall Islamismus® Bei der
Personalie ,HASSA" handelt es sich um eine Aliasper-
sonalie des [Attentaters vom Breitscheidplatz in Berlin;
A. d. A] AMRI, die zundchst nicht zugeordnet werden
konnte“ (BMI 2017a: 2; siehe zum Attentat in Berlin
Kapitel 2.3).

Sicherheitsrelevante Meldungen der
Sicherheitsbehdrden an die Auslanderbehorden

Im Allgemeinen bieten das GTAZ, GETZ sowie die
Landerarbeitsgruppen als Kommunikations- und Ko-
ordinationsplattformen ein Format fiir den Informa-
tionsaustausch zwischen den Sicherheitsbehdrden

41 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 73 Absatz 2 und 3 Satz 1
vom 25. August 2008.
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und den Ausldanderbehérden. AulRerdem erteilen die
Sicherheitsbehdérden und Nachrichtendienste im Rah-
men der Sicherheitsanfrage nach § 73 Abs. 2, 3 Satz 1
AufenthG den Auslanderbehdrden Auskunft. Die Aus-
landerbehdrden erfragen bei der Sicherheitsanfrage,
die unter anderem vor der Erteilung oder Verlidnge-
rung eines Aufenthaltstitels bei den Sicherheitsbehor-
den und Nachrichtendiensten erfolgen kann, ob diese
gemaR § 5 Abs. 4 AufenthG zu versagen ist. Es wird
dabei erfragt, ob ein Ausweisungsinteresse unter an-
derem aufgrund einer Gefahrdung fiir die freiheitliche
demokratische Grundordnung oder die Sicherheit der
Bundesrepublik Deutschland oder einer Beteiligung
an Gewalttatigkeiten zur Verfolgung politischer oder
religioser Ziele (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 und 4 AufenthG),
eine Abschiebungsanordnung nach § 58a AufenthG
erlassen wurde oder sonstige Sicherheitsbedenken
bestehen, um dann unter Umstanden die relevan-

ten auslanderrechtlichen MaRnahmen (zum Beispiel
Nicht-Verlangerung) zu veranlassen (Kapitel 5.2).
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4 Praventionsarbeit des Bundes

Die Praventionsarbeit in Deutschland gestaltet sich f6-
deralistisch und kooperativ. Viele verschiedene Akteu-
rinnen und Akteure sind in der Praventionsarbeit tatig,
zum Beispiel spielen die Demokratiezentren der Bun-
deslander, Partnerschaften fir Demokratie in Kommu-
nen und zivilgesellschaftliche Beteiligte, Vereine, Ver-
bande, die Bundeszentrale fiir politische Bildung (BpB),
die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS), das
BMI, das Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) und auch das BAMF mit
seiner Beratungsstelle ,Radikalisierung” und ihrem
Beratungsstellen-Netzwerk eine wichtige Rolle. In die-
sem Kapitel werden zentrale Bundesprogramme und
-institutionen benannt. Programme und MaRnahmen
auf Landes- und Kommunalebene sowie von zivilge-
sellschaftlichen und auch konfessionellen (unter an-
derem muslimischen) Tragern in der Praventionsarbeit
kénnen hier aufgrund des Umfangs nicht dargestellt
werden.

4.1 Nationales
Priventionsprogramm
gegen islamistischen
Extremismus (NPP)

Am 29. Marz 2017 wurde das ,Nationale Praventions-
programm gegen islamistischen Extremismus‘ (NPP)
durch die Bundesregierung beschlossen.*? Es baut auf
der ,Strategie der Bundesregierung zur Extremismus-
pravention und Demokratieférderung’ (Kapitel 4.3) auf
und soll den besonderen Herausforderungen des isla-
mistischen Extremismus entgegentreten (BMI 2020d).
Aus den Haushalten 2018 und 2019 stand fiir das NPP
jeweils eine Summe von 100 Mio. Euro zur Verfligung.
Das Programm soll auch in 2020 und 2021 mit den
gleichen Mitteln fortgefiihrt werden (vorbehaltlich der
Zustimmung des Gesetzgebers). Auf Grundlage der im
NPP genannten Eckpunkte soll ,,ein nachhaltiges na-
tionales Praventionsprogramm gegen den islamisti-
schen Extremismus mit weiteren Schwerpunkten® ent-
wickelt werden. Diese Eckpunkte umfassen:

42 Die Ausfihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
des EMN/BAMF-Politikbericht 2017 angelehnt (EMN/BAMF
2018: 78f.).

B Orte der Pravention - Kommunen, Familie und
soziales Umfeld, Bildungseinrichtungen und
Moscheegemeinden;

B Prdvention im Netz - Unterstiitzung von ,,Mal3-
nahmen, die Nutzer, Multiplikatoren und Platt-
formbetreiber fiir die Verbreitungsstrategien und
Wirkmechanismen islamistischer Propaganda sen-
sibilisieren®, Starkung der Urteils und Diskursfahig-
keit der Nutzer etwa durch zielgruppenspezifisch
aufbereitete Informationen zur politischen Bildung,
die Entwicklung von Leitlinien fiir die Kommunika-
tion etwa von alternativen Deutungsmodellen zur
Begegnung extremistischer Propaganda sowie Mo-
nitoring islamistischer Webinhalte;

m Préavention durch Integration - Sprachférderung
sowie Zugang zum Arbeitsmarkt und zu MaRnah-
men der Arbeitsmarktfoérderung fiir Gefliichtete;

B Pravention und Deradikalisierung im Strafvollzug
und Bewahrungshilfe - bedarfsorientierter Ausbau
der Ausstiegs und Distanzierungsarbeit mit bereits
radikalisierten Personen und Unterstiitzung der
Etablierung islamischer Gefangnisseelsorge;

B Erhéhung der Wirksamkeit — Ausbau der For-
schung, weitere Blindelung von MaRnahmen, Risi-
komanagement sowie internationaler und europai-
scher Austausch und Zusammenarbeit (BMI 2017b:
2ff.).

Das NPP kniipft an bereits bestehende Praventions-
angebote an und soll im ,Schulterschluss mit den
Landern, kommunalen Spitzenverbanden, Sicherheits-
behérden, Religionsgemeinschaften sowie zivilgesell-
schaftlichen Akteuren® die Grundlage fir einen ,Pakt
fir Pravention® bilden (BMI 2017b: 2, 6). Die Feder-
fihrung liegt beim BMI und BMFSFJ (BMI 2017b: 7).
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4.2 Beratungsstelle
»,Radikalisierung“ des
BAMF

Seit 2012 ist beim Bundesamt fiir Migration und
Flichtlinge die Beratungsstelle ,,Radikalisierung“ an-
gesiedelt, die Beratung fiir Personen anbietet, ,die in
ihrem personlichen Umfeld eine islamistisch moti-
vierte Radikalisierung beobachten“ (BAMF 2020b).*
Uber eine Hotline kénnen sich Angehérige, Freunde
oder beispielsweise Lehrkrafte an die Mitarbeitenden
der Beratungsstelle wenden, die die Fille aufnehmen
und gemeinsam mit den Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGO) die Ratsuchenden individuell und bedarfs-
orientiert betreuen. Bislang wurden mehr als 4.400
Anrufe entgegengenommen. Bundesweit sind es ca.
70 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, darunter Sozial-
padagogen, Politikwissenschaftler, Islamwissenschaft-
ler und Psychologen, alle entsprechend geschult, um
die Gesprache zu fuhren, Beratungsstrategien zu ent-
wickeln und gemeinsam mit den Ratsuchenden um-
zusetzen. Das Beratungsangebot ist nicht speziell auf
Drittstaatsangehorige ausgerichtet, nichtsdestotrotz
betreffen die Beratungen auch Drittstaatsangehorige
und ihre Angehorigen bzw. Freunde und Bekannte. So
beraten die Mitarbeitenden der Beratungsstelle ,,Radi-
kalisierung“ auch in den Sprachen Deutsch, Tirkisch,
Arabisch, Englisch, Farsi, Russisch und Urdu.

Die Beratungsstelle ,,Radikalisierung® hat ein bundes-
weites Beratungsstellen-Netzwerk von sogenannten
Partnern vor Ort (PVO), an die die Mitarbeitenden der
Beratungsstelle des BAMF weitervermitteln. Es gibt
insgesamt elf Partnerorganisationen, die an mehr als
16 Standorten vertreten sind. Der gemeinsame Erfah-
rungsaustausch zwischen den NGO und (Sicherheits-)
Behorden wird durch das Referat ,Beratungsstelle Ra-
dikalisierung, Pravention® in vielfaltigen Gesprachsfor-
maten bundesweit erméglicht und nachgehalten. Hier
fungiert die AG Deradikalisierung als eine wesentliche
Plattform (Kapitel 3.1.1).

Neben diesem Beratungsangebot fiir Personen, in
deren Umfeld sich jemand (mutmaRlich) islamistisch
radikalisiert, gibt es weitere Beratungsangebote und
Aussteigerprogramme fiir Personen aus der rechts-
und linksradikalen Szene. Auch hier gibt es auch keine
spezifische Ausrichtung auf Drittstaatsangehorige.

43 Teile der Ausfihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiih-
rungen des EMN/BAMF-Politikbericht 2018 angelehnt (EMN/
BAMF 2019: 61).
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Das Beratungsangebot differenziert nicht nach Auf-
enthaltsstatus der betreffenden Personen und Dera-
dikalisierungsmaRnahmen kénnen auch dann noch
angewandt werden, wenn die Person wahrscheinlich
abgeschoben wird (Beratungsstelle ,,Radikalisierung®
BAMF).

In der Arbeit der Beratungsstelle zeigt sich so der
ganzheitliche Ansatz der Terrorismusbekampfung, der
sowohl repressive als auch praventive Malnahmen ge-
geniiber Radikalisierung und Extremismus vorsieht. So
wird zum Beispiel schon wahrend eines Gefangnisauf-
enthalts die Deradikalisierungsarbeit einbezogen. Die-
ser ganzheitliche Ansatz hat sich in den letzten Jahren
bewdhrt. Zwar berat die Beratungsstelle hauptsachlich
im Zusammenhang mit islamistisch motivierter Radi-
kalisierung, jedoch gab es in der Beratungsstelle einige
wenige Einzelfille, bei denen sich Angehérige von Per-
sonen, die sich anderweitig radikalisiert hatten, gemel-
det haben. Diese Falle wurden an die zustdndigen PVO
verwiesen (Beratungsstelle ,Radikalisierung” BAMF).

Evaluation der Beratungsstelle

Im Jahr 2017 wurde die Beratungsstelle ,Radikalisie-
rung “ durch das Forschungszentrum des BAMF eva-
luiert. Die vorgelegten Ergebnisse zeigen, dass sich
die Beratungsstelle ,Radikalisierung® im BAMF samt
Struktur des Beratungsstellen-Netzwerks sowie die
Kooperation mit behordlichen Akteuren aus dem Si-
cherheitsbereich bewéhrt hat. Durch die Vernetzung
mit den Sicherheitsbeh6rden kann das BAMF bei (po-
tentiell) sicherheitsrelevanten Fillen zeitnah in Ver-
bindung mit den zustandigen Behdrden treten. Die im
Rahmen der Evaluation befragten Sicherheitsbehor-
den und die Beratungsstelle beschreiben diese Zusam-
menarbeit als ,,sehr professionell und gut“ (Uhlmann
2018: 34). Vor allem die Verbindungsstelle des BAMF
im GTAZ und das Verbindungspersonal des Bundes-
nachrichtendienstes, Bundesamtes fir Verfassungs-
schutz und der Bundespolizei im BAMF, und auch das
Netzwerk von Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partnern in den Landeskriminaldmtern und Landes-
amter fur Verfassungsschutz, welches 2012 einge-
richtet wurde, ermdglichen ,unmittelbare Reaktionen
auf sicherheitsrelevante Konstellationen“ (Uhlmann
2018: 34).

Auch der Umgang der lokalen Partner des Beratungs-
stellen-Netzwerks mit sicherheitsrelevanten Fillen
und deren Meldung wird von der Beratungsstelle als
»sehr professionell” bewertet. Es werden in diesem
Zusammenhang die ,Meldewege eingehalten® und die
svorhandenen Strukturen und Kontakte zu den Sicher-
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heitsbehorden” genutzt, um ,,[b]risante Konstellatio-
nen [...] werktags wie am Wochenende [sehr schnell]
zu melden (Uhlmann 2018: 47). Fur diese Fille wurde
von der Beratungsstelle im BAMF ein sogenannter
Ubermittlungsleitfaden von der in Abstimmung mit
den relevanten Sicherheitsbehérden und den PVO er-
arbeitet. Darliber hinaus bestehen auf Landes- sowie
zum Teil auch auf Bundesebene Gesprachsformate,

in denen Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und
Sicherheitsbehdrden sicherheitsrelevante Einzelfalle
besprechen. Wenn aufenthaltsrechtliche MaRnahmen
notwendig sind, kommt es in wenigen Einzelfillen vor,
dass Beratende der PVO bei Gesprachen zwischen der
jeweiligen Auslanderbehérde und den Sicherheitsbe-
hoérden mit anwesend sind. Auch gibt es vermehrt Ko-
operationen zwischen der Beratungsstelle und Fliicht-
lingseinrichtungen auf Landes- und Kommunenebene.

Im Rahmen der Evaluation wurde die ,,Projektisierung*
der Deradikalisierungsarbeit kritisiert — ein Kritikpunkt,
der haufig bei zeitlich befristeten Projektférderungen
angebracht wird. Die kurzen Projektlaufzeiten stehen
demnach den Zielen der Beratung, ,,die an nachhalti-
gen Stabilisierungsprozessen orientiert sind, entgegen*®
(Uhlmann 2018: 51). Zudem wird die Bezahlung oft

als ,unzureichend* fiir die ,anspruchsvolle Arbeit und
die weit verbreitete Arbeitstberlastung” empfunden.
AuRerdem stellt auch die Rekrutierung qualifizierten
Personals eine weitere Herausforderung dar (Uhlmann
2018: 51).

4.3 Weitere Mafdnahmen der
Bundesregierung

Im Jahr 2016 verabschiedete die Bundesregierung

die ,Strategie der Bundesregierung zur Extremismus-
pravention und Demokratieférderung’. Hintergrund
fur dieses Strategiepapier war die zunehmende Zahl
politischer Gewalttaten (rechtsmotivierte Straftaten
gegen Asylunterkiinfte, hasserfiillte und rassistische
Hetze im Internet und verfassungsfeindliche politi-
sche Bewegungen). Die Bundesregierung unterstiitzt
praventive MaRnahmen in den verschiedenen Phano-
menbereichen und ist damit in der Praventionsarbeit
gegen Rechtsextremismus, Linksextremismus, islamis-
tischer Radikalisierung, Islam- und Muslimfeindlich-
keit, Antisemitismus, Antiziganismus und Homo- und
Transfeindlichkeit tatig (Bundesregierung 2016: 11ff.).
Zudem unterstiitzt das BMFSFJ seit 2015 mit dem
Bundesprogramm ,Demokratie leben!‘ ,das zivilgesell-
schaftliche Engagement fir Demokratie und gegen
jede Form von Extremismus“ (BMFSFJ 2020).

Praventionsarbeit des Bundes
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5 Aufenthaltsrechtliche und
aufenthaltsbeendende Mafdnahmen

Drittstaatsangehorige, die nach Einschatzung der Si-
cherheitsbehérden eine Gefahr fiir die 6ffentliche Si-
cherheit darstellen, missen mit aufenthaltsrechtlichen
Konsequenzen rechnen. Zu den mdglichen aufent-
haltsrechtlichen bzw. aufenthaltsbeendenden MaR-
nahmen, die stets im Einzelfall zu priifen sind und in
den folgenden Kapiteln ausgefiihrt werden, gehéren:

B Ausweisung

m Nicht-Verlangerung oder nachtrégliche Ver-
kirzung der Geltungsdauer des befristeten
Aufenthaltstitels,

B Ricknahme oder Widerruf des Aufenthaltstitels,

m Uberstellung in den EU-Mitgliedstaat, der den
Aufenthaltstitel erteilt hat,

m Rickfuhrung ins Herkunftsland oder einen anderen
Drittstaat,

®m Einschrankung von mit dem Aufenthaltstitel ver-
bundenen Rechten (Uberwachung aus Grinden der
inneren Sicherheit),

B Ausreiseuntersagung,

B Ausschreibungen (Aufenthaltsermittlung, Fest-
nahme, Einreisebedenken),

B Einreise- und Aufenthaltsverbote und

B Zurlickweisung an der Grenze.

Die fiir die Anordnung der jeweiligen Malinahmen zu-
standige Behorden sind die Ausldnderbehdrden, an der
Grenze auch die Grenzschutzbehérden. Sofern es sich
um Schutzberechtigte handelt, fihrt das BAMF bei
Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte unabhangig
von der aufenthaltsrechtlichen Priifung eine anlass-
bezogene Priifung von Widerruf und Riicknahme des
Schutzstatus durch (Regeliberpriifung).

51 Ausweisung

Die Ausweisung von Personen, die im Sinne dieser Stu-
die eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit darstel-
len, ist in §§ 53, 54 und 55 AufenthG geregelt. ,Die
Ausweisung ist [...] kein tatsichlicher Vorgang, sondern
ein Verwaltungsakt, mit dem die RechtmaRigkeit eines
Aufenthalts endet und die Ausreisepflicht entsteht”

(Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 19). Sie ist kein Teil der
Rickfiihrung, sondern Voraussetzung dafiir. Die Aus-
weisung wird durch die Abschiebung vollzogen. Nach
§ 53 Abs. 1 AufenthG wird eine Person, deren Aufent-
halt die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung, die frei-
heitliche demokratische Grundordnung oder sonstige
erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland
gefahrdet, ausgewiesen, wenn die Einzelfallpriifung
der Abwagung des Ausreiseinteresses (§ 54 AufenthG)
mit dem Bleibeinteresse (§ 55 AufenthG) ergibt, dass
das offentliche Interesse an der Ausreise liberwiegt.
Das Ausweisungsinteresse in Fallen, bei denen eine
Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit im Sinne dieser
Studie ausgeht, ist in § 54 Abs. 1 Nr. 2-5 normiert.

Bei der Entscheidung lber eine Ausweisung wird un-
terschieden, ob das Ausweisungsinteresse ,,schwer*

(§ 54 Abs. 2 AufenthG) oder ,besonders schwer” wiegt
(§ 54 Abs. 1 AufenthG). Das Ausweisungsinteresse
wiegt beispielsweise besonders schwer, wenn die Per-
son die freiheitliche demokratische Grundordnung
oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
gefdhrdet; hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen die
Schlussfolgerung rechtfertigen, dass sie einer Vereini-
gung angehort oder angehort hat, die den Terrorismus
unterstitzt oder eine derartige Vereinigung unter-
stlitzt oder unterstitzt hat oder eine schwere staats-
gefdhrdende Gewalttat vorbereitet oder vorbereitet
hat (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG), oder wenn die Person
sich zur Verfolgung politischer oder religiGser Ziele an
Gewalttatigkeiten beteiligt oder 6ffentlich zur Gewalt-
anwendung aufruft oder mit Gewaltanwendung droht
(§ 54 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG). § 53 Abs. 3 und 4 Auf-
enthG geben vor, dass Personen mit bestimmten Auf-
enthaltstiteln nur unter speziellen Umstanden ausge-
wiesen werden durfen (Tabelle 5).
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Tabelle 5: Ausweisungen aus Griinden der Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit

Eine Person, die iiber eine/einen...

Aufenthaltserlaubnis nach dem Assoziationsabkommen EWG/
Tiirkei (§ 4 Abs. 5 AufenthG)

Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU (§ 9a AufenthG)

Aufenthaltserlaubnis als Asylberechtigte (§ 25 Abs. 1 AufenthG
i. V. m. Art. 16a GG)

Aufenthaltserlaubnis als anerkannter Flichtling (§ 25. Abs. 2 Auf-
enthGi. V. m. § 3 Abs. 1 AsylG)

von einer deutschen Behorde ausgestellten Reiseausweis nach Art.

28 Genfer Fliichtlingskonvention (GFK)

Aufenthaltserlaubnis als subsididr Schutzberechtigte (§ 25. Abs. 2
AufenthGi. V. m. § 4 Abs. 1 AsylG)

5.2 Nicht-Verliangerung des
Aufenthaltstitels

Wenn Drittstaatsangehdrige einen Antrag auf Er-
neuerung oder Verlangerung ihres Aufenthaltstitels
bei der jeweiligen Auslanderbehdrde stellen, kann
diese zur Feststellung von Versagungsgriinden oder
zur Priifung von sonstigen Sicherheitsbedenken tiber
das Bundesverwaltungsamt (BVA) bei ihnen gespei-
cherte personenbezogene Daten (iber die sogenannte
Sicherheitsanfrage an die Sicherheitsbehérden und
Nachrichtendiensten Gbermitteln, und diese dort
Uberpriifen zu lassen (§ 73 Abs. 2, 3 Satz 1 AufenthG;
siehe auch Kapitel 3.3.2).

Ein Aufenthaltstitel wird nicht erteilt bzw. verldangert,
wenn ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54
Abs. 1 Nr. 2 oder 4 AufenthG besteht oder eine Ab-
schiebungsanordnung nach § 58a AufenthG erlassen
wurde (§§ 5 Abs. 4, 8 Abs. 1 AufenthG). Dies ist der
Fall, wenn die Person

m die freiheitliche demokratische Grundordnung
oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land gefdhrdet; hiervon ist auszugehen, wenn Tat-
sachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass sie
einer Vereinigung angehort oder angehort hat, die
den Terrorismus unterstiitzt oder sie eine derartige
Vereinigung unterstiitzt oder unterstiitzt hat oder
sie eine in § 89a Abs. 1 StGB bezeichnete schwere

...verfiigt, darf nur ausgewiesen werden, wenn...

das personliche Verhalten der Person gegenwartig eine schwer-
wiegende Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
darstellt, die ein Grundinteresse der Gesellschaft beriihrt und die
Ausweisung fir die Wahrung dieses Interesses unerlasslich ist

(§ 53 Abs. 3 AufenthG).

sie aus schwerwiegenden Griinden als eine Gefahr fir die Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland oder eine terroristische Ge-
fahr anzusehen ist oder sie eine Gefahr fiir die Allgemeinheit oder
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland darstellt, weil sie
wegen einer schweren Straftat rechtskraftig verurteilt wurde(§ 53
Abs. 3a AufenthG).

sie eine schwere Straftat begangen hat oder sie eine Gefahr fir die
Allgemeinheit oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
darstellt (§ 53 Abs. 3b AufenthG).

staatsgefahrdende Gewalttat* nach § 89a Abs. 2
StGB vorbereitet oder vorbereitet hat, es sei denn,
die Person nimmt erkennbar und glaubhaft von
ihrem sicherheitsgefahrdenden Handeln Abstand
(§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG),

B sich zur Verfolgung politischer oder religidser Ziele
an Gewalttatigkeiten beteiligt oder 6ffentlich zur
Gewaltanwendung aufruft oder mit Gewaltanwen-
dung droht (§ 54 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG),

B oder gegen die Person eine Abschiebungsanord-
nung auf Grund einer auf Tatsachen gestitzten
Prognose zur Abwehr einer besonderen Gefahr fir
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
oder einer terroristischen Gefahr erlassen wurde
(§ 58a AufenthG).

Das Verfahren der Sicherheitsanfrage ist in § 73 Abs. 2
und 3 Satz 1 AufenthG, in der ,Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zu § 73 Absatz 2 und 3 Satz 1 vom 25.
August 2008 (§ 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 AufenthG-VwV)
und in ergdnzenden Regelungen der Bundesliander ge-
regelt. Demnach wird bei auslanderrechtlich hand-

44 Eine schwere staatsgefahrdende Gewalttat ist eine Straftat
gegen das Leben in den Fillen des § 211 (Mord) oder des § 212
(Totschlag) oder gegen die personliche Freiheit in den Fallen des
§ 239a (Erpresserischer Menschenraub) oder des § 239b (Geisel-
nahme) StGB, die nach den Umsténden bestimmt und geeignet
ist, den Bestand oder die Sicherheit eines Staates oder einer
internationalen Organisation zu beeintrachtigen oder Verfas-
sungsgrundsatze der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen,
auBer Geltung zu setzen oder zu untergraben (§ 89a Abs. 1 Satz
2 StGB).
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lungsfahigen Personen eine Sicherheitsanfrage unter
anderem in den folgenden Fallen durchgefiihrt:

m vor Erteilung einer Niederlassungserlaubnis,

m vor Erteilung einer Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG,

B in bestimmten Fillen vor erstmaliger Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis,

B in bestimmten Fallen vor Verlangerung einer
Aufenthaltserlaubnis,

B vor erstmaliger Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis an den Inhaber einer Aufenthaltsgestattung,
und in bestimmten Fallen vor erstmaliger Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis an den Inhaber einer
Duldung.

Im Einzelfall kann von einer Sicherheitsanfrage ab-
gesehen werden, ,wenn aufgrund der bekannten Le-
bensumstédnde (zum Beispiel schwere Erkrankung,
hohes Lebensalter, besondere Vertrauenswiirdig-
keit 0. A.) nicht mit sicherheitsrelevanten Erkenntnis-
sen zu rechnen ist, so dass sich ein Verzicht auf die
Anfrage aufdringt” (§ 2 der § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1
AufenthG-VwV).

Far die Sicherheitsanfrage gibt es ein vorgeschriebenes
Verfahren (§ 3 der § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 AufenthG-
VwV). Bei der Anfrage werden von der Auslanderbe-
horde personenbezogene Angaben* an die Sicher-
heitsbehdrden und Nachrichtendienste tibermittelt,
soweit sie vorhanden sind. Diese tibermitteln dann an
die Ausldanderbehorde, ob zu dem angefragten Fall Er-
kenntnisse zu Versagungsgriinden nach § 5 Abs. 4 Auf-
enthG* oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen
(§ 73 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 AufenthG). AuRerdem
konnen sie Gber das System auch nahere Angaben zu
den vorliegenden Erkenntnissen mitteilen, oder dies
dem gesonderten unmittelbaren Informationsaus-
tausch mit den Auslianderbehérden vorbehalten (§ 3
Abs. 5 der § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 AufenthG-VwV).
Nachdem die Uberpriifung durch die Auslinderbe-

45 Zu den iibermittelten personenbezogenen Daten gehoren:
Familienname; Geburtsname; Vornamen; Schreibeweisen
der Namen nach deutschem Recht; abweichende Namens-
schreibweisen; andere Namen; frithere Namen; Geburtsdatum;
Geburtsort und -bezirk; Staat der Geburt; Geschlecht; Staatsan-
gehorigkeiten; Aliaspersonalien (Familienname, Geburtsname,
Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort und -bezirk, Staat der
Geburt, Geschlecht, Staatsangehdérigkeiten); Angaben zum
Ausweispapier (Art und Nummer des Passes, Passersatzes oder
Ausweisersatzes, ausstellender Staat, Giltigkeitsdauer); Gegen-
wartige Anschrift; friihere Anschriften; ggf. Giltigkeitsdauer der
erteilten Duldung.

46 Die Erteilung eines Aufenthaltstitels wird verwehrt, wenn ein
Ausweisungsinteresse i. S.v. § 54 Abs. 1 Nr. 2 oder 4 besteht
oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a erlassen wurde (§
5 Abs. 4 AufenthG).
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horde erfolgt ist, teilt sie den Sicherheitsbehérden und
Nachrichtendiensten mit, ob der Aufenthaltstitel ver-
sagt, erteilt oder verlangert wird (§ 3 Abs. 8 der § 73
Abs. 2 und 3 Satz 1 AufenthG-VwV).

Aulerdem werden Versagungsgriinde oder Sicher-
heitsbedenken durch die Sicherheitsbehérden und
Nachrichtendienste auch wahrend des Giiltigkeitszeit-
raums eines Aufenthaltstitels geprift. ,Werden den
Sicherheitsbehorden und Nachrichtendiensten wah-
rend des Giiltigkeitszeitraums des Aufenthaltstitels [...]
Versagungsgriinde oder Sicherheitsbedenken bekannt,
teilen sie diese der [...] Auslanderbehérde unter Nut-
zung der Verfahren [...] im Rahmen der technischen
Moglichkeiten unverziglich mit“ (73.3.2 AVwVAuf-
enthG). In diesem Zusammenhang spielen auch das
GTAZ, GETZ und die Landerarbeitsgruppen eine wich-
tige Rolle (Kapitel 3.1).

Neben den bundesweiten Verwaltungsvorschriften
spezifizieren die Bundeslander weitere sicherheitsrele-
vante Verwaltungsablidufe mit Bezug zum Auslander-
recht in entsprechenden Vorschriften, wobei diese in
der Regel und aufgrund der sicherheitsrelevanten The-
matik unter Verschluss stehen.

5.3 Riicknahme und Widerruf
des Aufenthaltstitels und
des Schutzstatus

Sowohl der Aufenthaltstitel von Drittstaatsangehori-
gen als auch der Schutzstatus von Schutzberechtig-
ten kénnen unter Umstdnden zuriickgenommen oder
widerrufen werden. Wahrend ein Aufenthaltstitel von
der zustandigen Ausldnderbehorde widerrufen oder
zuriickgenommen werden kann, ist fiir einen Widerruf
und die Riicknahme eines Schutzstatus in der Regel
das BAMF zustéandig.

Rucknahme des Aufenthaltstitels

In § 51 Abs. 1 AufenthG werden die Grinde fir ein Er-
l6schen des Aufenthaltstitels benannt. Hierzu zahlt
auch die Riicknahme des Aufenthaltstitels (§ 51 Abs. 1
Nr. 3 AufenthG). Das Aufenthaltsgesetz sieht keine
spezielle Regelung fiir die Riicknahme von Aufent-

47 Siehe unter anderem Nr. 73 Verwaltungsvorschrift des In-
nenministeriums Baden-Wiirttemberg zum Ausldnderrecht’
(VwV-AuslR-IM); Nr. 15 Verwaltungsvorschrift des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern, fiir Bau und Verkehr zum Aus-
linderrecht’ (BayVV AuslR).
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haltstiteln vor, weshalb in diesen Fillen die allgemeine
Rechtsnorm des § 48 Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VWVTG), der die Riicknahme eines rechtswidrigen Ver-
waltungsaktes regelt, angewandt wird (51.1.1 AVwV-
AufenthG). Aufenthaltstitel werden also zuriickgenom-
men, wenn sie eigentlich nicht hitten erteilt werden
dirfen. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn deutlich
wird, dass gegeniiber der Person schon zum Zeitpunkt
der Erteilung des Aufenthaltstitels ein Ausweisungs-
interesse bestand, weil die Person beispielsweise die
freiheitliche demokratische Grundordnung oder die
Sicherheit der Bundesrepublik gefahrdete oder eine
schwere staatsgefihrdende Gewalttat vorbereitete

(§ 48 VWVFGi. V. m. § 5 Abs. 4 AufenthG). Zustandig
fur die Riicknahme ist die Auslanderbehdrde in deren
Bezirk die Person ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat
oder zuletzt hatte (§ 48 Abs. 5 VWVfGi.V.m. § 3 Abs. 1
Nr. 3 VWVfGi. V. m. § 71 Abs. 1 AufenthG).

Widerruf des Aufenthaltstitels

Der Widerruf von Aufenthaltstiteln ist in § 52 Auf-
enthG geregelt. In der Regel werden Aufenthaltsti-

tel widerrufen, wenn die Person die Voraussetzungen
nicht mehr erfillt, unter denen der Aufenthaltstitel
erteilt worden war. Die allgemeinen Erteilungsvoraus-
setzungen sind zum Beispiel nach § 5 Abs. 4 AufenthG
nicht mehr erfillt, wenn ein Ausweisungsinteresse be-
steht, weil die Person die freiheitliche demokratische
Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesrepublik
gefdhrdet oder eine schwere staatsgefahrdende Ge-
walttat vorbereitet (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 und 4 AufenthG),
oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a Auf-
enthG erlassen wurde. Bei einem Widerruf handelt es
sich um eine Ermessensentscheidung der zustidndigen
Auslénderbehorde. ,,Dabei muss eine Abwagung des
offentlichen Interesses an der Beendigung des Aufent-
halts mit dem persénlichen Interesse des Auslanders
an seinem Aufenthalt im Bundesgebiet vorgenommen
werden® (Heusch/Kluth: § 52 AufenthG Rn. 6).

Riicknahme des Schutzstatus

Die Anerkennung als Asylberechtigte oder Asylbe-
rechtigter bzw. die Zuerkennung der Fliichtlingsei-
genschaft wird zuriickgenommen, wenn sie auf Grund
unrichtiger Angaben oder infolge Verschweigens we-
sentlicher Tatsachen erteilt worden ist und wenn die
Person auch aus anderen Griinden nicht anerkannt
werden kénnte (§ 73 Abs. 2 AsylG). Dies ist der Fall,
swenn diese Angaben oder dieses Verschweigen kausal
fur die Anerkennung waren® (FleuR 2019: § 73 AsylG
Rn. 32). AuRerdem wird der Schutzstatus auch zu-
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riickgenommen, wenn die Person ,bereits zum Zeit-
punkt der Schutzzuerkennung die Ausschlusstatbe-
stande“ nach § 3 Abs. 2 AsylG erfiillte oder nach § 60
Abs. 8 AufenthG eine Gefahr darstellte (Eichler 2019:
13). Eine Riicknahme des Schutzstatus erfolgt also nur
in den Fallen, ,,in denen der Schutzstatus zu Unrecht
erteilt worden ist“ (Eichler 2019: 10). Ausschlusstat-
bestiande im Sinne dieser Studie bestehen, wenn die
Person

B Verbrechen gegen den Frieden oder die Mensch-
lichkeit oder ein Kriegsverbrechen begangen hat
(§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AsylG),

m vor ihrer Aufnahme als Fliichtling eine schwere
nichtpolitische Straftat auRerhalb des Bundesge-
biets begangen hat (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AsylG),

B oder zuwider den Zielen und Grundsatzen der Ver-
einten Nationen handelt (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
AsylG),

m oder die Person als eine Gefahr fiir die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland anzusehen ist
(§ 60 Abs. 8 Satz 1 Alternative 1 AufenthG).

Fir die Ricknahme des Schutzstatus ist das BAMF
zustandig.

Widerruf des Schutzstatus

Der Schutzstatus ist zu widerrufen, wenn ,,[...] eine
Person in der Vergangenheit den Schutzstatus zu
Recht erhalten hat, jedoch die Voraussetzungen, die
zur Anerkennung gefiihrt haben, inzwischen nicht
mehr vorliegen® (Eichler 2019: 10). Bei anerkannten
Flichtlingen und Asylberechtigten erfolgt nach spa-
testens drei bzw. fiinf*® Jahren durch das BAMF die
sogenannte Regeliiberpriifung (§ 73 Abs. 2a AsylG).
Hintergrund ist, dass nach drei Jahren erstmals eine
Aufenthaltsverfestigung durch die Erteilung einer Nie-
derlassungserlaubnis erfolgen kann und in diesem Zu-
sammenhang noch einmal gepriift werden soll, ob die
Voraussetzungen fiir den Schutz noch vorliegen. Auch
die Sicherheitsbehérden werden in diesem Zusam-
menhang eingebunden und ein Datenbankabgleich
vollzogen (Grote 2019: 29). Sowohl die Auslanderbe-
horde als auch die Sicherheitsbehérden sind aufgefor-
dert, weitergehende Angaben {iber widerrufsspezifi-
sche und -relevante Erkenntnisse zu machen. Sofern
neue Erkenntnisse vorliegen, die zu einem Widerruf
fihren kénnen, wird ein Widerrufsverfahren eingelei-

48 Mit dem Dritten Gesetz zur Anderung des Asylgesetzes, wel-
ches am 12. Dezember 2018 in Kraft trat, wurde die Frist fir die
Regeluberpriifung des Schutzstatus voriibergehend von drei auf
funf Jahre verlangert (§ 73 Abs. 7 AufenthG).
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tet. Das BAMF teilt das Ergebnis des Widerrufverfah-
rens der Auslanderbehorde (§ 73 Abs. 2a Satz 2 AsylG)
und der betreffenden Person mit (§ 73 Abs. 4 Satz 3
AsylG). Der Widerruf des Schutzstatus geht nicht au-
tomatisch mit dem Verlust des Aufenthaltstitels und
der Beendigung des Aufenthalts in Deutschland einher
(Grote 2019: 29).

Neben der Regeliiberpriifung kann das BAMF auch
eine anlassbezogene Widerrufspriifung durchfihren.
Entsprechende Anladsse kdnnen beispielsweise die flr
diese Studie relevante Sicherheitsgefahrdung oder
auch Erkenntnisse tber eine Identitdtstauschung im
Asylverfahren, Straftaten oder eine Reise in das Her-
kunftsland sein. Anlassbezogene Uberpriifungen des
Aufenthaltsstatus gehen in der Regel auf Hinweise
bzw. Anfragen von Auslander- oder Sicherheitsbehér-
den zuriick.

5.3.1 Statistiken zum Widerruf und der
Riicknahme von Schutzstatus

In den drei ersten Quartalen des Jahres 2019 wurden
insgesamt 114.669 Widerrufs- und Riicknahmeverfah-
ren bearbeitet. Davon wurden 2.401 (ca. 2,1 %) ,,auf-
grund konkreter sicherheitsrelevanter Hinweise ande-
rer Behorden“ bearbeitet (Deutscher Bundestag 2020a:
4f.). In Abbildung 1 wird die Gesamtzahl der in den
ersten drei Quartalen des Jahres 2019 durch das BAMF
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eingeleiteten Widerrufs- und Riicknahmeverfahren
sowie die Gesamtzahl der getroffenen Entscheidun-
gen zum Widerruf bzw. der Riicknahme des jeweiligen
Schutzstatus* abgebildet. Zudem wird der jeweilige
Anteil der Verfahren, der aus Sicherheitsgriinden ein-
geleitet wurde, angezeigt. Bei Abbildung 1 ist zu be-
achten, dass die Anzahl der eingeleiteten beziehungs-
weise abgeschlossenen Verfahren sich jeweils auf den
Zeitraum 1. Januar 2019 bis 30. September 2019*° be-
zieht (Deutscher Bundestag 2020a: 4).

Bei insgesamt 504 der Verfahren aufgrund sicherheits-
relevanter Hinweise wurde der Schutzstatus wider-
rufen bzw. zuriickgenommen. In weitaus mehr Fallen
(1.897) wurde der Schutzstatus nicht widerrufen oder
zurlickgenommen. Abbildung 1 sagt nichts dariiber
aus, wie viele der Schutzstatus insgesamt aufgrund
von sicherheitsrelevanten Aspekten widerrufen oder
zuriickgenommen wurden, sondern nur wie viele Ver-
fahren auf dieser Basis eingeleitet wurden.

49 Art. 16a GG, Fliichtlingseigenschaft, subsidiarer Schutz, Abschie-
bungsverbot.

50 Verfahren, die im dritten Quartal 2019 eingeleitet aber noch
nicht abgeschlossen wurden, lassen sich also nur unter der
Anzahl der eingeleiteten Verfahren finden, nicht aber unter den
abgeschlossenen Verfahren. Dementsprechend sind Verfahren,
die im vierten Quartal 2018 eingeleitet aber erst im ersten
Quartal 2019 abgeschlossen wurden, nur in der Anzahl der
abgeschlossen Verfahren aufgenommen.

Abbildung 2: Widerrufs- und Riicknahmepriifverfahren 01. Januar bis 30. September 2019

Eingeleitete Widerrufsprifvefahren [ 4.040 146.669
Entscheidungen insgesamt [ 2.401 114.087
Ricknahme Art. 16a GG 0 2
Widerruf Art. 16a GG [N 26 86
Riicknahme Fliichtlingseigenschaft [ 17 268
Widerruf Fliichtlingseigenschaft | N NI 268 1.501
Ricknahme Subsididrer Schutz || NN 100 207
Widerruf Subsidigrer Schutz [l 29 495
Riicknahme Abschiebungsverbot [l 7 161
Widerruf Abschiebungsverbot [ 57 676
Keine Riicknahme/kein Widerruf  [J] 1.897 110.691
0% 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 %

B Aufgrund konkreter sicherheitsrelevanter Hinweise

Gesamt

Quelle: Deutscher Bundestag 2020a: 4f; eigene Berechnungen.

100 %
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5.4 Rickfiihrung

Die Rickflihrung® von Drittstaatsangehérigen, die
eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit darstellen,
wird in den vergangenen Jahren von der Bundesre-
gierung verstarkt als Mittel zum Schutz der 6ffentli-
chen Sicherheit in Deutschland gesehen (Deutscher
Bundestag 2019b). Angefacht wurde die Debatte nicht
zuletzt auch aufgrund der nicht vollzogenen Abschie-
bung des Attentaters Anis Amri in sein Herkunftsland
Tunesien, weil Passersatzpapiere fehlten (Schneider
2017). Die folgenden Unterkapitel beschreiben die ein-
zelnen bestehenden RiickkehrmaRnahmen und ihre
Voraussetzungen.

5.4.1 Abschiebung

Die Abschiebung im Allgemeinen und auch die Ab-
schiebung aus Griinden einer Gefahr fiir die 6ffentliche
Sicherheit sind in §§ 58, 58a und 59 AufenthG geregelt.
Die Abschiebung (§ 58 AufenthG) ist die Durchsetzung
der Ausreisepflicht mit Zwang. Sie setzt voraus, dass
die Ausreisepflicht vollziehbar ist, eine Ausreisefrist
nicht gewdhrt wurde oder diese abgelaufen ist, und die
freiwillige Ausreisepflicht nicht gesichert ist oder aus
Griinden der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung eine
Uberwachung der Ausreise erforderlich erscheint (§ 58
Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Nach § 58a Abs. 1 AufenthG
kann die oberste Landesbehérde gegen eine Person
auf Grund einer auf Tatsachen gestiitzten Prognose
zur Abwehr einer besonderen Gefahr fiir die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland oder einer terroris-
tischen Gefahr ohne vorhergehende Ausweisung eine
Abschiebungsanordnung erlassen. Die Abschiebungs-
anordnung ist sofort vollziehbar; einer Abschiebungs-
androhung bedarf es nicht. Zudem kénnen Personen,
deren Aufenthalt unbekannt ist, zum Zweck der Auf-
enthaltsbeendigung und Festnahme in den Fahn-
dungsmitteln der Polizei ausgeschrieben werden (§ 50
Abs. 6 Satz 1 AufenthG).

Wenn die Voraussetzungen fiir ein Abschiebungsver-
bot nach § 60 Abs. 1-7 AufenthG gegeben sind, darf
eine Abschiebungsanordnung nicht vollzogen wer-
den. Der fliichtlingsrechtliche Abschiebungsschutz

(§ 60 Abs. 1 AufenthG) findet allerdings keine Anwen-
dung, wenn Drittstaatsangehdérige aus schwerwiegen-
den Griinden als eine Gefahr fiir die Sicherheit der

51 ,Ruckfuhrung ist ein Oberbegriff fir alle MaRnahmen, die den
Aufenthalt beenden oder verhindern und wird haufig als Gegen-
stiick zur freiwilligen bzw. selbststdndigen Ausreise verwendet®
(Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 19).
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Bundesrepublik Deutschland anzusehen sind oder eine
Gefahr fir die Allgemeinheit bedeuten, weil sie wegen
eines Verbrechens oder besonders schweren Verge-
hens rechtskraftig zu einer Freiheitsstrafte von min-
destens drei Jahren verurteilt worden sind (§ 60 Abs. 8
Satz 1 AufenthG). Das Gleiche gilt, wenn ein asylrecht-
licher Ausschlusstatbestand, unter anderem Verbre-
chen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen oder Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit, gemaR § 3 Abs. 2
AsylG besteht (§ 60 Abs. 8 Satz 2 AufenthG). Andere
Abschiebungsverbote, zum Beispiel das nationale Ab-
schiebungsverbot (§ 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG) wer-
den auch in den genannten Fillen erteilt.

Gegebenenfalls wird der Vollzug der Ausweisung, also
die Abschiebung, aus tatsachlichen oder rechtlichen
Griinden vorlibergehend ausgesetzt, weil zum Beispiel
die Reisedokumente fehlen. In diesen Fillen kann eine
Duldung erfolgen (§ 60a AufenthG). Wenn die Per-
son das Abschiebungshindernis zum Beispiel durch
eigene Tauschung tber ihre Identitat oder Staatsan-
gehorigkeit, eigene falsche Angaben oder Nichtvor-
nahme zumutbarer Handlungen zur Erlangung eines
Passes herbeifiihrt, wird ihr stattdessen eine ,Duldung
fur Personen mit ungeklarter Identitét’ erteilt, mit der
bestimmte Sanktionen, insbesondere ein Erwerbstatig-
keitsverbot einhergehen (§ 60b AufenthG).

Zudem kdénnen gemal § 60a Abs. 1 AufenthG tempo-
rar vollstandige Abschiebestopps in bestimmte Her-
kunftslander angeordnet werden, wie es beispiels-
weise seit dem 30. Marz 2012 fir Syrien gilt (MBL.
NRW 2019 Nr. 17 S. 363). Bei der 211. Sitzung der IMK
am 4. Dezember 2019 wurde die Bundesregierung
dazu aufgefordert unter Beteiligung des BMI und der
Lander Handlungsempfehlungen zur Auflockerung des
Abschiebestopps zu erarbeiten. Damit sollen die Vor-
aussetzungen fir die Riickfihrung von unter anderem
Geféhrderinnen und Gefahrdern nach Syrien ,,unter
Beachtung der Menschenrechte und bei differenzier-
ter Betrachtung im Einzelfall“ ermdglicht werden (IMK
2019b: 26).

Unter Umstdnden kann eine Abschiebung nach einer
Abschiebungsanordnung gemalt § 58a AufenthG, zum
Beispiel aufgrund fehlender Transportverbindungen
oder Aufnahmebereitschaft des Herkunftsstaates oder
weil die Person einen Antrag auf Gewdhrung vorlau-
figen Rechtsschutzes (§ 58a Abs. 4 Satz 2 AufenthG;
Kapitel 5.8) gestellt hat, nicht unmittelbar erfolgen.

In diesen Fillen ist die Person zur Sicherung der Ab-
schiebung auf richterliche Anordnung in Haft zu neh-
men (§ 62 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 AufenthG). Die Abschie-
bungshaft ist unzuldssig, wenn die Abschiebung aus
von der Person nicht zu vertretenden Griinden nicht
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in den nachsten drei Monaten durchgefiihrt werden
kann (§ 62 Abs. 3 Satz 3 AufenthG). Die Sicherungs-
haft ist auf sechs Monate beschrankt (§ 62 Abs. 4

Satz 1 AufenthG) und kann nur in Fillen, in denen

die Person ihre Abschiebung verhindert, um maxi-
mal 12 Monate auf bis zu maximal 18 Monate verldn-
gert werden. Wenn die Person gemaR dieser Regelung
nicht in Sicherungshaft genommen werden darf oder
nicht innerhalb der zeitlichen Grenze der Sicherungs-
haft abgeschoben werden kann, kann eine beson-
dere Uberwachung angeordnet werden (§§ 56 und 56a
AufenthG).

Gesetz zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht

Am 29. Juli 2017 trat das ,Gesetz zur besseren Durch-
setzung der Ausreisepflicht’ in Kraft.>? Es brachte meh-
rere Anderungen im Aufenthaltsgesetz mit sich, die
unter anderem die Abschiebungshaft, den Ausreise-
gewahrsam, die Residenzpflicht von ausreisepflichti-
gen Personen und deren elektronische Uberwachung
sowie die Ankilindigung von Abschiebungen betrafen.
Weitere Anderungen betrafen beispielsweise die Ver-
pflichtung, in Erstaufnahmeeinrichtungen zu wohnen,
und das Auslesen von Mobilgeradten zur Identitatspri-
fung von Asylantragstellenden. Die Bundesregierung
verfolgte mit dem Gesetz das Ziel, ,gerade mit Blick
auf solche Ausreisepflichtige, von denen Sicherheits-
gefahren ausgehen®, ,zusatzliche Verbesserungen im
Bereich der Riickkehr zu erreichen®. Das Gesetz wurde
unter anderem in Reaktion auf den Anschlag auf einen
Berliner Weihnachtsmarkt im Dezember 2016 verab-
schiedet (Deutscher Bundestag 2017h: 1; Kapitel 2.3).
In diesem Abschnitt werden vorrangig die Anderungen
ausgefiihrt, die aufenthaltsrechtliche MalRnahmen fiir
Personen, die im Sinne dieser Studie eine Gefahr fur
die offentliche Sicherheit darstellen, beinhalten.

So erweiterte das Gesetz die Anwendung von Abschie-
bungshaft fiir vollziehbar Ausreisepflichtige, von denen
~eine erhebliche Gefahr fiir Leib und Leben oder be-
deutende Rechtsgiiter der inneren Sicherheit aus-
geht“ (Deutscher Bundestag 2017h: 5). Fir diese kann
die Abschiebungshaft auch dann angeordnet werden,
wenn eine Abschiebung nicht innerhalb von drei Mo-
naten moglich ist (§ 62 Abs. 3 Satz 4 AufenthG). In der
Regel ist die Anordnung von Abschiebungshaft unzu-
lassig, wenn abzusehen ist, dass die Abschiebung nicht

52 Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
des EMN/BAMF-Politikbericht 2017 und Hoffmeyer-Zlotnik
2017 angelehnt (EMN/BAMF 2017: 97f., Hoffmeyer-Zlotnik
2017: 39).
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innerhalb der drei Monaten vollzogen werden kann
(§ 62 Abs. 3 Satz 3 AufenthG).

Zudem wurde die Moglichkeit der Unterbringung von
Abschiebehiftlingen in Justizvollzugsanstalten fiir Per-
sonen wiedereingefiihrt, von denen ,.eine erhebliche
Gefahr fiir Leib und Leben Dritter oder bedeutende
Rechtsgiiter der inneren Sicherheit” ausgeht (§ 62a
Abs. 1 Satz 2 AufenthG a. F.3). Abschiebhiftlinge dir-
fen seit einigen Jahren ansonsten nur in gesonderten
Abschiebungshafteinrichtungen untergebracht wer-
den (Grote 2014: 7). Die Frage der Zulassigkeit der Un-
terbringung von Gefahrderinnen und Gefdhrdern in
Abschiebehaft in Justizvollzugsanstalten war und ist
dabei Gegenstand juristischer Aushandlung. So hat der
Bundesgerichtshof (BGH) die Frage nach der Recht-
maligkeit im Dezember 2018 an den Européischen
Gerichtshof (EuGH) zur Klarung vorgelegt (BGH, Be-
schluss v. 22. November 2018%), wobei die Priifung des
EuGH noch aussteht.*

Mit dem Gesetz wurde auch die Moglichkeit zur elekt-
ronischen Aufenthaltsiiberwachung (sog. elektronische
FuRfessel) fiir Personen, von denen eine Gefahr fiir die
innere Sicherheit ausgeht, eingefiihrt (§ 56a AufenthG).
Auch die Regelungen zur rdumlichen Beschrankung
der Aufenthaltsgestattung (Residenzpflicht) wur-

den fur Personen verschirft, von denen eine erhebli-
che Gefahr fiir die innere Sicherheit oder fiir Leib und
Leben Dritter ausgeht (§ 59b Abs. 1 Nr. 4 AsylG).

Zweites Gesetz zur besseren Durchsetzung
der Ausreisepflicht

Am 21. August 2019 trat das ,Zweite Gesetz zur bes-
seren Durchsetzung der Ausreisepflicht’ in Kraft. In
diesem Abschnitt werden vorrangig die Anderungen
ausgefiihrt, die aufenthaltsrechtliche MaRnahmen fir

53 Diese Ausnahme des Trennungsgebots wurde mit dem Zweiten
Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 21.
August 2019 bis 30. Juni 2022 ausgesetzt. Daflir wurde tempo-
rar eine generelle Lockerung des Trennungsgebots eingefihrt,
welche auch fir Sicherheitsfille gilt.

54 BGH, Beschluss vom 22. November 2018 -V ZB 180/17 [ECLI:D
E:BGH:2018:221118BVZB180.17.0] - BeckRS 2018, 35794.

55 Ein Tunesier, der von den Sicherheitsbehérden aufgrund des
Verdachts der Unterstiitzung einer ausldndischen terroristischen
Organisation als Gefdhrder eingestuft worden war, wurde zur
Abschiebungshaft nicht wie sonst tiblich in einer speziellen
Haftanstalt, sondern in einer normalen Justizvollzugsanstalt
untergebracht. Der Mann legte beim BGH Klage ein. Art. 16 Abs.
1 RL 2008/115/EG sieht Ausnahmen fiir das Trennungsgebot
vor, wenn keine speziellen Hafteinrichtungen vorhanden sind,
jedoch gibt es keine spezifische Regelung fir Fille, in denen von
der Person eine erhebliche Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit
ausgeht (MIGAZIN 2019).
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Personen, die eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit
im Sinne dieser Studie darstellen, beinhalten.

So erweiterte das Gesetz die Anwendung der Vorberei-
tungshaft. Die Neuregelung sieht vor, dass unter ande-
rem im Falle einer Abschiebungsanordnung nach § 58a
AufenthG zur Abwehr einer besonderen Gefahr fiir

die Bundesrepublik Deutschland oder einer terroristi-
schen Gefahr eine Person auf richterliche Anordnung
bis zu sechs Wochen in Vorbereitungshaft genom-
men werden kann, wenn tiber die Abschiebungsan-
ordnung nicht sofort entschieden werden kann (§ 62
Abs. 2 AufenthG). Vor der Gesetzesanderung konnten
diese Personen erst in Haft genommen werden, wenn
die Abschiebungsanordnung bereits vorlag oder die
Voraussetzungen fiir die Sicherungshaft vorlagen (BMI
2020e).

Eine weitere fiir diese Studie wichtige Anderung be-
traf den Vollzug der Abschiebungshaft. So sieht das
Gesetz eine Anderung des § 62a Abs. 1 AufenthG in
zwei Schritten vor. Zunachst wird das Trennungsge-
bot, nach dem Abschiebungsgefangene getrennt von
Strafgefangenen unterzubringen sind, voriiberge-
hend bis 30. Juni 2022 ausgesetzt. Fiir diesen Zeit-
raum kann die Abschiebungshaft also ,grundsatzlich
auch in Justizvollzugsanstalten vollzogen werden®,
wobei Abschiebungshaftlinge und Strafgefangene aber
»in jedem Fall getrennt untergebracht werden® sollen
(BMI 2020e). Begriindet wird die Anderung durch das
BMI damit, dass es in Deutschland einen Mangel an
Abschiebungshaftplatzen gibt (BMI 2020e). Ab 1. Juli
2022 gilt mit den bestehenden Ausnahmen, wonach
unter anderem Personen, von denen eine erhebliche
Gefahr ausgeht, auch in sonstigen Haftanstalten un-
tergebracht werden kénnen (siehe oben), wieder das
Trennungsgebot.

Operative MaRnahmen zu Unterstiitzung
der Riickkehr

Neben den obengenannten gesetzlichen Verande-
rungen zur Unterstiitzung der Rickkehr wurden auch
weitere operative MaRnahmen ergriffen. Am 9. Februar
2017 beschlossen die Bundeskanzlerin und die Re-
gierungen der Bundeslander die Einrichtung des Ge-
meinsamen Zentrums zur Unterstiitzung der Riickkehr
(ZUR). Das ZUR nahm im Marz 2017 seine Arbeit auf.
Es dient der operativen Abstimmung zwischen Bund
und Landern sowohl im Bereich der freiwilligen Riick-
kehr als auch in Ruckfiihrungsfragen. Durch das ZUR
sollen die Lander zum Beispiel bei der Organisation
von Sammelabschiebungen und der Beschaffung von
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Passersatzpapieren fiir die Riickkehr unterstitzt wer-
den (Deutscher Bundestag 2017i: 3).5¢

Abschiebungen sind aus verschiedenen Griinden nicht
immer vollziehbar, zum Beispiel aufgrund fehlender
Reisedokumente und Schwierigkeiten bei der Beschaf-
fung von Passersatzpapieren. Auch eine Bund-Lander
AG der IMK befasst sich mit den Herausforderungen
der Rickkehr von Gefdhrdern und Geféhrderinnen und
gab im Mai 2018 Handlungsempfehlungen an die IMK
»Zur Beseitigung rechtlicher und tatsachlicher Hinder-
nisse bei der Rlckfiihrung von Geféhrdern® (IMK 2018:
1). Es wurden unter anderem folgende Empfehlungen
gegeben:

1. Optimierung der Arbeitsstrukturen in den Lan-
dern, ,um ein schnelles und effizientes Zu-
sammenwirken aller beteiligten Behérden [zu]
ermoglichen®,

2. Beteiligung der Lander an der Erstellung der Kon-
zeption fiir die Task Force ,,Gefahrder im BMI,

3. Vereinfachung behérdlicher Verfahren durch An-
derungen des Aufenthaltsgesetzes (welche in der
Novellierung des Aufenthaltsgesetzes im Jahr
2019 (ibernommen wurden),

4. Einrichtung einer Bund-Lander-AG zur Erarbei-
tung von ,Handlungsempfehlungen zur Unter-
bringung von Gefahrdern in Haftanstalten®,

5. Reduzierung der gerichtlichen Instanzen bei Ab-
schiebungsanordnungen zur Abwehr einer beson-
deren Gefahr fir die Sicherheit der Bundesrepub-
lik Deutschland oder einer terroristischen Gefahr
(nach § 58a AufenthG),

6. Sensibilisierung der Justiz zu diplomatischen Zu-
sicherungen bei Abschiebungen bzgl. der Achtung
des Art. 3 der Europdischen Menschenrechtskon-
vention, Verbot der Folter im Zielland (IMK 2018:
1f.; siehe unten).

Um die Arbeitsstrukturen in den Landern zu optimie-
ren, hat das BMI daraufhin folgende MalRnahmen er-
griffen: es wurden mehrere Workshops zur Befahigung
der Lander in der AG Sicherheit im ZUR, unter ande-
rem ,,zur Durchsetzung der Ausreisepflicht, zu § 58a
AufenthG, zur Identitatsfeststellung, zu Moglichkeiten
des retrograden Datenabgleichs mit dem Visa-Infor-
mationssystem® durchgefiihrt. AuRerdem fanden ver-
trauliche Bund-Lander-Fallkonferenzen mit einzelnen
Landern in der AG Sicherheit im ZUR und in der AG
Status des GTAZ statt. Zusatzlich wurde das Auswar-
tige Amt enger in die AG Sicherheit zur ,Fallbearbei-

56 Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
des EMN/BAMF-Politikbericht 2017 angelehnt (EMN/BAMF
2017: 98f.).
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tung mit den Landern und Erérterung von Vorgangen
nach herkunftslandspezifischen Schwerpunkten® ein-
gebunden (Deutscher Bundestag 2018c: 18).

Die Einrichtung des GTAZ, GETZ und der jeweiligen
Landerarbeitsgruppen zeigt, dass die deutschen Be-
horden die Rickfiihrung von Drittstaatsangehdrigen,
von denen eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
ausgeht, priorisieren. Da in Deutschland die Bundes-
lander fir die Durchsetzung von Abschiebungen zu-
standig sind, zeigt sich diese Priorisierung auch auf
Landerebene. Beispielsweise legt die Hessische Lan-
desregierung ,einen klaren Schwerpunkt auf die priori-
sierte Rlckfiihrung von Gefahrdern® (Hessischer Land-
tag 2019: 1).

Urteile zur Abschiebungsanordnung

Sowohl das Bundesverwaltungsgericht als auch das
Bundesverfassungsgericht trafen 2017 wichtige Ent-
scheidungen zur Abschiebungsanordnung nach § 58a
AufenthG. Damit kénnen sogenannte Gefahrderinnen
und Gefdhrder aufgrund einer auf Tatsachen gestiitz-
ten Prognose zur Abwehr einer besonderen Gefahr fiir
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder
einer terroristischen Gefahr abgeschoben werden,
ohne dass es vorher einer Ausweisung oder sonsti-
gen Beendigung des Aufenthaltsrechtes bedarf (§ 58a
Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Auch muss noch keine Verur-
teilung wegen einer Straftat vorliegen. Jedoch darf die
Abschiebung nicht vollzogen werden, wenn ihr gesetz-
liche Abschiebungsverbote entgegenstehen, insbeson-
dere wenn der betroffenen Person im Zielstaat Folter,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung droht
(§ 58a Abs. 3 Satz 1 AufenthG; Art. 3 EMRK).

Die Regelung ist seit 2005 in Kraft, wurde aber auf-
grund der als hoch empfundenen Hiirden das erste
Mal im Jahr 2017 angewendet (Mascolo/Steinke 2017).
Am 21. Médrz 2017 lehnte das Bundesverwaltungsge-
richt die Gewdhrung von vorlaufigem Rechtsschutz
gegen die erste aufgrund von § 58a AufenthG ange-
ordnete Abschiebung zweier Personen ab (BVerwG,
Beschluss vom 21. Marz 2017%). Dies wurde als Zei-
chen gewertet, dass von der Regelung in Zukunft hau-
figer Gebrauch gemacht werden kénne (Mascolo/
Steinke 2017). Am 22. August 2017 wurde die Klage
gegen die beiden Abschiebungen dann endgiiltig ab-

57 BVerwG, Beschluss vom 21.03.2017 - 1 VR.17 [ECLI:DE:BVerwG:
2017:210317B1VR1.17.0] - BVerwGE 158, 225 Rn. 3.
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gewiesen (BVerwG, Urteile vom 22. August 2017%¢). Am
24. Juli 2017 entschied das Bundesverfassungsgericht
in einem anderen Fall, dass die Regelung des § 58a
AufenthG mit dem Grundgesetz vereinbar ist (BVerfG,
Beschluss vom 24. Juli 2017%).%°

Auch beziiglich des Rechts auf Achtung des Privat-
und Familienlebens (Art. 8 EMRK) im Zusammenhang
mit einer Abschiebungsanordnung nach § 58a Auf-
enthG gibt es eine Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 21. Marz 2017. Einem algerischen
Staatsangehdrigen, der als Gefdhrder in der radikal-is-
lamistischen Szene in Deutschland eingestuft worden
war, wurde eine Abschiebungsanordnung nach § 58a
AufenthG erteilt. Er stellte daraufhin beim Bundesver-
waltungsgericht einen Antrag auf Gewahrung vorlaufi-
gen Rechtsschutzes nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO), dem aber nicht stattgegeben
wurde. Der Antragsteller wurde in der Folge abgescho-
ben, bevor das Verfahren in der Hauptsache begonnen
hatte.

Laut Bundesverwaltungsgericht galt bei der Priifung
auf Gewahrung auf vorlaufigen Rechtsschutz, dass ,[t]
rotz der Verwurzelung des Antragstellers in die hiesi-
gen Verhiltnisse [...] die beabsichtigte Aufenthaltsbe-
endigung unter den hier gegebenen Umstdnden eines
jederzeit méglichen Terroranschlags durch den An-
tragsteller auch mit Blick auf Art. 2 Abs. 1 und Art. 6
GG sowie Art. 8 EMRK wegen der von ihm ausgehen-
den Gefahr nicht unverhaltnismaRig ist“ Das Auswei-
sungsinteresse wurde hier als hoher als das Bleibein-
teresse gewertet, auch wenn ,seine Mutter, seine
Geschwister und seine ihm nach islamischen Ritus
angetraute Frau, die die deutsche Staatsangehorigkeit
besitzt“ in Deutschland leben. AuRerdem hatte der An-
tragsteller sich auch auf das Abschiebungsverbot nach
§ 60 Abs. 5 (Gefahr der Folter) berufen. Das Verwal-
tungsgericht wies auch dies mit der Begriindung ab,
dass ,bestehenden Gefahren [...] mit geeigneten dip-
lomatischen Zusicherungen begegnet werden [kann].“
Der Senat hatte die Abschiebung daher von der Bedin-
gung abhangig gemacht, dass entsprechende Zusiche-
rungen erteilt werden.

58 BVerwG, Urteile vom 22.08.2017 - 1 A 3.17 [ECLI:DE:BVerwG:20
17:220817U1A3.17.0] - BeckRS 2017, 127231 und 1 A 2.17 [ECLI
:DE:BVerwG:2017:220817U1A2.17.0] - BeckRS 2017, 128737.

59 BVerfG, Kammerbeschluss vom 24. Juli 2017 - 2 BvR 1487/17
[ECLI:DE:BVerfG:2017:rk20170724.2bvr148717] - BeckRS 2017,
118574 Rn. 20.

60 Die Ausfiihrungen in diesem Abschnitt sind an Ausfiihrungen
des EMN/BAMF-Politikbericht 2017 angelehnt (EMN/BAMF
2017: 98).
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Der Europadische Gerichtshof fiir Menschenrechte
(EGMR) sieht in solchen diplomatischen Zusicherun-
gen unter bestimmten Voraussetzungen ein geeigne-
tes Instrument zur Ausraumung der Gefahr von un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung (Art. 3
EMRK) selbst wenn in diesen Staaten, anders als in
Algerien, systematisch gefoltert und misshandelt wird.
Das Auswartige Amt hat dem Bundesverwaltungs-
gericht auf seine Anfrage hinsichtlich Algeriens ge-
antwortet, dass das algerische Justizministerium den
deutschen Behoérden ,schriftliche Garantien fiir Pro-
zess- und Haftbedingungen gegeben habe“ (BVerwG,
Beschluss vom 21. Marz 2017%Y).

5.4.2 Abschiebungin einen anderen
EU-Mitgliedstaat

Drittstaatsangehorige, die in einem anderen EU-Mit-
gliedstaat Uber bestimmte Aufenthaltstitel verfiigen,
kénnen sich (temporar) auch regulér in Deutschland
aufhalten. Dies ist zum Beispiel der Fall bei einem giil-
tigen Aufenthaltstitel in einem anderen Mitgliedstaat,
der nach Art. 21 SDU einen Aufenthalt von 90 Tagen
je Zeitraum von 180 Tagen in anderen Mitgliedstaaten
erlaubt, aber auch bei drittstaatsangehoérigen Famili-
enangehorigen von EU-Staatsangehdorigen (Unions-
birgerrichtlinie (RL 2004/38/EG)® und § 3 Freiziigig-
keitsgesetz/EU (FreiziigG/EU)®) oder bei in anderen
Mitgliedstaaten der EU langfristig Aufenthaltsberech-
tigten (Daueraufenthalt-EU) (§ 38a AufenthG) sowie
bei Personen, die in einem anderen Staat als Fliicht-
ling gemalk der Genfer Fliichtlingskonvention aner-
kannt sind. Wird bei einer solchen Person festgestellt,
dass sie eine Gefdhrdung fiir die 6ffentliche Sicherheit
darstellt, kann die Person in den EU-Mitgliedstaat ab-
geschoben werden, in dem sie Giber einen Aufenthalts-
titel verfugt.

61 BVerwG, Beschluss vom 21.03.2017 - 1 VR.17 [ECLI:DE:BVerwG:
2017:210317B1VR1.17.0] - BVerwGE 158, 225 Rn. 43.

62 Richtlinie 2004/38/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2004 Uber das Recht der Unionsbirger und
ihrer Familienangehérigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Anderung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien
4/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/
EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/
EWG.

63 Gesetz Uber die allgemeine Freizlgigkeit von Unionsbirgern.
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5.4.3 Statistiken: Abschiebungen bei Gefahr
fiir die 6ffentliche Sicherheit

Eine statistische Erhebung der ,Abschiebungen von
Personen des islamistisch-terroristischen Personen-
kreises“ ,findet erst seit dem Jahr 2017 statt [...]. Ab-
schiebungsanordnungen nach § 58a AufenthG wurden
erstmals im Jahr 2017 erlassen“ (Deutscher Bundes-
tag 2018c: 8). Tabelle 6 zeigt die Anzahl der Abschie-
bungen in den Jahren 2017 und 2018 von Personen,
die dem islamistisch-terroristischen Bereich zugeord-
net und durch die Arbeitsgruppe AG Status im GTAZ
oder einer Landerarbeitsgruppe, an der das BAMF
teilnimmt, bearbeitet wurden (Deutscher Bundestag
2018: 2). Die AG Status bearbeitet dabei ausschlieRlich
den islamistischen Phanomenbereich, so dass dies bei
der Interpretation der Zahlen zu berticksichtigen und
kein Riickschluss auf die Gesamtzahl aller Abschiebun-
gen aufgrund einer Gefahr fiir die 6ffentliche Sicher-
heit moglich ist.

Im Jahr 2017 wurden insgesamt 56 Personen aus dem
islamistisch-terroristischen Personenkreis abgescho-
ben, wovon wiederum mehr als die Halfte (30 Per-
sonen) als Gefdhrderinnen oder Gefahrder einge-
stuft waren. 2018 sank die Zahl der entsprechenden
Abschiebungen auf 47, wovon 22 als Gefdhrderinnen
oder Gefahrder galten. Hauptherkunftslander waren
in beiden Jahren Tunesien und Algerien. In 2017 wur-
den sieben Personen aufgrund einer Abschiebungsan-
ordnung gemal} § 58a AufenthG abgeschoben, im Jahr
2018 waren es insgesamt fiinf Personen.
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Tabelle 6: Abschiebungen von Personen, die dem islamistisch-terroristischen Bereich zugeordnet werden (2017-2018)

Davon Ge- Davon Ge-

fahrder und DETI] fahrder und T
relevante " . relevante
Gefahrderin-

Personen Personen

Gefahrderin-
nen nen

Abschiebungen 56 30 4 47 22 2
ga;;:t:;é::;lg;ebungsanordnungen 7 7 0 5 4 1
Afghanistan 1 1 0 2 2 0
Agypten 0 0 0 1 0 0
Algerien 8 4 1 9 2 1
Bosnien und Herzegowina 2 2 0 0 0 0
Frankreich 2 1 0 0 0 0
Georgien 0 0 0 2 0 0
Irak 1 0 0 4 4 0
Italien 1 0 0 2 0 0
Kroatien 0 0 0 1 0 0
5 Kenia 1 1 0 0 0 0
=
2 Libanon 2 2 0 2 2 0
N
Marokko 4 4 0 5 0 1
Niederlande 1 0 0 1 0 0
Nigeria 1 1 0 0 0 0
Osterreich 1 1 0 0 0 0
Pakistan 2 0 0 1 0 0
Russische Foderation 7 4 1 1 0 0
Schweden 2 0 0 0 0 0
Serbien 1 0 0 1 1 0
Spanien 1 0 0 0 0 0
Tunesien 14 6 1 11 7 0
Turkei 3 2 1 4 4 0
Weilrussland 1 1 0 0 0 0

Quelle: Deutscher Bundestag 2018c: 8.

U Die Zahlen in dieser Tabelle beziehen sich ausschlieRlich auf ausldndische Personen, deren Fille von der AG Status des GTAZ
oder einer der Landerarbeitsgruppen, an denen das BAMF beteiligt ist, bearbeitet wurden (Deutscher Bundestag 2018c: 2).
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5.5 Uberwachung aus
Griinden der Sicherheit

Ausldanderbehdrden haben {iber die bereits geschil-
derten MaRnahmen hinaus die Méglichkeit, weitere
aufenthaltsrechtliche MaRnahmen zu ergreifen. Eine
Person, gegen die eine Ausweisungsverfligung besteht,
weil sie

m die freiheitliche demokratische Grundordnung oder
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
gefdhrdet,

B zur Leitung eines Vereins gehort, der verboten
wurde,

B sich zur Verfolgung politischer oder religidser Ziele
an Gewalttatigkeiten beteiligt,

m offentlich dazu aufruft, oder damit droht, oder zu
Hass gegen Teile der Bevélkerung aufruft,

B oder gegen die eine Abschiebungsanordnung
besteht,

unterliegt der Verpflichtung, sich mindestens einmal
wochentlich bei der zustandigen polizeilichen Dienst-
stelle zu melden, soweit die Auslanderbehérde nichts
anderes bestimmt. Auch in Fallen, in denen in Bezug
auf die Person keine der oben genannten Auswei-
sungsinteressen bestehen, kann eine Meldepflicht an-
geordnet werden, wenn diese zur Abwehr einer Gefahr
fur die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich
ist (§ 56 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, § 54 Abs. 1 Nr. 2-5, § 58a
AufenthG). Der Aufenthalt wird auf den Bezirk der
Auslinderbehdrde beschrankt (§ 56 Abs. 2 AufenthG),
auler es erscheint geboten, den Aufenthalt auf einen
anderen Wohnort oder auf bestimmte Unterkiinfte
aufzuerlegen, um die Fortfiihrung von Bestrebungen,
die zur Ausweisung gefiihrt haben, zu erschweren oder
zu unterbinden und die Einhaltung vereinsrechtlicher
oder sonstiger gesetzlicher Auflagen und Verpflichtun-
gen besser (iberwachen zu kdnnen oder die wieder-
holte Begehung erheblicher Straftaten, die zur Aus-
weisung gefiihrt haben, zu unterbinden (§ 56 Abs. 3
AufenthG).

Zusatzlich kann der Kontakt zu bestimmten Personen
oder Gruppen und die Nutzung bestimmter Kommuni-
kationsmittel untersagt werden, sofern die Beschran-
kungen notwendig sind, um eine erhebliche Gefahr fiir
die innere Sicherheit oder fiir Leib und Leben Dritter
abzuwehren (§ 56 Abs. 4 AufenthG).

Eine weitere MalRnahme ist die elektronische Auf-
enthaltsiiberwachung, in Form einer elektronischen
FulRfessel. Wenn eine Person der rdumlichen Be-
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schrankung des Aufenthalts oder des Kontaktverbots
unterliegt, kann sie auf richterliche Anordnung zur
elektronischen Aufenthaltstiberwachung verpflichtet
werden. Die Anordnung gilt fiir langstens drei Monate
und kann jeweils um maximal drei Monate verldngert
werden, wenn die Voraussetzungen weiterhin vorlie-
gen. Die Auslanderbehdrde erhebt und speichert Gber
die elektronische Fultfessel automatisiert die Daten
Uber den Aufenthaltsort der Person (§ 56a AufenthG).

5.6 Verbot und
Beschrankung der
politischen Betitigung

Die politische Betatigung einer Person kann durch die
zustandige Ausldnderbehdrde beschrankt oder unter-
sagt werden, wenn sie

m die politische Willensbildung oder das friedliche
Zusammenleben, die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen der
Bundesrepublik beeintrachtigt oder gefdhrdet,

m den aulRenpolitischen Interessen oder den volker-
rechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik
zuwiderlaufen kann,

B gegen die Rechtsordnung, insbesondere unter An-
wendung von Gewalt, verstof3t oder

B bestimmt ist, Parteien, andere Vereinigungen, Ein-
richtungen oder Bestrebungen auRerhalb des Bun-
desgebiets zu fordern, deren Ziele oder Mittel mit
den Grundwerten einer die Wiirde des Menschen
achtenden staatlichen Ordnung unvereinbar sind
(§ 47 Abs. 1 AufenthG).

Die politische Betdtigung einer Person wird durch die
zustandige Auslanderbehdrde untersagt, soweit sie

m die friedliche demokratische Grundordnung oder
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ge-
fahrdet oder den kodifizierten Normen des Vélker-
rechts widerspricht,

B Gewaltanwendung als Mittel zur Durchsetzung po-
litischer, religioser oder sonstiger Belange 6ffent-
lich unterstutzt, befirwortet oder hervorzurufen
bezweckt oder geeignet ist oder

B Vereinigungen, politische Bewegungen oder Grup-
pen innerhalb oder auRerhalb des Bundesgebiets
unterstitzt, die im Bundesgebiet Anschldge gegen
Personen oder Sachen oder auRerhalb des Bundes-
gebiets Anschlage gegen Deutsche oder deutsche
Einrichtungen veranlasst, befiirwortet oder ange-
droht haben (§ 47 Abs. 2 AufenthG).
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5.7 Einreise- und
Aufenthaltsverbote sowie
Ausreiseuntersagung

Einreise- und Aufenthaltsverbote

Gegen eine Person, die ausgewiesen, zurtickgescho-
ben oder abgeschoben worden ist, ist ein Einreise- und
Aufenthaltsverbot zu erlassen. Infolge des Einreise-
und Aufenthaltsverbots darf die Person weder erneut
in das Bundesgebiet einreisen noch sich darin aufhal-
ten, noch darf ihr, selbst im Falle eines Anspruchs nach
diesem Gesetz, ein Aufenthaltstitel erteilt werden (§ 11
Abs. 1 AufenthG). Die Linge der Frist des Einreise- und
Aufenthaltsverbots wird nach Ermessen entschieden.
Im Regelfall darf sie fiinf Jahre nicht Giberschreiten

(§ 11 Abs. 3 AufenthG). Ausnahmen dieser Befristung
bestehen, wenn eine Gefdhrdung fiir die Sicherheit
vorliegt und sind in Tabelle 7 aufgelistet. Eine Person,
gegen die ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach

§ 11 AufenthG besteht, kann zum Zweck der Einrei-
severweigerung zur Zuriickweisung und fir den Fall
des Antreffens im Bundesgebiet und Schengen-Raum
ausgeschrieben werden (§ 50 Abs. 6 Satz 2 AufenthG;
siehe Schengener-Informationssystem (SIS) in Kapitel
6.2, 6.2.3). AuRerdem werden die Daten von Personen,
gegen deren Einreise Bedenken bestehen, weil zum
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Beispiel Ausweisungsinteresse bestehen, im Auslan-
derzentralregister gespeichert (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 AZRG
i. V. m. § 5 Abs. 1 AufenthG).

Ausreiseuntersagung

Unter Umstanden kann einer Person, die die innere
oder dufRere Sicherheit oder sonstige erhebliche In-
teressen der Bundesrepublik Deutschland gefdhrdet,
auch die Ausreise aus Deutschland untersagt wer-
den (§ 46 Abs. 2 Satz 1 AufenthGi. V. m. §§ 10 und 7
Abs. 1 des Passgesetzes (PassG)). Dies ist zum Beispiel
der Fall, wenn die Person durch ihre Ausreise ,die in-
nere oder dulere Sicherheit oder sonstige erhebliche
Belange der Bundesrepublik Deutschland gefahrdet”
oder eine nach § 89a StGB schwere staatsgefahrdende
Gewalttat® vorbereitet (Horich/Hruschka 2019: § 46
AufenthG Rn. 29ff.).

64 Eine schwere staatsgefahrdende Gewalttat ist eine Straftat
gegen das Leben in den Féllen des § 211 (Mord) oder des § 212
(Totschlag) oder gegen die persénliche Freiheit in den Fillen des
§ 239a (Erpresserischer Menschenraub) oder des § 239b (Geisel-
nahme) StGB, die nach den Umstanden bestimmt und geeignet
ist, den Bestand oder die Sicherheit eines Staates oder einer
internationalen Organisation zu beeintrachtigen oder Verfas-
sungsgrundsatze der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen,
auRer Geltung zu setzen oder zu untergraben (§ 89a Abs. 1
Satz 2 StGB).

Tabelle 7: Fristen von Einreise- und Aufenthaltsverboten bei Gefidhrdung der Sicherheit

Lange der Frist des Einreise- und
Aufenthaltsverbots

Veranderungen der Frist

Ausweisung aufgrund einer strafrecht-
lichen Verurteilung oder wenn von der
Person eine schwerwiegende Gefahr fiir
die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
ausgeht (§ 11 Abs. 5 AufenthG)

Ausweisung aufgrund eines Verbrechens Regelfall 20 Jahre
gegen den Frieden, eines Kriegsverbre-

chens oder eines Verbrechens gegen die

Menschlichkeit oder zur Abwehr einer

Gefahr fiir die Sicherheit der Bundesrepu-

blik Deutschland oder einer terroristischen

Gefahr (§ 11 Abs. 5a AufenthG)

Abschiebung aufgrund einer Abschie-
bungsanordnung zur Abwehr einer
besonderen Gefahr fir die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland oder
einer terroristischen Gefahr (§ 11 Abs. 5b
AufenthG)

Regelfall maximal zehn Jahre

Regelfall unbefristetes Verbot

Aufhebung und Verkiirzung zur Wahrung
schutzwirdiger Belange der Person und
Verlangerungen aus Griinden der 6ffentli-
chen Sicherheit und Ordnung sind moglich
(§ 11 Abs. 4 AufenthG)

Aufhebung und Verkiirzung sind grund-
satzlich ausgeschlossen. Im Einzelfall kon-
nen Ausnahmen hiervon durch die oberste
Landesbehérde zugelassen werden. Eine
Verlangerung aus Griinden der 6ffentli-
chen Sicherheit und Ordnung ist maglich.

Aufhebung und Verkiirzung sind grund-
satzlich ausgeschlossen. Im Einzelfall kon-
nen Ausnahmen hiervon durch die oberste
Landesbehorde zugelassen werden.
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5.8 Rechtsbehelfe

Personen, gegen die aufenthaltsrechtliche MaRnah-
men getroffen werden, kédnnen gegen diese Verwal-
tungsakte Widerspruch und Anfechtungsklagen ein-
legen. Gemalt § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO haben diese
aufschiebende Wirkung, wobei die Ausnahmen fiir
auslanderrechtliche MaRnahmen in § 84 Abs. 1 Auf-
enthG geregelt sind. So haben Widerspruch und Kla-
gen zum Beispiel bei der Nicht-Verldngerung, dem
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Jedoch kann auch in Fillen, bei denen die aufschie-
bende Wirkung entfillt, ein Antrag auf Gewahrung auf
vorlaufigen Rechtsschutz nach § 80 Abs. 5 VwGO ge-
stellt werden. Dies ist zum Beispiel bei der Abschie-
bungsanordnung nach § 58a AufenthG der Fall. Hier
kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende
Wirkung ganz oder teilweise anordnen bzw. wieder-
herstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der An-
fechtungsklage zulassig. Ist der Verwaltungsakt zum
Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, so kann
das Gericht die Aufhebung der Vollziehung anordnen.

Widerruf oder der Riicknahme eines Aufenthaltstitels
keine aufschiebende Wirkung (siehe auch Tabelle 8).

Tabelle 8: Aufkldrung iiber aufenthaltsrechtliche MaRnahmen

Aufenthaltsrechtliche MaRnahme

Ausweisung (§ 53 AufenthG)

Nicht-Verldngerung des
Aufenthaltstitels (§ 8 AufenthG)

Einreise- und Aufenthaltsverbot
(§ 11 AufenthG)

Ausreiseuntersagung (§ 46 Abs. 2
AufenthG)

Verbot und Beschrankung der politi-
schen Betitigung (§ 47 AufenthG)

Ausschreibung zur Aufenthalts-
ermittlung und Festnahme
(§ 50 Abs. 6 AufenthG)

Widerruf/Riicknahme des
Aufenthaltstitels (§ 52 AufenthG)

Uberwachung aus Griinden der
inneren Sicherheit (§ 56 AufenthG)

Abschiebungsanordnung
(§ 58a AufenthG)

Androhung der Abschiebung
(§ 59 AufenthG)

Abschiebungshaft
(§ 62 AufenthG)

Einreisebedenken
(§ 2 Abs. 2 Nr. 4 AZRG)

Inhalt der Aufklarung iiber die MaRnahme

Schriftlich mit Begriindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG).

Erklarung tber Rechtsbehelfe und einzuhaltende Fristen (§ 77 Abs. 1 Satz 2 AufenthG).
Schriftlich mit Begrindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 1 lit. a AufenthG).

Erklarung tiber Rechtsbehelfe und einzuhaltende Fristen (§ 77 Abs. 1 Satz 2 AufenthG).
Widerspruch und Klage haben keine aufschiebende Wirkung (§ 84 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG).
Schriftlich mit Begriindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 9 AufenthG).

Erklarung tiber Rechtsbehelfe und einzuhaltende Fristen (§ 77 Abs. 1 Satz 2 AufenthG).
Widerspruch und Klage haben keine aufschiebende Wirkung (§ 84 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG).
In der Regel schriftlich mit Begriindung (77.1 AVwVAufenthG).

Widerspruch und Klage haben keine aufschiebende Wirkung (§ 84 Abs. 1 Nr. 6 AufenthG).
Schriftlich mit Begriindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG).

Betroffene werden nicht informiert.

Schriftlich mit Begriindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 8 AufenthG).
Erklarung tber Rechtsbehelfe und einzuhaltende Fristen (§ 77 Abs. 1 Satz 2 AufenthG).

Widerspruch und Klage gegen Widerruf haben nur in bestimmten Fallen aufschiebende Wirkung
(§ 84 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG).

Schriftlich mit Begriindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG).

Schriftlich mit Begriindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG).

Erlass der Abschiebungsanordnung ohne vorherige Ausweisung nach § 53 AufenthG (§ 58a
Abs. 1 AufenthG).

Die Abschiebungsanordnung ist sofort vollziehbar (§ 58a Abs. 1 AufenthG).

Ein Antrag auf Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes nach der Verwaltungsgerichtsordnung ist
innerhalb von sieben Tagen nach Bekanntgabe der Abschiebungsanordnung zu stellen. Die Ab-
schiebung darf bis zum Ablauf der Frist [...] und im Falle der rechtzeitigen Antragstellung bis zur
Entscheidung des Gerichts (iber den Antrag nicht vollzogen werden (§ 58a Abs. 4 AufenthG).

Schriftlich mit Begrindung (§ 77 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG).

Inhaftnahme auf richterliche Anordnung (§ 62 AufenthG). Ausnahmen hierzu bestehen, wenn
Fluchtgefahr besteht oder eine Abschiebungsanordnung ergangen ist, aber zum Beispiel nicht
unmittelbar vollzogen werden kann (§ 62 Abs. 5 AufenthG).

Betroffene werden nicht informiert.

Auf Antrag erteilt die Registerbeh6rde Auskunft Gber die gespeicherten Daten. Die Auskunftser-
teilung unterbleibt unter anderem, wenn die Auskunft die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung
geféhrden wiirde (§ 34 AZRG).
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In Tabelle 8 werden die Formerfordernisse fiir die Ver-
waltungsakte im Rahmen des Aufenthaltsgesetzes
aufgelistet. Die meisten der aufgelisteten aufenthalts-
rechtlichen MalRnahmen bedirfen der Schriftform mit
Begriindung und Erklarung tiber Rechtsbehelfe und
einzuhaltende Fristen. Auch haben Widerspruch und
Klage meist keine aufschiebende Wirkung, aufer in
den Féllen wo das zustdndige Gericht einen Antrag auf
Gewadhrung auf vorlaufigen Rechtsschutz nach § 80
Abs. 5 VwGO gewahrt.

Wenn eine Person zum Zeitpunkt der richterlichen An-
hérung beziiglich der getroffenen aufenthaltsrecht-
lichen MalRnahme nicht anwesend sein kann, zum
Beispiel aufgrund eines Aufenthalts im Ausland, kann
nach § 102 Abs. 2 VwGO auch ohne sie verhandelt und
entschieden werden. Dies ist vor allem bei Gefahrde-
rinnen und Gefahrdern von Bedeutung, die sich zum
Beispiel aufgrund einer Beteiligung an den Kdmpfen

in Syrien und dem Irak (zum Beispiel IS-Kampferinnen
und -Kampfer) auRerhalb von Deutschland befinden.
Bei Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht und
dem Oberverwaltungsgericht besteht Vertretungs-
zwang durch eine Prozessbevollmichtigte oder einen
Prozessbevollmachtigten fir die Beteiligten (§ 67

Abs. 4 VwGO). Sollte die MaRnahme zu einem Zeit-
punkt getroffen worden sein, an dem die Person schon
im Ausland war, und ein Einreise- und Aufenthaltsver-
bot nach § 11 AufenthG erteilt wurde, kann die Person
nicht wieder einreisen, da Widerspruch und Klage hier
keine aufschiebende Wirkung haben (§ 84 Abs. 1 Nr. 7
AufenthG).

Wenn gegen die Person im Zusammenhang mit den
getroffenen aufenthaltsrechtlichen MaRnahmen ein
Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 AufenthG
bzw. ein Ausreiseverbot nach § 46 AufenthG erteilt
wurde (Einreise- und Aufenthaltsverbote werden bei
der Ausweisung, Zurlickschiebung und Abschiebung
erteilt), darf die Person wihrend des laufenden Ver-
fahrens nicht wieder ein- bzw. ausreisen, da Wider-
spruch und Klage hier keine aufschiebende Wirkung
haben (§ 84 Abs. 1 Nr. 6 und 7 AufenthG). Vor Ablauf
des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann der Per-
son ausnahmsweise erlaubt werden, das Bundesgebiet
kurzfristig zu betreten, wenn zwingende Griinde ihre
Anwesenheit erfordern oder die Versagung der Erlaub-
nis eine unbillige Harte bedeuten wiirde (§ 11 Abs. 8
Satz 1 AufenthG).
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5.8.1 Umgang mit vertraulichen Informationen
in Gerichtsverfahren

Die Verwaltungsgerichte sind zustdndig fiir Klagever-
fahren, die gegen aufenthaltsrechtliche MaRnahmen
erhoben werden. Bei Klageverfahren zu aufenthalts-
rechtlichen Mallnahmen, insbesondere wenn es sich
dabei um MalRnahmen im Zusammenhang mit Ge-
fahren fir die 6ffentliche Sicherheit handelt, kann es
vorkommen, dass vertrauliche Informationen inner-
halb des Gerichtsverfahrens genutzt werden. Laut § 99
Abs. 1 VwGO sind Behorden zur Vorlage von Urkun-
den oder Akten, zur Ubermittlung elektronischer Do-
kumente und zu Auskiinften gegeniiber dem Gericht
verpflichtet. Die zustandige oberste Aufsichtsbehorde,
d. h. das zustandige Ministerium, kann aber die Vor-
lage, Ubermittlung und Erteilung von Auskiinften ver-
weigern, wenn das Bekanntwerden des Inhalts dem
Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile berei-
ten wiirde oder wenn die Vorgédnge nach einem Gesetz
oder ihrem Wesen nach geheim gehalten werden miis-
sen. ,,Der Begriff Geheimhaltung ,nach einem Gesetz*
ist eng auszulegen und richtet sich auf den Schutz
eines verfassungs- oder grundrechtlich gesicherten
Lebensbereichs von hoher Bedeutung“ (Posser 2019:

§ 99 VwGO Rn. 21).

Ob die Verweigerung der Vorlage- und Auskunfts-
pflicht rechtmaRig ist, stellt auf Antrag eines oder
einer Beteiligten das Oberverwaltungsgericht ohne
miindliche Verhandlung fest. Kénnen die Vorschrif-
ten des materiellen Geheimschutzes nicht eingehalten
werden oder macht die zustandige Aufsichtsbehorde
geltend, dass besondere Griinde der Geheimhaltung
oder des Geheimschutzes der Ubergabe oder Uber-
mittlung entgegenstehen, wird die Vorlage oder Uber-
mittlung dadurch bewirkt, dass die Dokumente dem
Gericht in von der obersten Aufsichtsbehérde be-
stimmten Raumlichkeiten zur Verfiigung gestellt wer-
den (§ 99 Abs. 2 Satz 7 und 8 VwGO). Unter diesen Be-
dingungen kdnnen die Beteiligten® die Gerichtsakten
und die dem Gericht vorgelegten Akten nicht einsehen
(§ 99 Abs. 2 Satz 9, § 100 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Im Zu-
sammenhang mit aufenthaltsrechtlichen MaRnahmen,
die aus Griinden der Gefahr fiir die 6ffentliche Sicher-
heit getroffen wurden, kann es also vorkommen, dass
nur das Gericht die vertraulichen Informationen einse-
hen kann.

65 Die Prozessbeteiligten sind Kldger, Beklagte, Beigeladene und
Vertreterinnen und Vertreter des Bundesinteresses beim Bun-
desverwaltungsgericht oder Vertreterinnen und Vertreter des
offentlichen Interesses, falls sie von ihrer Beteiligungsbefugnis
Gebrauch machen (§ 63 VWGO).
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§ 99 VwGO wird von der Praxis kritisiert, da das Gesetz
zu zentralen Fragen schweigt, ,insbesondere zu kon-
kreten materiell-rechtlichen EntscheidungsmaRsta-
ben, zum Verhiltnis zu materiellen Informationsrech-
ten sowie zu den Folgen eines rechtmaRig ausgeiibten
Weigerungsrechts, und stellt die Praxis damit vor
groRe Schwierigkeiten. Insofern ist die Norm struktu-
rell unzuldnglich und bedarf der Novellierung® (Posser
2019: § 99 VwWGO Rn. 1-55). ,,Eine Entscheidung zur
Unionsrechtskonformitat des § 99 durch den EuGH
konnte bislang nicht getroffen werden, da eine dahin-
gehende Vorlagefrage im Laufe des Verfahrens zuriick-
genommen wurde“ (Posser 2019: § 99 VwGO Rn. 4).

Aufenthaltsrechtliche und aufenthaltsbeendende MaRRnahmen
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6 Kooperationen innerhalb der EU

6.1 Informationsaustausch
auf EU-Ebene

6.1.1 Migrationsbehérden

Bislang gibt es keine Kommunikationsplattform zum
Thema ,Drittstaatsangehorige, die eine Gefahr fir die
offentliche Sicherheit darstellen“ zwischen den deut-
schen Migrationsbehdrden und den Migrationsbehér-
den anderer EU-Mitgliedstaaten. Fiir den allgemeinen
Informationsaustausch auf EU- und internationaler
Ebene war das BAMF mit Stand Januar 2020 durch
Verbindungspersonal in den Partnerbehdrden von finf
Mitgliedstaaten (in Frankreich, Griechenland, Italien,
Polen und Ungarn) vertreten. Das Verbindungsperso-
nal kann hier zum Beispiel auch Anfragen der deut-
schen Migrationsbehdrden zu Drittstaatsangehdrigen,
an die zustdndigen Stellen in den EU-Mitgliedstaaten
weiterleiten. Die damalige BAMF-Verbindungsbeamtin
in Italien hatte zum Beispiel bei den italienischen Mi-
grationsbehdrden zu Erkenntnissen der italienischen
Behorden zu Anis Amri nachgefragt (Deutscher Bun-
destag 2018g).

Infolge der Handlungsempfehlungen einer Bund-Lan-
der Arbeitsgruppe der IMK vom 6. bis 8. Juni 2018 er-
griff das BMI auch im Bereich der Zusammenarbeit mit
anderen Mitgliedstaaten MaRnahmen. So gab es einen
sErfahrungsaustausch mit den Niederlanden im Rah-
men der AG Status [des GTAZ, A. d. A.] sowie mit Frank-
reich im Rahmen der AG Sicherheit“ des ZUR (Deut-
scher Bundestag 2018c: 18). Weitere Austauschformate
zwischen dem BAMF und den Migrationsbehérden an-
derer EU-Mitgliedstaaten sind nicht bekannt.

Auch im Bereich der Praventions- und Deradikalisie-
rungsarbeit gibt es verschiedene Formate fiir den In-
formations- und Erfahrungsaustausch auf EU-Ebene.
Im Jahr 2011 wurde zum Beispiel das ,Aufkldrungs-
netzwerk gegen Radikalisierung’ (,Radicalization Awa-
reness Network‘ (RAN)) durch die Europaische Kom-
mission - insbesondere flir den Austausch unter
Praktikerinnen und Praktikern - gegriindet (KOM
2020). AuBerdem gibt es bilaterale Kontakte, insbe-
sondere mit Frankreich, Osterreich, Belgien, den Nie-
derlanden und Luxemburg im Zusammenhang der

Praventionsarbeit. Auch kam es seit Einrichtung der
Beratungsstelle ,,Radikalisierung® im BAMF im Jahr
2012 in ein bis drei Fallen zu einer Beratung zwischen
NGOs oder Absprachen zwischen den zustandigen Be-
horden in anderen Mitgliedstaaten.

6.1.2 Migrationsbehérden und
Sicherheitsbehoérden

Auf europdischer Ebene gibt es bislang keine mit dem
GTAZ oder GETZ vergleichbaren Kommunikations-
und Koordinationsplattformen in denen die Migra-
tionsbehoérden mit den Sicherheits- und Strafvoll-
zugsbehdrden im Austausch miteinander stehen. Der
Informationsaustausch zwischen den Sicherheitsbe-
horden der EU-Mitgliedstaaten wird durch das Bun-
deskriminalamt ibernommen und erfolgt in der Regel
bilateral und auf den Einzelfall bezogen (schriftliche
Antwort BKA 2020). Zudem wird das Bundeskriminal-
amt durch Verbindungsbeamtinnen und -beamte in
zwei Drittel aller Lander in der Welt in den dortigen
Auslandsvertretungen vertreten, dort haben sie einen
~praventiven und repressiven Auftrag” und sollen
,Straftaten [...] verhindern, kénnen aber auch Ermitt-
lungen initiieren oder bereits laufende Ermittlungen
unterstiitzen®“ Das Verbindungspersonal {ibt bei seinen
Tatigkeiten im Ausland keine hoheitlichen Tatigkei-
ten aus und hat das ,Vélkerrecht, das Recht des Emp-
fangsstaates sowie die mit den jeweiligen Staaten ge-
troffenen Vereinbarungen zu beachten“ (BKA 2020b).

6.2 Schengener
Informationssystem (SIS)

6.2.1 Allgemeine Informationen

Durch das Schengener Durchfiihrungsiibereinkommen
(SDU)% wurde im Jahr 1990 der Wegfall der Grenz-

66 Ubereinkommen zur Durchfiihrung des Ubereinkommens von
Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der
Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik
Deutschland und der Franzésischen Republik betreffen den
schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Gren-
zen vom 19. Juni 1990.
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kontrollen beschlossen. Um die innere Sicherheit auf-
rechtzuerhalten, wurden mehrere AusgleichsmaR-
nahmen geschaffen, darunter die Einrichtung eines
gemeinsamen Fahndungs- und Informationssystems
- das Schengener Informationssystems (SIS). Das SIS
~ermoglicht den nationalen Grenzkontroll-, Zoll- und
Polizeibehérden, die fiir Kontrollen an den AulRen-
grenzen innerhalb des Schengen-Raums zustindig
sind, Fahndungen auszuschreiben, die gesuchte oder
vermisste Menschen bzw. gestohlene Fahrzeuge oder
Dokumente betreffen“ (BMI 2020).

Im Jahr 2013 wurde basierend auf den Rechtsgrundla-
gen des SIS-II-Ratsbeschluss (2007/553/J1)¢” und der
EU-Ratsverordnung (Nr. 1987/2006)% zum SIS II das
Schengener Informationssystem der zweiten Genera-
tion (SIS II) eingefiihrt. ,Das SIS II liefert Informati-
onen zu Personen, die nicht das Recht haben, in den
Schengen-Raum einzureisen oder sich dort aufzuhal-
ten. Des Weiteren umfasst das SIS II Informationen zu
Vermissten, darunter insbesondere Kinder oder sons-
tige schutzbediirftige Personen“ (BMI 2020f). ,Das SIS
IT enthalt die erforderlichen Informationen, um Perso-
nen zu identifizieren (auch Bilder und Fingerabdriicke)
sowie die relevanten Daten (wie die zu ergreifenden
MaRnahmen“ (BMI 2020f).

Zurzeit wird Schengener Informationssystem erwei-
tert (SIS 3.0), welches ab dem Jahr 2022 zur Erfassung
asyl- und mitunter auch aufenthaltsrechtlicher Ent-
scheidungen in einer europdischen Datenbank genutzt
werden soll. Jeder Mitgliedstaat verfiigt iber eine na-
tionale Zentralstelle, die sogenannte SIRENE (Supple-
mentary Information Request at the National Entry),
welche fiir den Nachrichtenaustausch der SIS-Fahn-
dungen auf nationaler und internationaler Ebene zu-
standig ist. Die SIRENE Deutschland ist im Bundeskri-
minalamt angesiedelt (BKA 2020c).

Im SIS kénnen Personen (zum Beispiel zum Zweck
der Ubergabe/Auslieferung) oder Sachfahndungen
(zum Beispiel Kraftfahrzeuge) eingestellt werden (BKA
2020c). Die nationalen Strafverfolgungs-, Justiz-, Po-
lizei-, Zoll-, Ausléander-, VISA- und Kfz-Zulassungs-
behérden sowie Europol und die Einheit fir justizielle
Zusammenarbeit der Europdischen Union (Eurojust)
haben Zugang zum SIS, diirfen aber nur auf die SIS-
Daten zurlckgreifen, die sie fir die Erfillung ihrer je-

67 Beschluss 2007/533/J1 des Rates vom 12. Juni 2007 (iber die
Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener
Informationssystem der zweiten Generation (SIS II).

68 Verordnung (EG) Nr. 1987/2006 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 20. Dezember 2006 (iber die Einrichtung, den
Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssystem
der zweiten Generation (SIS II).
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weiligen Aufgaben benétigen (schriftliche Antwort
BKA 2020). ,Mégliche Eintragungsgriinde sind:

m Einreiseverweigerung fiir Personen, die nicht das
Recht haben, den Schengen-Raum zu betreten
bzw. sich dort aufzuhalten

B Aufenthaltsermittlung und Festnahme von Perso-
nen, fir die ein Europaischer Haftbefehl ausgestellt
wurde

m Unterstitzung bei Personenfahndungen gemaf
den Anforderungen von Strafverfolgungs- und
Justizbehorden

®m Suchen und Schiitzen von Vermissten

m Auffindung gestohlenen bzw. verloren gegangenen
Eigentums* (BMI 2020f)

Wenn personenbezogene Daten im SIS gespeichert
werden, kann die betreffende Person Auskunft und

um Uberpriifung der RechtmiRigkeit ersuchen. Sollten
die Daten nicht rechtmaRig gespeichert sein, kann die
betreffende Person die Korrektur oder Léschung der
Daten verlangen. Jedoch unterbleibt die Auskunftser-
teilung, ,wenn dies zur Durchfiihrung einer rechtmaRi-
gen Aufgabe im Zusammenhang mit dem Eintrag und
zum Schutz der Rechte und Freiheiten Dritter uner-
[3sslich ist“ (BKA 2020c¢).

6.2.2 Fahndungsausschreibungen im SIS:
Gezielte und verdeckte Kontrolle

Artikel 36 des SIS-II-Ratsbeschlusses regelt die Aus-
schreibungsziele und -bedingungen zur verdeckten
oder zur gezielten Kontrolle von Personen. Eine Aus-
schreibung zur verdeckten (auch polizeiliche Beobach-
tung genannt) oder gezielten Kontrolle ist zuléssig zur
Strafverfolgung und zur Abwehr von Gefahren fiir die
offentliche Sicherheit, wenn a) tatsichliche Anhalts-
punkte dafiir vorliegen, dass eine Person eine schwere
Straftat plant oder begeht, oder b) die Gesamtbeurtei-
lung einer Person, insbesondere aufgrund der bisher
von ihr begangenen Straftaten, erwarten lasst, dass sie
auch kiinftig schwere Straftaten begehen wird (Art. 36
Abs. 2 SIS-II-Ratsbeschluss).

Eine Ausschreibung ist ferner, soweit das nationale
Recht es erlaubt, auf Veranlassung der fiir die Sicher-
heit des Staates zustandigen Stellen zuldssig, wenn
konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die In-
formationen zur Abwehr einer von der betreffenden
Person ausgehenden erheblichen Gefdhrdung oder an-
derer erheblicher Gefahren fiir die innere oder dulRere
Sicherheit des Staates erforderlich sind (Art. 36 Abs. 3
SIS-II-Ratsbeschluss). Es gibt also zwei Arten von Aus-
schreibungen: 1. Ausschreibungen von bereits began-
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genen Straftaten, und 2. Ausschreibungen von Perso-
nen, die zwar noch keine Straftat begangen haben, die
aber eine Gefidhrdung darstellen.

Deutsche Ausschreibungen zur verdeckten oder ge-
zielten Kontrolle® erfolgen gemaf Art. 36 des SIS-
II-Ratsbeschlusses und den bestehenden nationalen
Regelungen (StPO, BKAG, BPolG, BVerfSchG, Zoll-
fahndungsdienstgesetz (ZFdG)”, Landespolizeigesetze)
(Deutscher Bundestag 2018h: 8). Zustandig fir Aus-
schreibungen im SIS sind die Polizeibehérden der Lan-
der und die Bundespolizei (§ 31 Abs. 1 BPolG). Soweit
dies fir die Erfiillung der Aufgaben des Bundesamtes
fur Verfassungsschutz, des Militarischen Abschirm-
dienstes und des Bundesnachrichtendienstes erfor-
derlich ist, kdnnen auch diese Behdrden eine Person
oder eine Sache im polizeilichen Informationssystem
zur Mitteilung tber das Antreffen ausschreiben (§ 17
Abs. 3 BVerfSchG). Auch das Zollkriminalamt (ZKA)
darf zur Erfillung seiner Aufgaben Ausschreibungen
im SIS veranlassen (§ 10 Abs. 1 ZFdG).

Wenn Personen im SIS ausgeschrieben werden, wird
dort auch die ,Art der Straftat|, zum Beispiel eine ,Ak-
tivitdt mit Terrorismusbezug’, durch die jeweils aus-
schreibende Behorde erfasst (Deutscher Bundestag
2018h: 5f.) AuRerdem kénnen Ausschreibungen da-
hingehend ergédnzt werden, dass bei einem Treffer die
Endnutzerin oder der Endnutzer die Mitteilung und
Aufforderung erhilt, ,unverziiglich das SIRENE-Bi{iro
[zu] kontaktieren“ (Deutscher Bundestag 2018h: 3).
Wenn eine solche Ausschreibung erfolgt, benachrich-
tigt das SIRENE-Biro des ausschreibenden Mitglied-
staats alle anderen SIRENE-Biiros (7.4. lit. a Durchfiih-
rungsbeschluss (EU) 2015/2197).

In Tabelle 9 wird die Anzahl der Ausschreibungen von
Personen zur Strafverfolgung und zur Abwehr von Ge-
fahren fir die 6ffentliche Sicherheit gemaR Art. 36
Abs. 2 des SIS-II-Ratsbeschlusses aufgefiihrt. Von
2014 bis 2020 haben sich die Ausschreibungen im

SIS insgesamt fast vervierfacht (2014: 40.004, 2020:
155.222). Von den Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 2

69 ,Eine Ausschreibung zur ,verdeckten Kontrolle® zielt lediglich
auf das verdeckte Registrieren der ausgeschriebenen Person
oder Sache. Eine heimliche Durchsuchung von Sachen ist durch
die Ausschreibung nicht gestattet. Eine Durchsuchung von
Personen und Sachen ist bei einer Ausschreibung zur ,gezielten
Kontrolle‘ vorgesehen. Dabei handelt es sich um eine offene
MaRnahme im Beisein oder unter Kenntnisnahme der betroffe-
nen Person“ Deutscher Bundestag 2018h: 2).

70 Gesetz iiber das Zollkriminalamt und die Zollfahndungsamter.

71 Durchfihrungsbeschluss (EU) 2015/219 der Kommission vom
29. Januar 2015 zur Ersetzung des Anhangs zum Durchfiih-
rungsbeschluss 2013/115/EU iiber das SIRENE-Handbuch und
andere Durchfiihrungsbestimmungen fiir das Schengener Infor-
mationssystem der zweiten Generation (SIS II).
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machen die deutschen Fahndungen {iber die vergan-
genen Jahre nur einen sehr kleinen Anteil der SIS-
Ausschreibungen im Schengen-Raum insgesamt aus
(ca. 1-4 %). Die Anzahl der deutschen Fahndungen
nach Art. 36 Abs. 2 haben sich etwas mehr als verdop-
pelt (2014: 1.166, 2020: 2.810). VerhaltnismaRig viele
deutsche Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 2 enthal-
ten den Zusatz ,unverziglich SIRENE-Biiro kontak-
tieren’ (in etwa die Halfte aller Ausschreibungen mit
diesem Zusatz im Schengen-Raum, und etwa 10-17 %
aller deutschen Ausschreibungen). AuRerdem waren
zum Stichtag 01. Januar 2020 insgesamt 1.731 Perso-
nen mit dem Wert ,Aktivitdt mit Terrorismusbezug”
im SIS nach Art. 36 Abs. 2 des SIS-II-Ratsbeschlus-
ses ausgeschrieben. Davon waren mehr als ein Viertel
von deutschen Behérden ausgeschrieben worden (446
Personen).

Tabelle 10 zeigt die Anzahl der Ausschreibungen von
Personen zur Abwehr einer erheblichen Gefahrdung
oder anderer erheblicher Gefahren fiir die innere oder
duBere Sicherheit des Staates gemall Art. 36 Abs. 3 des
SIS-II-Ratsbeschlusses. Insgesamt werden viel we-
niger Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 3 des SIS-II
Ratsbeschlusses als nach Abs. 2 ausgeschrieben, aber
auch hier ist die Anzahl stark gestiegen. Die Anzahl
der Ausschreibungen insgesamt im Schengen-Raum
hat sich mehr als verzwélffacht (2014: 1.046, 2020:
12.726), und in Deutschland mehr als verdreifacht
(2014: 433, 2020: 1.526), wobei im Jahr 2017 die meis-
ten Personenausschreibungen nach Art. 36 Abs. 3 von
Deutschland veranlasst wurden.

AuRerdem enthalten die Ausschreibungen nach Art. 36
Abs. 3 sehr viel 6fter den Zusatz ,unverziglich SI-
RENE-Biiro kontaktieren’, Bei den Ausschreibungen

im Schengen-Raum insgesamt betrifft dies etwa die
Halfte aller Ausschreibungen. In Deutschland wurden
im Jahr 2020 etwa ein Drittel der Ausschreibungen der
Zusatz ,unverziiglich SIRENE-Biiro kontaktieren® hin-
zugefiigt. Zudem waren zum Stichtag 01. Januar 2020
insgesamt 8.105 Personen mit dem Wert ,Aktivitét

mit Terrorismusbezug* im SIS nach Art. 36 Abs. 2 des
SIS-II-Ratsbeschlusses ausgeschrieben. Davon waren
knapp 14 % von deutschen Behoérden ausgeschrieben
worden (1.115 Personen). Damit hatten fast Dreiviertel
aller deutschen Personenausschreibungen nach Art. 36
Abs. 3 einen ,, Terrorismusbezug® Von den Ausschrei-
bungen nach Art. 36 Abs. 3 machen die deutschen
Fahndungen einen insgesamt grofReren Anteil aller
Ausschreibungen aus als bei Ausschreibungen nach
Art. 36 Abs. 2.
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Tabelle 9: Ausschreibungen von Personen nach Art. 36 Abs. 2 des SIS-II-Ratsbeschlusses (Beschluss 2007/533/JI)

Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 2 Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 2
SIS-II-Ratsbeschluss? SIS-II-Ratsbeschluss?

Davon mit LB Davon e
Ausschreibungen 5 Ausschreibungen
Gesamt Zusatz N mit Zusatz N
schongen- | umvengtcn | mtdemtern | Gt arigicn |t demen
Raum SIRENE-Biiro 2 . SIRENE-Biiro 2 .
A « Terrorismus- ., « Terrorismus-
kontaktieren « kontaktieren «
bezug bezug
01.01.2014 40.004 1.166
01.01.2015 44.493 k. A. k. A. 1.720 k. A. k. A.
01.01.2016 61.575 k. A. k. A. 1.908 k. A. k. A.
01.01.2017 86.373 574 k. A. 2.517 267 k. A.
01.01.2018 118.174 753 k. A. 2.703 377 k. A.
01.01.2019 142.046 870 k. A. 2.717 470 k. A.
01.01.2020 155.222 820 1.731 2.810 446 482

Quelle: Deutscher Bundestag 2018h: 3, 2018i: 6ff., 2019c: 6, 2020b: 9ff.

Y Mehrfachkategorisierung méglich.

Tabelle 10: Ausschreibungen von Personen nach Art. 36 Abs. 3 des SIS-II-Ratsbeschlusses (Beschluss 2007/533/JI)

Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 3 SIS-II Ausschreibungen nach Art. 36 Abs. 3
SIS-II-Ratsbeschluss? SIS-II-Ratsbeschluss?

Davon mit Pancn Davon e
Ausschreibungen ; Ausschreibungen
Gesamt Zusatz N mit Zusatz N
schongn- | umversgtcn | miedemtern | Gt anerigicn |t dember
Raum SIRENE-Biiro 2 . SIRENE-Biiro 2 .
§ « Terrorismus- . « Terrorismus-
kontaktieren « kontaktieren «
bezug bezug
01.01.2014 1.046 433 k. A.
01.01.2015 1.854 k. A. k. A. 845 k. A. k. A.
01.01.2016 7.945 k. A. k. A. 1.308 k. A. k. A.
01.01.2017 9.735 5.889 k. A. 1.749 241 k. A.
01.01.2018 11.238 5.856 k. A. 1.652 399 k. A.
01.01.2019 14.394 5.953 k. A. 1.532 433 k. A.
01.01.2020 12.726 5.801 8.105 1.526 453 1.115

Quelle: Deutscher Bundestag 2018h: 3, 2018i: 6f., 2019c: 6, 2020b: 9ff.

Y Mehrfachkategorisierung méglich.
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6.2.3 Zugriff der Migrationsbehorden auf
Ausschreibungen im SIS

Zugriff des BAMF auf Ausschreibungen im SIS

Das BAMF hat bisher noch keinen Zugriff auf das SIS.
Dies soll sich aber mit der geplanten Erweiterung des
SIS, welches im Jahr 2022 durch das SIS 3.0 ersetzt
werden soll, andern. Das vom BAMF federfiihrend
geleitete Projekt ,,SIS 3.0 Teilprojekt 2 - Fachlichkeit
Riickkehr® ist mit der Umsetzung von drei EU-Verord-
nungen zur Erweiterung des Schengener Informati-
onssystems Deutschland beauftragt. Zukiinftig werden
nicht nur die Polizeibehdrden, sondern auch alle bun-
desweiten Auslanderbehérden und das BAMF Riick-
kehrausschreibungen/Ausschreibungen zur Einreise-
und Aufenthaltsverweigerung in das SIS eingeben.
Darin sollen auch asyl- und aufenthaltsrechtliche Ent-
scheidungen erfasst werden.

Zugriff der Auslanderbehorden auf
Ausschreibungen im SIS

Die Ausldanderbehorden priifen vor jeder ausldnder-
rechtlichen Entscheidung durch Abfrage des SIS, ob
die Person von deutschen Behdrden und Gerichten
oder von Behdrden und Gerichten anderer Schengen-
Staaten zur Einreiseverweigerung gemiR Art. 96 SDU
ausgeschrieben ist (5.5.4.0.1.1 AVwVAufenthG). AuRRer-
dem sind die Ausldnderbehdrden angewiesen, tiber die
ortlich zustandigen Polizeidienststellen unter Verwen-
dung eines amtlichen Vordrucks Ausschreibungen zur
Einreiseverweigerungen sowie deren Léschung gemaf}
Art. 96 SDU im SIS unverziiglich veranlassen. Diese
werden dann an das Ausldnderzentralregister weiter-
gemeldet. Die SIRENE Deutschland, welche beim Bun-
deskriminalamt angesiedelt ist, steuert den Informati-
onsaustausch in Trefferfillen (5.5.4.3 AVwVAufenthG).
Die Ausldanderbehorden selbst haben keinen Zugriff
auf Ausschreibungen zur verdeckten oder gezielten
Kontrolle aus Griinden der Gefahr fiir die 6ffentliche
Sicherheit nach Art. 36 des SIS-II-Ratsbeschlusses.

53



54

Herausforderungen und bewahrte Praktiken

7  Herausforderungen und
bewihrte Praktiken

7.1 Implementierung von
aufenthaltsrechtlichen
Mafdinahmen

Aus Sicht des Bundes- und der Landesinnenministe-
rien gehoren die administrativen und rechtlichen Hiir-
den bei der Riickfihrung von Drittstaatsangehérigen,
die eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit darstel-
len, zu den wichtigsten Herausforderungen in diesem
Kontext. Abschiebungen kénnen mitunter nicht vollzo-
gen werden, weil Reisedokumente fehlen und Schwie-
rigkeiten bei der Beschaffung von Passersatzpapieren
bestehen (Deutscher Bundestag 2019a: 12). Aufgrund
ahnlicher Herausforderungen im Zusammenhang mit
dem Fall Amri kiindigte der damalige Bundesminister
des Innern Thomas de Maiziére an, ,bei den Verhand-
lungen mit den Herkunftslandern tiber die Riicknahme
eigener Staatsbiirger starker auch andere Politikfelder
mit ein[zu]beziehen, insbesondere auch die AuRen-,
die Wirtschafts- und die Entwicklungspolitik“ (Deut-
scher Bundestag 2017d: 21162).

AuRerdem gelten in der Regel Abschiebungsverbote,
wenn die abzuschiebende Person aus einem Land
kommt, in dem ihr Menschenrechtsverletzungen dro-
hen. Bei Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir die
offentliche Sicherheit darstellen, werden Abschiebun-
gen mitunter von diplomatischen Zusicherungen der
jeweiligen Regierungsstelle im Herkunftsland abhan-
gig gemacht (BVerwG 2017). Die Praxis der diplomati-
schen Zusicherungen wird von Menschenrechtsorgani-
sationen dabei stark kritisiert. Maria Scharlau, Expertin
fur Internationales Recht bei Amnesty International
kritisiert beispielsweise, dass ,[d]iplomatische Zusi-
cherungen des Zielstaates [...] meist leere Versprechen
[sind]: Sie bieten keinen wirksamen Schutz vor Fol-
ter. Ob diese Versprechen eingehalten werden, wird

in aller Regel nicht tiberpriift“ (Flade 2017). In Einzel-
fallen kann es aus den genannten Griinden vorkom-
men, dass die zustandigen Behorden den Ziellaindern
keine Informationen Uber die Griinde fiir die Abschie-
bung weitergeben. Im Fall eines abgeschobenen nige-
rianischen Gefahrders, der gegen seine Abschiebung
geklagt hatte, fiihrte diese Praxis beispielsweise zu

einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, wonach
berechtigter Weise kein Abschiebungsverbot nach § 60
AufenthG bestand. Begriindet wurde dies damit, dass
die deutschen Behoérden den nigerianischen Behor-
den keine Informationen Gber die Hintergriinde der
Abschiebung hatten zukommen lassen, so dass der
abgeschobenen Person keine diesbeziiglichen Gefah-
ren drohten (BVerwG Urteil vom 22. August 2017, Zif-
fer 38).

Auch bei Personen, die eine Gefahr fiir die 6ffentliche
Sicherheit darstellen, jedoch noch keine Straftaten be-
gangen haben und bei denen die Bundesldander aufent-
haltsbeendende MaRnahmen einleiten wollen, sehen
sich letztere vor Herausforderungen gestellt. So wur-
den lange Zeit in den Bundesldndern keine Abschie-
bungsanordnungen gemalt § 58a AufenthG verfiigt,
weil aufgrund von ,,Zweifeln an der formellen Ver-
fassungsmaRigkeit und umstrittenen Auslegungsfra-
gen zu den Anforderungen an die Gefahrenprognose®
die Vorschrift ,praktisch bedeutungslos“ war (Kluth
2019: § 58a AufenthG Rn. 1). In 2017 wies jedoch das
Bundesverwaltungsgericht in einem Prézedenzfall die
Klage von zwei salafistischen Gefidhrdern (aus Algerien
und Nigeria) gegen ihre Abschiebungsanordnungen
nach § 58a AufenthG ab. Das Bundesverwaltungsge-
richt stellte fest, dass ,,§ 58a [AufenthG, A. d A.] weder
in formeller noch in materieller Hinsicht verfassungs-
rechtlichen Bedenken ausgesetzt ist“ (Kluth 2019:

§ 58a AufenthG Rn. 3; Kapitel 5.3.2). Es entschied, dass
in beiden Fallen genug Anhaltspunkte und Indizien er-
fullt waren, da sie ,beide seit langerem in der radikal-
islamistischen Szene in Deutschland verankert® waren,
sie mit der terroristischen Vereinigung ,Islamischer
Staat’ (IS) ,sympathisierten®, und ,mehrfach Gewalt-
taten unter Einsatz von Waffen angekiindigt” hatten
(BVerwG 2017). Laut dem niedersichsischen Innenmi-
nister Boris Pistorius (SPD) habe man damit ,,Rechts-
geschichte geschrieben® und der damalige nord-rhein-
westfalische Innenminister Ralf Jager (SPD) kiindigte
an zu Uberpriifen, ob das Urteil als ,,Blaupause® fiir die
Erteilung von Abschiebungsanordnungen gegen Ge-
fahrderinnen und Gefihrder zu nutzen (Flade 2017).
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7.2 Herausforderungen beim
Informationsaustausch
zwischen Behorden

7.2.1 Auf nationaler Ebene

In Deutschland sind die Polizeibehérden der Lander
fur die Gefahrenabwehr und Strafverfolgung zustan-
dig und die Ausldnderbehdrden bzw. das BAMF fiir
aufenthalts- bzw. asylrechtliche MalRnahmen. Im Falle
von Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir die 6f-
fentliche Sicherheit darstellen und bei denen in die-
sem Zusammenhang aufenthalts- und asylrechtliche
Malnahmen eingeleitet werden sollen, ist folglich die
Kooperation zahlreicher Behoérden erforderlich. Der
notwendige Informationsaustausch zwischen ver-
schiedenen Behorden mit grundsatzlich unterschiedli-
chen Zielrichtungen stellt fir die zustandigen Behor-
den in der Praxis oftmals eine Herausforderung dar. Im
Rahmen der einschlagigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen sowie Uber die gemeinsamen Arbeitsgruppen
im GTAZ wird der Austausch von Erkenntnissen ver-
sucht zu verbessern und in ,,enger Kooperation“ umge-
setzt. Demnach haben insbesondere die Arbeitsgrup-
pen zu einer ,Intensivierung der Zusammenarbeit® in
den letzten Jahren beigetragen (schriftliche Antwort
BKA 2020).

Mit Blick auf den Informationsaustausch unter Behor-
den und relevante Akteuren im Themenfeld ergeben
sich auch aufgrund der féderalen Struktur der Bun-
desrepublik einige Herausforderungen, die in erster
Linie die Koordinierung von sicherheits- und aufent-
haltsrechtlichen MaRnahmen zwischen den Landes-
und Bundesbehdrden betreffen. Die Einrichtung der
diversen Austauschplattformen der unterschiedlichen
Landes- und Bundesbehdérden in den jeweiligen Pha-
nomenbereichen, hat allerdings zu einer Verbesserung
des Austauschs gefiihrt (unter anderem GTAZ, GETZ,
ZUR; Kapitel 3.1.1, 3.1.2, 3.1.3).
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Bundesdatenschutzgesetz und Europdische
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)

Die Europiische Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) 72 die am 24. Mai 2016 in Kraft trat, findet
unter anderem keine Anwendung auf die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch die zustandigen
Strafverfolgungsbehdérden, einschlieBlich des Schut-
zes vor und der Abwehr von Gefahren fir die 6ffent-
liche Sicherheit (Art. 2 Abs. 2 lit. d DSGVO). Wo es
frilher zum Teil gewisse Schwierigkeiten bei der Uber-
mittlung von sicherheitsrelevanten Informationen von
den Partnern vor Ort der Beratungsstelle ,,Radikali-
sierung® des BAMF (Kapitel 4.2) an die Sicherheits-
behorden gab, weil die Beratenden unter Umstanden
sicherheitsrelevante Falle nicht direkt an die zustan-
digen Behorden weiterleiten konnten, hat sich dies
mitunter auch durch das neue Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG), welches zur Umsetzung der europdischen
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) am 25. Mai
2018 in Kraft trat, gedndert. Es ist nun klar geregelt,
dass gemall § 24 Abs. 1 Nr. 1 BDSG die Verarbeitung
personenbezogener Daten auch durch nichtéffentliche
Stellen zuldssig ist, wenn sie zur Abwehr von Gefahren
fur die staatliche oder 6ffentliche Sicherheit erforder-
lich ist.

7.7.2 Auf EU-Ebene

Das BAMF wird zurzeit in finf weiteren Mitgliedstaa-
ten durch Verbindungspersonal in den jeweiligen Mig-
rationsbehorden vertreten. Laut BAMF fehlt es jedoch
an einem groReren Netzwerk der Migrationsbehor-
den in sicherheitsrelevanten Angelegenheiten. Bilate-
rale Anfragen an Behoérden einzelner Mitgliedstaaten
wiirden zum Teil nur mit zeitlicher Verzégerung oder
unzureichend beantwortet. Mit Blick auf die genann-
ten Herausforderungen regt das BAMF eine bessere
Vernetzung und mehr Transparenz unter den Mit-
gliedstaaten im Hinblick auf getroffene sicherheits-
und aufenthaltsrechtliche Entscheidungen an. Auch
die Einfiihrung von EU-weiten Datenbanken zu asyl-
und aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen sowie die
Moglichkeit von Registerabgleichen (wie zum Beispiel
Strafregister), wiirden die Ermittlung von Personen, die
eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit darstellen,
vereinfachen. Zuvor sollten allerdings zunachst klare
gesetzliche Grundlagen und Abgrenzungen der einzel-

72 Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG.
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nen Zustandigkeiten implementiert und europarecht-
lich gepriift werden.

Im Bereich der RuckfiihrungsmaRnahmen regt das
BAMF an, Drittstaatangehorige, die einen Aufenthalts-
titel in einem anderen EU-Mitgliedstaat besitzen, nicht
erst aus dem Mitgliedstaat, in dem sie sich aufhalten,
in den jeweils anderen Mitgliedstaat, sondern gleich in
den Herkunftsstaat abzuschieben. Hierbei konne ein
gegenseitiger Kostenersatzmechanismus implemen-
tiert werden.

In den letzten Jahren wurde im Bereich der Poli-

zei Europol als Zentralstelle des Austauschs unter
den Sicherheitsbehdrden eingerichtet und mit weit-
reichenderen Kompetenzen ausgestattet. Laut Bun-
deskriminalamt wére eine dhnlich aufgebaute Zen-
tralstelle fiir den Bereich Migration hilfreich, um
Synergien zu nutzen und Redundanzen zu vermeiden
(schriftliche Antwort BKA 2020).

Herausforderungen und bewahrte Praktiken
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8  Schlussfolgerungen

Zusammenfassend ldsst sich sagen, dass die Migra-
tionsbehérden in Deutschland eine wichtige Rolle in
Deutschland spielen, wenn es um den Umgang mit
Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fiir die 6ffent-
liche Sicherheit darstellen, geht. Im Zusammenhang
mit islamistisch-terroristischen Anschldgen in einigen
europdischen und deutschen Stadten der vergangenen
Jahre wurden diese Kompetenzen weiter ausgebaut.

Zum einen bernimmt das BAMF die Rolle der Koor-
dinierung der Informationsiibermittlung und Auswer-
tung von Erkenntnissen des Bundeskriminalamts und
des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz zu Personen,
bei denen wegen Gefdhrdung der 6ffentlichen Sicher-
heit auslander-, asyl- oder staatsangehorigkeitsrecht-
liche MaRnahmen in Betracht kommen (§ 75 Nr. 11
AufenthG). Hinsichtlich der féderalen Struktur und
den aufenthalts- und sicherheitsrechtlichen Aufga-
ben der Bundesldnder, wird insbesondere von Vertre-
terinnen und -vertretern der Sicherheits- und Innen-
behorden der lander- und behérdeniibergreifende
Austausch als zentral fiir den Vollzug aufenthaltsbe-
endender MaRRnahmen von Drittstaatsangehérigen an-
gesehen, die eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
darstellen. Insbesondere durch seine federfiihrende
Rolle in der AG Status des GTAZ ibernimmt das BAMF
diesbeziiglich eine wichtige Rolle. Von Seiten einiger
Behorden wird aufgrund der Erfahrungen beim Infor-
mationsaustausch auf nationaler Ebene vorgeschlagen,
dhnliche Strukturen und Datenbanken auf EU-Ebene
zu schaffen. Ein erster Schritt in diese Richtung ist be-
reits durch die Weiterentwicklung des SIS zu erken-
nen, wonach in Zukunft der europaweite Zugriff durch
nationale Sicherheits- und Migrationsbehdérden auf
asyl- und aufenthaltsrechtliche MaRnahmen gewahr-
leistet sein soll.

AuRerdem sind die Migrationsbehoérden konkret in der
Ermittlung von Personen, von denen potentiell eine
Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit ausgeht, betei-
ligt. Dem BAMF werden u. U. wihrend des Asyl- oder
Widerrufverfahrens sicherheitsrelevante Aspekte be-
kannt, die dann an die Sicherheitsbehorden weiter-
geleitet werden. Auch die Auslanderbehérden brin-
gen zum Teil sicherheitsrelevante Informationen Gber
bestimmte Personen in Erfahrung, die sie an die Si-
cherheitsbehdrden weitergeben. Die Migrationsbe-

hoérden sind zudem konkret bei der Umsetzung der
aufenthalts- und asylrechtlichen MalRnahmen betei-
ligt. Durch die Zusammenarbeit im GTAZ, GETZ, ZUR
oder einzelnen Landerarbeitsgruppen wird von Seiten
der Sicherheits- und Migrationsbehérden das Ziel ver-
folgt, eine enge Abstimmung im Einzelfall zu gewahr-
leisten und mogliche Herausforderungen im Vollzug
insbesondere bei aufenthaltsbeendenden MaRnahmen
kurzfristig auszuraumen.

Neben den restriktiven Manahmen im Bereich der
Extremismusbekdmpfung liegt in Deutschland ein wei-
terer und seit Jahren zunehmend ausgebauter Schwer-
punkt auf praventiven MalRnahmen. Auch hier kommt
insbesondere dem BAMF mit seiner Beratungsstelle
sRadikalisierung® und seiner Tatigkeit in der AG Dera-
dikalisierung des GTAZ eine wichtige Rolle zu.

Zahlreiche Landerinnenministerien und auch das BMI
verweisen seit Jahren zudem auf verschiedene recht-
liche und administrative Herausforderungen bei der
Rickfiihrung von Personen, die eine Gefahr fir die 6f-
fentliche Sicherheit darstellen. Zum Beispiel bestehen
Schwierigkeiten, wenn die Person iber keine Reisdo-
kumente verfiigt, die Ziellander die Aufnahme verwei-
gern, oder Zweifel darliber bestehen, ob im Zielland
die Menschenrechte geachtet werden und sicherge-
stellt ist, dass die zurlickgefiihrte Person keiner un-
menschlichen Behandlung ausgesetzt sein wird.



58 Literaturverzeichnis

Literaturverzeichnis

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2016): Glaube oder Extremismus? Hilfe fiir Angehérige: Die Beratungsstelle
Radikalisierung, 4. Auflage, Nirnberg: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge, Online: https://www.bamf.de/Shared-
Docs/Anlagen/DE/Behoerde/Beratungsstelle/broschuere-glaube-oder-extremismus.pdf?__blob=publicationFile&v=5
(14.02.2020).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2019): 10-jahriges Jubilaum der AG Deradikalisierung, Online: https://www.
bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2019/20191001-am-ag-deradikalisierung.html (14.02.2020).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2020a): Das BAMF als Teil der deutschen Sicherheitsarchitektur, Online:
https://www.bamf.de/DE/Themen/Sicherheit/Sicherheitsarchitektur/sicherheitsarchitektur-node.html (14.02.2020).

BAMF - Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2020b): Pravention - Beratungsstelle Radikalisierung, Online: https://www.
bamf.de/DE/Behoerde/Aufgaben/Praevention/praevention-node.html (14.02.2020).

Bauer, Ina (2016): § 61 AufenthG, in: Bergmann, Jan/Dienelt, Klaus (Hg.): Ausldnderrecht, Miinchen: C. H. Beck.

Beratungsstelle ,Radikalisierung“ Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2018): Standards in der Beratung des sozialen
Umfelds (mutmaRBlich) islamistisch radikalisierter Personen: Allgemeine Handreichung des Beratungsstellen-Netzwerks
der Beratungsstelle ,Radikalisierung® des Bundesamtes fiir Migration und Flichtlinge (BAMF), Online: https://violence-
prevention-network.de/wp-content/uploads/2019/08/Standards-Handreichung-Beratungsstellen-Netzwerk.pdf
(14.02.2020).

BMBF - Bundesministerium fiir Bildung und Forschung (2020): Risikoanalyse bei islamistisch motivierten Tatgeneigten (RIS-
KANT), Online: https://www.sifo.de/files/Projektumriss_RISKANT.pdf (14.02.2020).

BfV - Bundesamt fiir Verfassungsschutz (2020a): Glossar: Extremismus/Radikalismus, Online: https://www.verfassungsschutz.
de/de/service/glossar/_lE (14.02.2020).

BfV - Bundesamt fiir Verfassungsschutz (2020b): Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ), Online:
https://www.verfassungsschutz.de/de/das-bfv/getz (14.02.2020).

BfV - Bundesamt fiir Verfassungsschutz (2019): Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), Kéln: Bundesamt fiir Verfassungsschutz, On-
line: https://www.verfassungsschutz.de/embed/broschuere-2019-02-arbeiterpartei-kurdistans-pkk.pdf (14.02.2020).

BMFSFJ - Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020): Uber ,,Demokratie leben!” Fir ein vielfiltiges,
gewaltfreies und demokratisches Miteinander, Online: https://www.demokratie-leben.de/bundesprogramm/ueber-
demokratie-leben.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern (2006): Bericht zur Evaluierung des Gesetzes zur Steuerung und Begrenzung der Zuwan-
derung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbiirgern und Ausldndern (Zuwanderungsge-
setz), Online: http://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/Evaluierung.pdf (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern (2017a): Behérdenhandeln um die Person des Attentaters vom Breitscheidplatz Anis
AMRIL. Stand: Feb. 2017, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/
sicherheit/chronologie-amri.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (14.02.2020).


https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Behoerde/Beratungsstelle/broschuere-glaube-oder-extremismus.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2019/20191001-am-ag-deradikalisierung.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Sicherheit/Sicherheitsarchitektur/sicherheitsarchitektur-node.html
https://www.bamf.de/DE/Behoerde/Aufgaben/Praevention/praevention-node.html
https://violence-prevention-network.de/wp-content/uploads/2019/08/Standards-Handreichung-Beratungsstellen-Netzwerk.pdf
https://www.sifo.de/files/Projektumriss_RISKANT.pdf
https://www.verfassungsschutz.de/de/service/glossar/_lE
https://www.verfassungsschutz.de/de/das-bfv/getz
https://www.verfassungsschutz.de/embed/broschuere-2019-02-arbeiterpartei-kurdistans-pkk.pdf
https://www.demokratie-leben.de/bundesprogramm/ueber-demokratie-leben.html
http://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/Evaluierung.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/sicherheit/chronologie-amri.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Literaturverzeichnis 59

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2017b): Nationales Praventionsprogramm gegen islamistischen
Extremismus, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/sicherheit/
praeventionsprogramm-islamismus.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2018a): Politisch Motivierte Kriminalitat im Jahr 2017. Bundeswei-
te Fallzahlen, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2018/pmk-2017.
pdf?__blob=publicationFile (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2018b): Pressemitteilung vom 24.07.2018: Verfassungsschutz-
bericht 2017 vorgestellt. Mehr Islamisten, mehr Rechtsextremisten, mehr Linksextremisten, Online: https://www.bmi.
bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2018/07/vsb-2017.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2018¢): Meldung vom 19.12.2018: Stilles Gedenken: Anschlag auf
den Berliner Weihnachtsmarkt jahrt sich zum zweiten Mal, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldun-
gen/DE/2018/12/breitscheidplatz.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2019a): Politisch Motivierte Kriminalitit im Jahr 2018. Bundeswei-
te Fallzahlen, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2019/pmk-2018.
pdf?__blob=publicationFile&v=2 (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2019b): Verfassungsschutzbericht 2018, Online: https://www.ver-
fassungsschutz.de/embed/vsbericht-2018.pdf (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern fiir Bau und Heimat (2020a): Haufig nachgefragt. Politisch motivierte Kriminalitat, On-
line: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/fags/DE/themen/sicherheit/pmk/pmk.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2020b): Prévention und Deradikalisierung im Kampf gegen Extre-
mismus, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/topthemen/DE/topthema-extremismuspraevention/topthe-
ma-extremismuspraevention.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2020c¢): Haufig gestellte Fragen zum Thema: Zweites Datenaus-
tauschverbesserungsgesetz — 2. DAVG, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/
zweites-davg/zweites-davg.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern (2020d): Islamismus und Salafismus, Online: https://www.bmi.bund.de/DE/themen/
sicherheit/extremismus/islamismus-und-salafismus/islamismus-und-salafismus-artikel.html (14.02.2020).

BMI - Bundesinnenministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2020e): Fragen und Antworten zum Entwurf des ,Geordnete
Riickkehr Gesetzes®, Online: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/rueckkehr/geordnete-
rueckkehr-gesetz.html (14.02.2020).

BMI - Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (2020f): Lexikon. Schengener Informationssystem, Online: https://
www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv3=9398304&cms_lv2=9391126 (14.02.2020).

BKA - Bundeskriminalamt (2017): Presseinformation: Neues Instrument zur Risikobewertung von potentiellen Gewaltstrafta-
tern. RADAR-ITE (regelbasierte Anaylse potentiell destruktiver Tater zur Einschatzung des akuten Risikos - islamistischer
Terrorismus), Online: https://www.bka.de/DE/Presse/Listenseite_Pressemitteilungen/2017/Presse2017/170202_Radar.
html (14.02.2020).

BKA - Bundeskriminalamt (2019a): Organisierte Kriminalitat, Bundeslagebild 2018. Wiesbaden: Bundeskriminalamt, Online:
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKrimi-
nalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2018.html;jsessionid=59F2D1B8B0B934739D919AFA19B201FA.
live2301?nn=27988 (14.02.2020).


https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/sicherheit/praeventionsprogramm-islamismus.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2018/pmk-2017.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2018/07/vsb-2017.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2018/12/breitscheidplatz.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2019/pmk-2018.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.verfassungsschutz.de/embed/vsbericht-2018.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/sicherheit/pmk/pmk.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/topthemen/DE/topthema-extremismuspraevention/topthema-extremismuspraevention.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/zweites-davg/zweites-davg.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/extremismus/islamismus-und-salafismus/islamismus-und-salafismus-artikel.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/rueckkehr/geordnete-rueckkehr-gesetz.html
https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html?cms_lv3=9398304&cms_lv2=9391126
https://www.bka.de/DE/Presse/Listenseite_Pressemitteilungen/2017/Presse2017/170202_Radar.html
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2018.htmlhtml;jsessionid=59F2D1B8B0B934739D919AFA19B201FA.live2301?nn=27988

60 Literaturverzeichnis

BKA - Bundeskriminalamt (2019b): BKA-Prasident Miinch im Interview: ,Wir wollen im Netz mehr Streife laufen® Interview
mit der Rheinischen Post vom 23. Oktober 2019, Online: https://www.bka.de/DE/Presse/Interviews/2019/191023_In-
terviewMuenchRheinischePost.html (14.02.2020).

BKA - Bundeskriminalamt (2020a): Politisch motivierte Kriminalitat, Online: https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Delikts-
bereiche/PMK/pmk_node.html (14.02.2020).

BKA - Bundeskriminalamt (2020b): Verbindungsbeamte des BKA im Ausland, Online: https://www.bka.de/DE/UnsereAufga-
ben/Aufgabenbereiche/InternationaleFunktion/Verbindungsbeamte/verbindungsbeamte_node.html (14.02.2020).

BKA - Bundeskriminalamt (2020c): Schengener Informationssystem (SIS), Online: https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/
Aufgabenbereiche/InternationaleFunktion/SchengenerAbkommen/SISII/schengenSISILhtml (14.02.2020).

BpB - Bundeszentrale fiir politische Bildung (2013): Interaktive Grafik: Die Taten des NSU, Online: http://www.bpb.de/politik/
extremismus/rechtsextremismus/172933/interaktive-grafik-die-taten-des-nsu (14.02.2020).

Bundesregierung (2016): Strategie der Bundesregierung zur Extremismuspravention und Demokratieférderung, Online: https://
www.bmfsfj.de/blob/109002/5278d578ff8c59a19d4bef9fe4c034d8/strategie-der-bundesregierung-zur-extremismusp-
raevention-und-demokratiefoerderung-data.pdf (14.02.2020).

BVerwG - Bundesverwaltungsgericht (2017): Pressemitteilung Nr. 56/2017 vom 22.08.2017: Bundesverwaltungsgericht be-
stitigt Abschiebungsanordnungen gegen zwei islamistische Gefahrder, Online: https://www.bverwg.de/pm/2017/56
(14.02.2020).

Bozay, Kemal (2017): Graue Wolfe - die groRte rechtsextreme Organisation in Deutschland, in: Bundeszentrale fir politische
Bildung, 24.11.2017, Online: http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/260333/graue-woelfe-die-
groesste-rechtsextreme-organisation-in-deutschland#footnode1-1 (14.02.2020).

Clodius, Anke (2016): § 75 AufenthG, in: Hofmann, Rainer M. (Hg.): Auslénderrecht, Baden-Baden: Nomos.

Deutscher Bundestag (2006): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Josef Philip Winkler,
Volker Beck (K&ln), Monika Lazar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Drucksache
16/3220. Arbeit der Arbeitsgruppe ,Statusrechtliche BegleitmaRnahmen des Bundesamtes fiir Migration und Flichtlin-
ge“ Drucksache 16/3429, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2007): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und
asylrechtlicher Richtlinien in der Europaischen Union. Drucksache 16/5065, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2008): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Josef Philip Winkler,
Volker Beck (K6ln), Monika Lazar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Drucksache
16/7943. Die Arbeitsgruppe Statusrechtliche BegleitmaRnahmen des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge -
Sachstand fir das Jahr 2007. Drucksache 16/8119, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2013): Beschlussempfehlung und Bericht des 2. Untersuchungsausschusses nach Artikel 44 des Grundge-
setzes. Drucksache 17/14600, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2014a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (K6ln), Irene
Mihalic, Monika Lazar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Drucksache 18/2542. Aus-
und Einreise potentieller islamistischer Teilnehmerinnen und Teilnehmer an nicht internationalen bewaffneten Konflik-
ten -—Pravention und Intervention. Drucksache 18/2725, Berlin: Deutscher Bundestag.


https://www.bka.de/DE/Presse/Interviews/2019/191023_InterviewMuenchRheinischePost.html
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Deliktsbereiche/PMK/pmk_node.html
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Aufgabenbereiche/InternationaleFunktion/Verbindungsbeamte/verbindungsbeamte_node.html
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Aufgabenbereiche/InternationaleFunktion/SchengenerAbkommen/SISII/schengenSISII.html
http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/172933/interaktive-grafik-die-taten-des-nsu
https://www.bmfsfj.de/blob/109002/5278d578ff8c59a19d4bef9fe4c034d8/strategie-der-bundesregierung-zur-extremismuspraevention-und-demokratiefoerderung-data.pdf
https://www.bverwg.de/pm/2017/56
http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/260333/graue-woelfe-die-groesste-rechtsextreme-organisation-in-deutschland#footnode1-1

Literaturverzeichnis 61

Deutscher Bundestag (2014b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (Kéln), Irene
Mihalic, Luise Amtsberg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Drucksache 18/3232.
Die Arbeitsgruppe ,Statusrechtliche Begleitmanahmen® des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge - Sachstand.
Drucksache 18/3420, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017a): Sachstand: Legaldefinition des Begriffes ,Geféhrder, WD 3 - 3000 - 046/17, Ausarbeitung des
Wissenschaftlichen Dienstes, Online: https://www.bundestag.de/resource/blob/503066/8755d9ab3e2051bfa76cc514be
96041f/wd-3-046-17-pdf-data.pdf (14.02.2020).

Deutscher Bundestag (2017b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 18/11064. Geféhrder in Deutschland. Drucksa-
che 18/11369, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017c): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, Martina Renner, Kersten Steinke und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 18/13422. Instrument des Bundeskri-
minalamtes zur Risikobewertung potentieller islamistischer Gewalttiter, Drucksache 18/13301, Berlin: Deutscher Bun-
destag.

Deutscher Bundestag (2017d): Redebeitrag des Bundesministers des Innern Dr. Thomas de Maiziére (CDU/CSU) zur Aktuellen
Stunde. Entschieden gegen Gefdhrder vorgehen — MaRnahmen zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit. Plenarprotokoll
18/211, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017e): Redebeitrag des Abgeordneten Stephan Mayer (CDU/CSU) zur Aktuellen Stunde. Entschieden
gegen Gefihrder vorgehen — MaRnahmen zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit. Plenarprotokoll 18/211, Berlin: Deut-
scher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017f): Redebeitrag des Bundesministers der Justiz und fiir Verbraucherschutz Heiko Maas (SPD) zur
Aktuellen Stunde. Entschieden gegen Gefdhrder vorgehen — MaRnahmen zum Schutz der &6ffentlichen Sicherheit. Plen-
arprotokoll 18/211, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017g): Redebeitrag des Fraktionsvorsitzenden Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE) zur Aktuellen Stunde.
Entschieden gegen Gefahrder vorgehen — MaRnahmen zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit. Plenarprotokoll 18/211,
Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017h): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur besseren Durchsetzung der
Ausreisepflicht. Drucksache 18/11546, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2017i): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Luise Amtsberg, Volker
Beck (Kéln), Katja Keul, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Drucksache 18/12457 -
Riickkehrpolitik der Bundesregierung. Drucksache 18/12679, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sevim Dagdelen, Heike
Hansel, Andrej Hunko, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. - Drucksache 19/5212 - Die ,,Grauen Wolfe“
in Deutschland und der tiirkische Prasident Erdogan. Drucksache 19/5651, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018b): Sachstand: Finanzielle Férderung von Initiativen gegen ,,Extremismus®, WD 3 -3000 - 286/18,
Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes, Online: https://www.bundestag.de/resource/blob/573146/ea018c44893
06fd008d81110336bd76c/WD-3-286-18-pdf-data.pdf (14.02.2020).

Deutscher Bundestag (2018c): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, Gokaz Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/5202. Personenpotentiale
islamistischer ,,Gefahrder, Drucksache 19/5648, Berlin: Deutscher Bundestag.


https://www.bundestag.de/resource/blob/503066/8755d9ab3e2051bfa76cc514be96041f/wd-3-046-17-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/573146/ea018c4489306fd008d81110336bd76c/WD-3-286-18-pdf-data.pdf

62 Literaturverzeichnis

Deutscher Bundestag (2018d): Sachstand: Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ). Rechtsgrundlagen und Vergleich-
barkeit mit anderen Kooperationsplattformen, WD 3 - 3000 - 406/18, Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes,
Online: https://www.bundestag.de/resource/blob/594538/8aff4300410fcac3f2e414d67922d5a9/WD-3-406-18-pdf-
data.pdf (14.02.2020).

Deutscher Bundestag (2018e): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Frak-
tion DIE LINKE. Drucksache 19/124. Erganzende Informationen zur Asylstatistik fir das dritte Quartal 2017 - Schwer-
punktfragen zu Widerrufspriifungen. Drucksache 19/357. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018f): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, G6kay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/621. Ergdnzende Informa-
tionen zur Asylstatistik fir das Jahr 2017 - Schwerpunktfragen zu Widerrufspriifungen. Drucksache 19/1217. Berlin:
Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018g): Kurzmeldungen Heute im Bundestag. ,EU-Kooperation in Asylpolitik defizitar®. 1. Untersu-
chungsausschuss (,,Breitscheidplatz®), 08.06.2018 (hib 389/2018). Berlin: Deutscher Bundestag, Parlamentsnachrichten,
Online: https://www.bundestag.de/hib#url=L3ByZXNzZS90aWIvMjAxOF8wNi8tLzU10Dk1Mg==&mod=mod454590
(14.02.2020).

Deutscher Bundestag (2018h): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Andrej Hunko, Dr. Die-
ther Dehm, Anke Domscheit-Berg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/994. Verdeckte
Fahndung mithilfe des Schengener Informationssystems, Drucksache 19/1261, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2018i): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Andrej Hunko, Heike
Hansel, Dr. André Hahn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/3223. Fahndungen mithilfe
des Schengener Informationssystems, Drucksache 19/3487, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Thomae, Grigo-
rios Aggelidis, Renata Alt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP. Drucksache 19/15199. Praxis der Abschie-
bung von Gefahrdern, Drucksache 19/15668, Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2019b): Kurzmeldungen Heute im Bundestag. Ex-Staatssekretarin verteidigt Abschiebung. 1. Untersu-
chungsausschuss (,,Breitscheidplatz®), 18.10.2019 (hib 1153/2019). Berlin: Deutscher Bundestag, Parlamentsnachrichten,
Online: https://www.bundestag.de/presse/hib/663414-663414 (14.02.2020)

Deutscher Bundestag (2019c): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Andrej Hunko, Heike
Hansel, Ulla Jelpke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/6879. Zahlen zu Speicherungen
in polizeilichen EU-Datenbanken (2018). Drucksache 19/7365. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2020a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. André
Hahn, G6kay Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/15743. Ergédnzende Infor-
mationen zur Asylstatistik fiir das Dritte Quartal - Schwerpunktfragen zu Widerrufspriifungen. Drucksache 19/16329.
Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutscher Bundestag (2020b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Andrej Hunko, Ulla Jelp-
ke, Niema Movassat, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Drucksache 19/16241. Zahlen zu Speicherun-
gen und Abfragen polizeilicher EU-Datenbanken (2019). Drucksache 19/16723. Berlin: Deutscher Bundestag.

Deutschlandfunk (2015): Begriff fiir die Terrorgruppe. ,Daesh“ statt ,IS%, 19.11.2015, Online: https://www.deutschlandfunk.de/
begriff-fuer-die-terrorgruppe-daesh-statt-is.2852.de.html?dram:article_id=337319 (14.02.2020).

Eichler, Kirsten (2019): Arbeitshilfe zum Thema Flucht und Migration. Widerruf, Riicknahme und Erléschen des Schutzstatus,
Berlin: Der Paritatische Gesamtverband, Online: https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikatio-
nen/doc/191029_widerruf-2019_web.pdf (14.02.2020).


https://www.bundestag.de/resource/blob/594538/8aff4300410fcac3f2e414d67922d5a9/WD-3-406-18-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/hib#url=L3ByZXNzZS9oaWIvMjAxOF8wNi8tLzU1ODk1Mg==&mod=mod454590
https://www.bundestag.de/presse/hib/663414-663414
https://www.deutschlandfunk.de/
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/191029_widerruf-2019_web.pdf

Literaturverzeichnis 63

EMN/BAMF - Europiisches Migrationsnetzwerk/Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2017): Migration, Integration,
Asyl. Politische Entwicklungen in Deutschland 2016. Jahrlicher Bericht der deutschen nationalen Kontaktstelle fir das
Europiische Migrationsnetzwerk (EMN). Niirnberg: Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge.

EMN/BAMF - Europiisches Migrationsnetzwerk/Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (2018): Migration, Integration,
Asyl. Politische Entwicklungen in Deutschland 2017. Jahrlicher Bericht der deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das
Europdische Migrationsnetzwerk (EMN). Niirnberg: Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge.

Flade, Florian (2017): Die Tuicken bei der Abschiebung islamistischer Gefihrder, in: Die Welt, 30.11.2017, Online: https://www.
welt.de/politik/deutschland/article171111428/Die-Tuecken-bei-der-Abschiebung-islamistischer-Gefaehrder.html
(14.02.2020).

Flade, Florian/Mascolo, Georg (2019): Beim Passentzug fiir IS-Kampfer einig, in: Die Tagesschau, 03.03.2019, Online: https://
www.tagesschau.de/inland/passentzug-terrorkaempfer-101.html (14.02.2020).

FleuR, Martin (2019): § 73 AsylG in: Kluth, Winfried/Heusch, Andreas (Hg.) Beck’scher Online-Kommentar Auslénderrecht,
Minchen: C. H. Beck.

Gafarova, Sahiba (2018): Radicalisation of migrants and diaspora communities in Europa. Report for the Committee on Migra-
tion, Refugees and Displaced Persons of the Parliamentary Assembly of the Council of Europe, Online: http://assembly.
coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-en.asp?fileid=25054&lang=en (14.02.2020).

Gotschenberg, Michael/Schmidt, Holger (2019): Statistik der Sicherheitsbehérden. Gibt es mehr rechte Gefahrder als bekannt?
in: Tagesschau, 17.10.2019, Online: https://www.tagesschau.de/inland/rechte-gefaehrder-101.html (14.02.2020).

Grote, Janne (2019): Reisen von Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland - Berechtigungen, Meldewege und Widerrufsverfah-
ren. Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das Europaische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 84
des Forschungszentrums des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge, Niirnberg: BAMF.

Gusy, Christoph/Worms, Christoph (2019): PolG NRW § 1, in Kugelmann, Dieter/Méstl, Markus (Hg.): Beck’scher Online-Kom-
mentar Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, Miinchen: C.H.BECK.

Hessischer Landtag (2019): Kleine Anfrage Saadet Sonmez (DIE LINKE) und Hermann Schaus (DIE LINKE) vom 06.03.2019.
Aufenthaltsrechtliche MaRnahmen gegen sogenannte ,Gefahrder” und Antwort Minister des Innern und fiir Sport.
Drucksache 20/292. Wiesbaden: Hessischer Landtag.

Heusch, Andreas/Kluth, Winfried (2019): § 52 AufenthG, in: Kluth, Winfried/Heusch, Andreas (Hg.): Beck’scher Online-Kom-
mentar Ausldanderrecht, Miinchen: Verlag C.H. BECK.

Hérich, Carsten/Hruschka, Constantin (2019): § 46 AufenthG, in: Kluth, Winfried/Heusch, Andreas (Hg.): Beck’scher Online-
Kommentar Auslanderrecht, Miinchen: C. H. Beck.

Hoffmeyer-Zlotnik, Paula (2017): Rickkehrpolitik in Deutschland im Kontext europarechtlicher Vorschriften. Fokusstudie der
deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das Européische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 77 des Forschungs-
zentrums des Bundesamtes fiir Migration und Flichtlinge, Nirnberg: BAMF.

IMK - Innenministerkonferenz (2017): Sammlung der zur Veré6ffentlichung freigegebenen Beschliisse der 206. Sitzung der
Standigen Konferenz der Innenministerinnen und Innenminister und -senatorinnen und -senatoren der Lander am
12. bis 14. Juni 2017 in Dresden, Online: https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschlues-
se/2017-06-14_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (14.02.2020).


https://www.welt.de/politik/deutschland/article171111428/Die-Tuecken-bei-der-Abschiebung-islamistischer-Gefaehrder.html
https://www.tagesschau.de/inland/passentzug-terrorkaempfer-101.html
http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-en.asp?fileid=25054&lang=en
https://www.tagesschau.de/inland/rechte-gefaehrder-101.html
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2017-06-14_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2

64 Literaturverzeichnis

IMK - Innenministerkonferenz (2018): Anlage zu TOP 15 der 208. Sitzung der Standigen Konferenz der Innenminister und
-senatoren der Lander vom 06. bis 08.06.18 in Quedlinburg: Handlungsempfehlungen der Bund-Lander AG an die In-
nenministerkonferenz zur ,Beseitigung rechtlicher und tatséchlicher Hindernisse bei der Riickfiihrung von Gefahrdern®,
Online: https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2018-06-08_06/anlage-zu-top-15.
pdf?__blob=publicationFile&v=2 (14.02.2020).

IMK - Innenministerkonferenz (2019a): Sammlung der zur Veroffentlichung freigegebenen Beschliisse der 210. Sitzung der
Stdndigen Konferenz der Stiandigen Konferenz der Innenministerinnen und Innenminister und -senatorinnen und -se-
natoren der Linder vom 12. bis 14. Juni 2019 in Kiel, Online: https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/
to-beschluesse/20190614_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (14.02.2020).

IMK - Innenministerkonferenz (2019b): Sammlung der zur Veroffentlichung freigegebenen Beschliisse der 211. Sitzung der
Standigen Konferenz der Standigen Konferenz der Innenministerinnen und Innenminister und -senatorinnen und -se-
natoren der Linder vom 4. bis 6. Dezember 2019 in Liibeck, Online: https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/
termine/to-beschluesse/2019-12-04_06/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (14.02.2020).

Juittner, Julia (2019): Leicht rechts. Angehaucht, in: Der Spiegel, 11.12.2019, Online: https://www.spiegel.de/panorama/justiz/
dresden-was-die-angeklagten-von-revolution-chemnitz-vor-gericht-aussagen-a-1300785.html (14.02.2020).

Kluth, Winfried (2019): § 58a AufenthgG, in: Kluth/Winfried/Heusch, Andreas (Hg.): Beck’scher Online-Kommentar Auslénder-
recht, Miinchen: Verlag C.H. BECK.

KOM - Europiische Kommission (2020). Radikalisierung verhindern. Rolle des Aufklarungsnetzwerks gegen Radikalisierung
(RAN). Online: https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/e-library/docs/fight-against-radicalisation/
role_of_ran_de.pdf (14.02.2020).

Koser, Khaled/Cunningham, Amy. (2017): Migration, Violent Extremism and Social Exclusion, in: IOM (2017) World Migration
Report 2018, Online: https://publications.iom.int/system/files/pdf/wmr_2018_en_chapter9.pdf (14.02.2020).

Landtag Brandenburg (2017): Antwort der Landesregierung auf die kleine Anfrage Nr. 2496 der Abgeordneten Ursula Nonnen-
macher und Benjamin Raschke der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Drucksache 6/6089. Einstufungskriterien fiir
~Gefahrder®, Drucksache 6/6272, Potsdam: Landtag Brandenburg.

Landtag BW - Landtag von Baden-Wiirttemberg (2018): Antrag der Abg. Nico Weinmann u. a. FDP/DVP und Stellungnahme
des Ministeriums fiir Inneres, Digitalisierung und Migration. Anweisungen an Staatsanwaltschaften zum Umgang mit
Strafverfahren gegen Auslander. Drucksache 16/3231, Stuttgart: Landtag von Baden-Wiirttemberg.

Mascolo, Georg/Steinke, Ronen (2017): Welle von Abschiebungen gewaltbereiter Islamisten steht bevor. Stiddeutsche Zeitung,
22.3.2017, Online: http://www.sueddeutsche.de/politik/gerichtsurteil-welle-von-abschiebungengewaltbereiter-islamis-
ten-steht-bevor-1.3431869 (14.02.2020).

Posser, Herbert (2019): § 99 VwGO, Posser, in: Herbert/Wolff, Heinrich Amadeus (Hg): Beck’scher Online-Kommentar VwGO,
Miinchen: Verlag C. H. BECK.

Schneider, Jens (2017): Sonderermittler: Im Fall Amri ,ging so ziemlich alles daneben®, 12.10.2017, Online: http://www.sued-
deutsche.de/politik/fall-anis-amri-sonderermittler-macht-der-polizei-im-fall-amri-schwere-vorwuerfe-1.3705842
(14.02.2020).

Schulte von Drach, Markus C. (2015): Warum der Name ,,Daesch” den Islamischen Staat argert, in: Stiddeutsche Zeitung,
23.11.2015, Online: https://www.sueddeutsche.de/politik/terrororganisation-warum-der-name-daesch-den-islami-
schen-staat-aergert-1.2745175 (14.02.2020).

Staud, Toralf (2018): Straf- und Gewalttaten von rechts: Wie entstehen die offiziellen Statistiken? PMK — Methoden und De-
batten, in: Bundeszentrale fir politische Bildung, Online: http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremis-
mus/264158/pmk-methoden-und-debatten (14.02.2020).


https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2018-06-08_06/anlage-zu-top-15.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/20190614_12/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2019-12-04_06/beschluesse.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.spiegel.de/panorama/justiz/dresden-was-die-angeklagten-von-revolution-chemnitz-vor-gericht-aussagen-a-1300785.html
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/e-library/docs/fight-against-radicalisation/role_of_ran_de.pdf
https://publications.iom.int/system/files/pdf/wmr_2018_en_chapter9.pdf
http://www.sueddeutsche.de/politik/gerichtsurteil-welle-von-abschiebungengewaltbereiter-islamisten-steht-bevor-1.3431869
http://www.sueddeutsche.de/politik/fall-anis-amri-sonderermittler-macht-der-polizei-im-fall-amri-schwere-vorwuerfe-1.3705842
https://www.sueddeutsche.de/politik/terrororganisation-warum-der-name-daesch-den-islamischen-staat-aergert-1.2745175
http://www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/264158/pmk-methoden-und-debatten

Literaturverzeichnis 65

STMI - Bayerisches Staatsministerium des Innern (2014): AG BIRGIT - erfolgreich gegen Extremisten. Online: https://www.
stmi.bayern.de/med/aktuell/archiv/2014/141117zehnjahreagbirgit/ (14.02.2020).

Strack, Christoph (2019): Sprengstoff und tédliche Schiisse vor Synagoge in Halle, in: Deutsche Welle, 09.10.2019, Online:
https://www.dw.com/de/sprengstoff-und-t%C3%Bédliche-sch%C3%BCsse-vor-synagoge-in-halle/a-50763514
(14.02.2020).

Uhlmann, Milena (2018): Evaluation der Beratungsstelle ,,Radikalisierung® — Abschlussbericht. Forschungsbericht 31, Niirnberg:
BAMF.

ZDF (2019): Zwischenbilanz im U-Ausschuss. Fall Amri: Opposition sieht Behérden-Versagen, 18.12.2019, Online: https://www.
zdf.de/nachrichten/heute/bilanz-u-ausschuss-amri-100.html (14.02.2020).

Zeit Online (2019): Hauptverdachtiger im Mordfall Liibcke sammelte Personendaten, 28.11.2019, Online: https://www.zeit.de/
gesellschaft/zeitgeschehen/2019-11/rechtsextremismus-mordfall-luebcke-verdaechtiger-datensammlung (14.02.2020).


https://www.stmi.bayern.de/med/aktuell/archiv/2014/141117zehnjahreagbirgit/
https://www.dw.com/de/sprengstoff-und-t%C3%B6dliche-sch%C3%BCsse-vor-synagoge-in-halle/a-50763514
https://www.zdf.de/nachrichten/heute/bilanz-u-ausschuss-amri-100.html
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2019-11/rechtsextremismus-mordfall-luebcke-verdaechtiger-datensammlung

66 Abkiirzungsverzeichnis

Abkiirzungsverzeichnis

AA Auswartiges Amt

ABH Auslanderbehérde

Abs. Absatz

A.d.A Anmerkung der Autorin

AG Arbeitsgruppe

AG BIRGIT Arbeitsgruppe ,,Beschleunigte Identifizierung und Rickfiihrung von Gefahrdern aus dem
Bereich des islamistischen Terrorismus beziehungsweise Extremismus®

AG Status Arbeitsgruppe Statusrechtliche BegleitmaRnahmen des Gemeinsamen Terrorismusabwehr-
zentrums (GTAZ)

Art. Artikel

AsylG Asylgesetz (alt: Asylverfahrensgesetz)

AufenthG Gesetz Uber den Aufenthalt, die Erwerbstatigkeit und die Integration von Ausldndern

im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz) § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 AufenthG-VwV
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 73 Absatz 2 und 3 Satz 1 vom 25. August 2008

AVwV- Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz

AufenthG

AZR Ausldnderzentralregister

BAFA Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

BAMF Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge

BayPAG Gesetz Uber die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen Staatlichen Polizei
(Bayerisches Polizeiaufgabengesetz)

BayVVAusIR Verwaltungsvorschrift des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, fiir Bau und Verkehr
zum Auslanderrecht

BfV Bundesamt fiir Verfassungsschutz

BKA Bundeskriminalamt

BMFSFJ Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend

BMI Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat

BND Bundesnachrichtendienst

BNDG Gesetz liber den Bundesnachrichtendienst (BND-Gesetz)

BPOL Bundespolizei

BPolG Gesetz Uber die Bundespolizei — Bundespolizeigesetz

BVA Bundesverwaltungsamt

BVerfG Bundesverfassungsgericht

BVerfGE Entscheidung des Bundesverfassungsgericht

BVerfSchG Gesetz Giber die Zusammenarbeit des Bundes und der Lander in Angelegenheiten des

Verfassungsschutzes und tiber das Bundesamt fiir Verfassungsschutz
(Bundesverfassungsschutzgesetz)

BVerwG Bundesverwaltungsgericht

BVerwGE Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts




Abkirzungsverzeichnis

67

DAVG Datenaustauschverbesserungsgesetz

DSGVO Datenschutz-Grundverordnung

EGMR Europaischer Gerichtshof fir Menschenrechte

EMN Europdisches Migrationsnetzwerk

EMRK Europaische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten -
Europdische Menschenrechtskonvention

EU Europaische Union

EURODAC Europdisches Fingerabdruck-Identifizierungssystem European Dactyloscopy

Europol Europaisches Polizeiamt

f. die folgende (z. B. Seite eines Dokuments)

ff. die folgenden (z. B. Seiten eines Dokuments)

GG Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland

ggf. gegebenenfalls

GBA Generalbundesanwalt

GETZ Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum

GTAZ Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum

GZD Generalzolldirektion

Hg. Herausgeber

i.d.R. in der Regel

i.V.m. in Verbindung mit

i.S.d. im Sinne des

IMK Standige Konferenz der Innenministerinnen und Innenminister und -senatorinnen und
-senatoren der Lander

IS JIslamischer Staat’

k. A. keine Angabe(n)

KOM Europaische Kommission

LfV Landesamt fir Verfassungsschutz

LKA Landeskriminalamt

LKA Landeskriminaldmter

MADG Gesetz tiber den militarischen Abschirmdienst (MAD-Gesetz)

NGO/NRO Non-Governmental-Organization/Nichtregierungsorganisation

NIAS Nachrichtendienstliche Informations- und Analysestelle

Nr. Nummer

NSU Nationalsozialistischer Untergrund

0. A oder Ahnliches

o.J. ohne Jahr

OK Organisierte Kriminalitat

0. 0. ohne Ortsangabe

PassG Passgesetz

PMK Politisch motivierte Kriminalitat

PKK Arbeiterpartei Kurdistans

PVO

Partner vor Ort




68

Abkirzungsverzeichnis

RADAR-ITE Regelbasierte Analyse potentiell destruktiver Tater zur Einschdtzung des akuten Risikos
- islamistischer Terrorismus

RISKANT Risiko-Analyse System bei islamistisch motivierten Tatgeneigten

RL Richtlinie

Rn. Randnummer

S. Seite

s. siehe

SIRENE Supplementary Information Request at the National Entry

s. 0. siehe oben

S. u. siehe unten

SGK Schengener Grenzkodex

SIS Schengener Informationssystem

StAG Staatsangehorigkeitsgesetz

StGB Strafgesetzbuch

STMI Bayerisches Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration

StPO Strafprozessordnung

u. a. unter anderem

V. a. vor allem

vgl. Vergleiche

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwV Verwaltungsvorschrift

VwV-AuslR- Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums Baden-Wiirttemberg zum Auslanderrecht

IM

VwVEG Verwaltungsverfahrensgesetz

z. B. zum Beispiel

ZFdG Gesetz Uber das Zollkriminalamt und die Zollfahndungsamter — Zollfahndungsdienstgesetz

ZKA Zollkriminalamt

z. T. zum Teil

ZUR Zentrum zur Unterstiitzung der Riickkehr




Tabellen- und Abbildungsverzeichnis

Tabellenverzeichnis

Tabelle 1:

Tabelle 2:

Tabelle 3:

Tabelle 4:

Tabelle 5:

Tabelle 6:

Tabelle 7:
Tabelle 8:

Tabelle 9:

Tabelle 10:

Anzahl der Gefahrder und Gefahrderinnen sowie relevanten Personen in Deutschland
(Stand 30. November 2019)

Anzahl der in der AG Status des GTAZ bearbeiteten Fille von Personen aus dem
islamistischen Phinomenbereich (Stand 26. November 2019)

Aufenthaltsrechtlicher Status der in der AG Status des GTAZ bearbeiteter Falle
von Personen aus dem islamistischen Phdnomenbereich mit Asylhintergrund
(Stand 26. November 2019)

Landerarbeitsgruppen mit BAMF-Beteiligung
Ausweisungen aus Griinden der Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit

Abschiebungen von Personen, die dem islamistisch-terroristischen Bereich zugeordnet werden
(2017-2018)

Fristen von Einreise- und Aufenthaltsverboten bei Gefahrdung der Sicherheit
Aufklarung Giber aufenthaltsrechtliche Manahmen

Ausschreibungen von Personen nach Art. 36 Abs. 2 des SIS-II-Ratsbeschlusses
(Beschluss 2007/533/J1)

Ausschreibungen von Personen nach Art. 36 Abs. 3 des SIS-II-Ratsbeschlusses
(Beschluss 2007/533/1I)

Abbildungsverzeichnis

Infobox 1:

Abbildung 1:

Abbildung 2:

Politisch motivierte Kriminalitat

Entwicklung des Gesamtstrafaufkommens nach Phanomenbereichen der
PMK (2008-2018)

Widerrufs- und Riicknahmeprifverfahren 01. Januar bis 30. September 2019

69

18

19

20

26

34

43
45

46

52

52

13

18

37



70

Publikationen der Forschungsgruppe

Publikationen des Forschungszentrums
Migration, Integration und Asyl (Auswahl)

Working Paper

WP 85

WP 84

WP 83

WP 82

WP 81

WP 80

Anwerbung und Bindung von internationalen
Studierenden in Deutschland. Studie der
deutschen nationalen Kontaktstelle fiir das
Europiische Migrationsnetzwerk (EMN).
Verfasst von: Paula Hoffmeyer-Zlotnik und
Janne Grote (2019)

Reisen von Schutzberechtigten in ihr Her-
kunftsland — Berechtigungen, Meldewege und
Widerrufsverfahren. Studie der deutschen
nationalen Kontaktstelle fiir das Europdische
Migrationsnetzwerk (EMN).

Verfasst von: Janne Grote (2019)

Entwicklungen in Deutschland im Kontext
von Visaliberalisierung. Studie der deutschen
nationalen Kontaktstelle fiir das Europdische
Migrationsnetzwerk (EMN).

Verfasst von: Paula Hoffmeyer-Zlotnik (2019)

Arbeitsmarktintegration von Drittstaatsange-
hérigen in Deutschland. Studie der deutschen
nationalen Kontaktstelle fiir das Europdische
Migrationsnetzwerk (EMN).

Verfasst von: Julian Tangermann und Janne
Grote (2018)

Tirkeistammige Personen in Deutschland.
Erkenntnisse aus der Reprasentativuntersu-
chung ,,Ausgewihlte Migrantengruppen in
Deutschland 2015“ (RAM).

Verfasst von: Susanne Schiihrer (2018)

Unbegleitete Minderjdhrige in Deutschland.
Herausforderungen und MaRnahmen nach der
Klarung des aufenthaltsrechtlichen Status.
Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle
fur das Europaische Migrationsnetzwerk (EMN)
Verfasst von: Julian Tangermann und Paula
Hoffmeyer-Zlotnik (2018)

WP 79

Die verdnderte Fluchtmigration in den Jahren
2014 bis 2016: Reaktionen und Manahmen
in Deutschland. Fokusstudie der deutschen
nationalen Kontaktstelle fiir das Europdische
Migrationsnetzwerk (EMN)

Verfasst von: Janne Grote (2018)

Forschungsberichte

FB 36

FB 35

FB 34

FB 33

FB 32

Integration von Gefliichteten in landlichen
Raumen.

Verfasst von: Tabea Résch, Hanne Schneider,
Johannes Weber und Susanne Worbs (2020)

Auslandische nicht-akademische Fachkraf-
te auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Eine
Bestandsaufnahme vor dem Inkrafttreten
des Fachkrafteeinwanderungsgesetzes.
Verfasst von: Johannes Graf und Barbara HeR
(2020)

Geforderte Riickkehr aus Deutschland: Motive
und Reintegration. Eine Begleitstudie zum
Bundesprogramm StarthilfePlus.

Verfasst von: Martin Schmitt, Maria Bitterwolf
und Tatjana Baraulina (2019)

Zwischenbericht I zum Forschungsprojekt
»Evaluation der Integrationskurse (EvIk)“
Erste Analysen und Erkenntnisse.

Verfasst von: Anna Tissot, Johannes Croisier,
Giuseppe Pietrantuono, Andreea Baier,

Lars Ninke, Nina Rother, Christian Babka von
Gostomski (2019)

Arbeitsmarktintegration von Zuwanderern
im Familiennachzug. Ergebnisse der BAMF-
Familiennachzugsstudie 2016.

Verfasst von: Marie Walde und Katalin Evers
(2018)



Publikationen der Forschungsgruppe

Kurzanalysen

04/2020

03/2020

02/2020

01/2020

05/2019

04/2019

03/2019

02/2019

01/2019

Fluchtspezifische Faktoren im Kontext
des Deutscherwerbs bei Gefliichteten.
Familienkonstellation, Gesundheitsstand
und Wohnsituation

Verfasst von: Andreea Baier, Anna Tissot
und Nina Rother (2020)

Problemlagen gefliichteter Integrations-
kursteilnehmender. Bedarfe und Nutzung von
Migrationsberatungsangeboten.

Verfasst von: Anna Tissot und Johannes
Croisier (2020)

Die Religionszugehdrigkeit, religidse Praxis
und soziale Einbindung von Gefliichteten.
Verfasst von: Manuel Siegert (2020)

Dritte Welle der IAB-BAMF-SOEP-Befragung
von Gefllchteten. Gefllichtete verbessern
ihre Deutschkenntnisse und fihlen sich in
Deutschland weiterhin willkommen.

Verfasst von: Cristina de Paiva Lareiro,

Nina Rother und Manuel Siegert (2020)

Kinder und Jugendliche nach der Flucht.
Lebenswelten von gefliichteten Familien

in Deutschland.

Verfasst von: Cristina de Paiva Lareiro (2019)

Die sozialen Kontakte Gefliichteter.
Verfasst von: Manuel Siegert (2019)

Volljahrige Asylantragsteller in Deutschland
im ersten Halbjahr 2018. Sozialstruktur,
Qualifikationsniveau und Berufstatigkeit.
Verfasst von: Barbara HelR (2019)

Ankommen im deutschen Bildungssystem.
Bildungsbeteiligung von gefliichteten Kindern
und Jugendlichen.

Verfasst von: Cristina de Paiva Lareiro (2019)

Zweite Welle der IAB-BAMF-SOEP-Befragung.
Gefliichtete machen Fortschritte bei Sprache
und Beschaftigung.

Verfasst von: Herbert Briicker, Johannes
Croisier, Yuliya Kosyakova, Hannes Kroger,
Giuseppe Pietrantuono, Nina Rother und
Jurgen Schupp (2019)

71

05/2018 Gefluichtete Menschen in Deutschland:
Hilfebedarfe und Nutzung von Beratungs-
angeboten.

Verfasst von: Jana A. Scheible und Axel Bohm
(2018)

04/2018 Resettlement in Deutschland — was leistet
das Aufnahmeprogramm fiir besonders
schutzbeddrftige Flichtlinge?

Verfasst von: Tatjana Baraulina und Maria
Bitterwolf (2018)

3/2018 Volljahrige Asylantragsteller in Deutschland
im Jahr 2017: Sozialstruktur, Schulbesuch und
Berufstatigkeit im Herkunftsland
Verfasst von: Hans-Jirgen Schmidt (2018)

02/2018 Die Wohnsituation Gefliichteter.
Verfasst von: Andreea Baier und Manuel
Siegert (2018)

01/2018 Alphabetisierung und Deutscherwerb von
Gefliichteten: Deutschkenntnisse und Forder-
bedarfe von Erst- und Zweitschriftlernenden
in Integrationskursen.

Verfasst von: Jana A. Scheible (2018)

Regelmiflig erstellte Berichte

MB Migrationsbericht des Bundesamtes fir
Migration und Fliichtlinge im Auftrag der
Bundesregierung. Bericht 2018 (2020)

JB Migrations- und Integrationsforschung -
Jahresbericht 2018 des Forschungszentrums
Migration, Integration und Asyl im Bundesamt
fur Migration und Flichtlinge (2019)

PB Migration, Integration, Asyl - Politische Ent-
wicklungen in Deutschland 2018. Jahrlicher
Bericht der deutschen nationalen Kontaktstelle
fiir das Europédische Migrationsnetzwerk -
»Politikbericht“ (EMN) (2019)



72

Berichtsreihen zu Migration
und Integration

WM

WM

FM

FM

SoKo

SoKo

Wanderungsmonitoring: Bildungs- und
Erwerbsmigration nach Deutschland.
Halbjahresbericht 2019

Verfasst von: Johannes Graf (2020)

Wanderungsmonitoring: Bildungs- und
Erwerbsmigration nach Deutschland.
Jahresbericht 2018

Verfasst von: Johannes Graf (2019)

Freizligigkeitsmonitoring: Migration von
EU-Staatsangehérigen nach Deutschland.
Halbjahresbericht 2019

Verfasst von: Johannes Graf (2020)

Freiziigigkeitsmonitoring: Migration von
EU-Staatsangehdrigen nach Deutschland.
Jahresbericht 2018

Verfasst von: Johannes Graf (2019)

Potenziale von Asylantragstellenden: Analyse
der ,SoKo“~ Sozialstrukturdaten. Halbjahres-
bericht 2019

Verfasst von: Barbara HeR (2020)

Potenziale von Asylantragstellenden:
Analyse der ,,SoKo“~ Sozialstrukturdaten.
Jahresbericht 2018

Verfasst von: Barbara HeR (2019)

Publikationen der Forschungsgruppe

Stand: 07/2020

Eine vollstandige Liste aller erschienen Publikationen des
BAMEF-Forschungszentrums finden Sie unter:
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/
forschungspublikationen-gesamtliste.html?nn=283596


https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/forschungspublikationen-gesamtliste.html?nn=283596







Impressum

Herausgeber:

Bundesamt fir Migration und Fliichtlinge

Nationale EMN-Kontaktstelle und Forschungszentrum Migration, Integration und Asyl
90461 Nirnberg

Verfasst von:
Friederike Haberstroh | Referat FI - Internationale Migration und Migrationssteuerung

Stand: 04/2020
Druck: Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge
Gestaltung: MediaCompany - Agentur fiir Kommunikation GmbH, Bonn

Sie werden zukinftig diese Publikation auch als barrierefreies PDF-Dokument
herunterladen kénnen.

Zitat: Haberstroh, Friederike (2020): Die Rolle von Migrationsbehdérden im Umgang
mit Drittstaatsangehdrigen, die eine Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit in
Deutschland darstellen. Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle fir das
Européische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 86 des Forschungszentrums
des Bundesamtes, Niirnberg: BAMF.

ISSN: 1865-4770 Printversion
ISSN: 1865-4967 Internetversion

Diese Publikation wird vom Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge im Rahmen
seiner Offentlichkeitsarbeit herausgegeben. Die Publikation wird kostenlos abgegeben
und ist nicht zum Verkauf bestimmt. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlbewer-
bern oder Wahlhelfern wéihrend eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung
verwendet werden. Dies gilt fir Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen sowie
fir Wahlen zum Européischen Parlament.

Besuchen Sie uns auf

€3 www.facebook.com/bamf.socialmedia
3 @BAMF_Dialog
www.bamf.de/forschung
www.bamf.de/emn

Other Language 27

www.bamf.de/publikationen www.bamf.de


http://www.facebook.com/bamf.socialmedia
http://www.bamf.de/forschung
http://www.bamf.de/emn
http://www.bamf.de/publikationen
http://www.bamf.de
https://twitter.com/bamf_dialog




	Die Rolle von Migrationsbehörden im Umgang mit Drittstaatsangehörigen, die eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellen
	Das Europäische Migrationsnetzwerk
	Zusammenfassung
	Inhaltsverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Gefahr für die öffentliche Sicherheit: nationaler Kontext und Definitionen
	2.1 Begriffe und Definitionen
	2.1.1 Öffentliche Ordnung
	2.1.2 Öffentliche Sicherheit
	2.1.3 Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
	2.1.4 Freiheitliche demokratische Grundordnung
	2.1.5 Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
	2.1.6 Politisch motivierte Kriminalität (PMK)
	2.1.7 Gefährder und Gefährderinnen sowie relevante Personen
	2.1.8 Radikalisierung
	2.1.9 Extremismus

	2.2 Statistiken zu politisch motivierter Kriminalität,Gefährderinnen und Gefährdern sowie relevanten Personen
	2.3 Politische Debatte

	3 Die sicherheitsrelevante Rolle der Migrationsbehörden
	3.1 Auf Bundesebene: Die Rolle des BAMF
	3.1.1 Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ)
	3.1.2 Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ)
	3.1.3 Länderarbeitsgruppen

	3.2 Auf kommunaler Ebene: Die Rolle der Ausländerbehörden
	3.3 Ermittlungs­ und Meldeverfahren zwischen den Migrations­ und Sicherheitsbehörden
	3.3.1 Auf Bundesebene
	3.3.2 Auf Länder- und Kommunalebene


	4 Präventionsarbeit des Bundes
	4.1 Nationales Präventionsprogramm gegen islamistischen Extremismus (NPP)
	4.2 Beratungsstelle „Radikalisierung“ des BAMF
	4.3 Weitere Maßnahmen der Bundesregierung

	5 Aufenthaltsrechtliche und aufenthaltsbeendende Maßnahmen
	5.1 Ausweisung
	5.2 Nicht­Verlängerung des Aufenthaltstitels
	5.3 Rücknahme und Widerruf des Aufenthaltstitels und des Schutzstatus
	5.3.1 Statistiken zum Widerruf und der Rücknahme von Schutzstatus

	5.4 Rückführung
	5.4.1 Abschiebung
	5.4.2 Abschiebung in einen anderen EU-Mitgliedstaat
	5.4.3 Statistiken: Abschiebungen bei Gefahr für die öffentliche Sicherheit

	5.5 Überwachung aus Gründen der Sicherheit
	5.6 Verbot und Beschränkung der politischen Betätigung
	5.7 Einreise­ und Aufenthaltsverbote sowie Ausreiseuntersagung
	5.8 Rechtsbehelfe
	5.8.1 Umgang mit vertraulichen Informationen in Gerichtsverfahren


	6 Kooperationen innerhalb der EU
	6.1 Informationsaustausch auf EU­Ebene
	6.1.1 Migrationsbehörden
	6.1.2 Migrationsbehörden und Sicherheitsbehörden

	6.2 Schengener Informationssystem (SIS)
	6.2.1 Allgemeine Informationen
	6.2.2 Fahndungsausschreibungen im SIS: Gezielte und verdeckte Kontrolle
	6.2.3 Zugriff der Migrationsbehörden auf Ausschreibungen im SIS


	7 Herausforderungen und bewährte Praktiken
	7.1 Implementierung von aufenthaltsrechtlichen Maßnahmen
	7.2 Herausforderungen beim Informationsaustausch zwischen Behörden
	7.2.1 Auf nationaler Ebene
	7.7.2 Auf EU-Ebene


	8 Schlussfolgerungen
	Literaturverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Publikationen des Forschungszentrums Migration, Integration und Asyl (Auswahl)
	Working Paper
	Forschungsberichte
	Kurzanalysen
	Regelmäßig erstellte Berichte
	Berichtsreihen zu Migration und Integration

	Impressum




